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Nur ein Sozial-Europa überwindet die Krise  

Karl-Heinz Fries 
Landesvorsitzender Sozialverband VdK NRW 
Düsseldorf   

1. Soziale Lage in Europa  

Seit Beginn der Finanz- und Bankenkrise im Jahre 2008 errei-
chen uns fast täglich Nachrichten über immer tiefere Schulden-
löcher. Auf zahlreichen Krisengipfeln wurden immer neue und 
noch größere Rettungspakete geschnürt, um die Währung mit 
unterschiedlichen Mechanismen zu stabilisieren. Gemeinsam ist 
allen bislang aufgelegten Rettungsprogrammen, dass sie von 
den geschützten Staaten Haushaltsdisziplin und Sparvorhaben 
in großem Stil verlangen, um die bestehenden Staatsschulden 
zu reduzieren.  

Bislang sind die politischen Bemühungen, den Abwärtstrend 
nachhaltig zu stoppen, nicht von Erfolg gekrönt. Welche sozia-
len Folgewirkungen die Rettungsschirme und die damit verbun-
denen Reformpakete haben könnten, wird von der Politik bis-
lang eher verschwiegen und in der Öffentlichkeit kaum disku-
tiert. Gerade diese Auswirkungen für die Menschen in Europa 
sollten aber im Mittelpunkt der Überlegungen stehen und öffent-
lich thematisiert werden.   

Insgesamt 18,2 Millionen Menschen waren im August in der Eu-
ro-Zone arbeitslos. Besonders besorgniserregend ist die hohe 
Jugendarbeitslosigkeit in Spanien und Griechenland, wo mehr 
als die Hälfte der Menschen unter 25 Jahren keinen Job und 
damit keine Zukunftsperspektive haben. Nach Angaben der In-
ternationalen Arbeitsorganisation (ILO) sind vier Jahre seit Be-
ginn der Krise gut 30 Millionen Menschen weltweit mehr arbeits-
los als zuvor. Viele können von ihrer Arbeit nicht leben. 900 Mil-
lionen Beschäftigte verdienen so wenig, dass sie und ihre Fami-
lien unter die Armutsgrenze fallen, so die UN-Experten. Aber 
auch die Renten in Griechenland sind bereits mehrfach gekürzt 
worden, der Mindestlohn wurde abgesenkt. Krankenbehandlun-
gen finden zum Teil nur noch gegen direkte Barzahlung statt. 
Ein Ende der Krise scheint nicht in Sicht.   

Währenddessen werden Wünsche nach einem Rückzug in die 
mutmaßliche Schutzzone der eigenen Staatlichkeit lauter. Laut 
einer aktuellen Umfrage der Bertelsmann Stiftung haben die 
Menschen die EU und den Euro noch nie so schlecht beurteilt 
wie heute  – insbesondere die deutschen Bürger

1. 

 
 

Karl-Heinz Fries  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Welche sozialen 
Folgewirkungen 
die Rettungs-
schirme und die 
damit verbunde-
nen Reformpakete 
haben könnten, 
wird von der Politik 
bislang eher ver-
schwiegen und in 
der Öffentlichkeit 
kaum diskutiert.“  

 
 
 

 

1 http://www.bertelsmann-stiftung.de/europaszukunft 
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Schon glauben viele Bürger, auch in Deutschland, es ginge ih-
nen ohne den Euro, ohne die EU besser. Insbesondere für die 
persönlichen Chancen auf dem Arbeitsmarkt oder die Wahrung 
des sozialen Friedens sieht nur noch eine Minderheit der Deut-
schen Vorteile durch die Europäische Union. Unsere Nachbarn 
aus Polen und Frankreich sehen trotz der Euro-Krise mehr Vor-
teile für sich, so die vergleichende Studie. 
 
2. Die soziale Dimension der Krise 
 
Eine der Ursachen für diese Haltung ist möglicherweise, dass 
die Menschen nicht mehr verstehen, was ein Europa, in dem 
nur noch über die Rettung von Banken gestritten wird, mit ihrem 
Leben zu tun hat. Die soziale Dimension der Krise wird in der 
öffentlichen Diskussion ausgeblendet. Europa ist aber nicht nur 
Wirtschaftsraum, sondern auch ein Sozialraum.  
 
Wenn vor allem Sparauflagen für hochverschuldete Länder die 
Antwort Europas auf die Finanzkrise sind, dann wird – was als 
Bankenkrise begann – über kurz oder lang zur Existenzbedro-
hung für das europäische Modell von nationalen Sozialstaaten. 
Denn wenn die Finanzkraft fehlt, um die Schulden zu bedienen, 
ist mit Sparen nicht viel erreicht. Lebensrisiken wie Krankheit, 
Pflegebedürftigkeit, Arbeitslosigkeit und Alter müssen jedoch 
weiter durch staatliche Leistungen abgedeckt werden. Der Sozi-
alstaat darf nicht zum Opfer der Bankenkrise werden. 
 
Die extrem hohe Arbeitslosigkeit in manchen Ländern ist schon 
heute eine Gefahr für die politische Stabilität. Namhafte Wirt-
schaftswissenschaftler stellen mittlerweile das Vorgehen der 
Bundesrepublik Deutschland in Frage. Der deutsche Wirt-
schaftsweise Prof. Dr. Peter Bofinger hat beispielsweise nach-
gewiesen, dass die ursprünglich als Therapie gedachten Konso-
lidierungsprogramme für Irland, Italien, Portugal und Spanien 
eben nicht zu einer Belebung der Konjunktur, sondern im Ge-
genteil zu einer teilweisen erheblichen Verschlechterung geführt 
haben.2 Er zieht daraus den Schluss, dass die Strategie, die 
Krise über einen maximalen Marktdruck und durch forcierte pro-
zyklisch wirkende Sparprogramme zu lösen, völligen Schiffbruch 
(so wörtlich) erlitten habe.3 Das Wort vom „Kaputtsparen“ macht 
inzwischen die Runde.  
Die Krise zeigt aber auch deutlich, dass Nationalstaaten, die 
finanziell angeschlagen sind, immer stärker in die Abhängigkeit 
von Banken geraten, die höhere Zinsen für Darlehen verlangen, 
Bedingungen diktieren und damit großen Einfluss auf die Politik 
gewinnen können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Wenn vor allem 
Sparauflagen für 
hochverschuldete 
Länder die Antwort 
Europas auf die 
Finanzkrise sind, 
dann wird – was 
als Bankenkrise 
begann – über 
kurz oder lang zur 
Existenzbedro-
hung für das euro-
päische Modell 
von nationalen 
Sozialstaaten.“ 

                                                 
2 Prof. Dr. Peter Bofinger, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung durch den Haushaltsausschuss 
des Deutschen Bundestages am 07.05.2012, S. 2 ff. 
3 Prof. Dr. Peter Bofinger, a.a.O., S. 3. 

 4



5

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Fiskalunion und soziale Mindeststandards 
 
Nach Meinung vieler Experten liegt der Geburtsfehler des Euro 
u.a. darin, dass mit der gemeinsamen Währung zwar auch ein 
einheitlicher Zinssatz eingeführt, es aber versäumt wurde, eine 
gemeinsame Fiskalpolitik zu schaffen, obwohl die Wachstums- 
und Inflationsentwicklungen der nationalen Wirtschaften nicht 
vergleichbar waren und sind.  
 
Folgerichtig wird als Lösung nun die Einführung einer Fiskaluni-
on gefordert. Diskutiert werden dabei auf der einen Seite die 
Einführung einer Schuldenbremse mit Sanktionen für Haus-
haltssünder, auf der anderen Seite eine Transferunion mit einer 
gemeinsamen Schuldenhaftung sowie der kürzlich auf dem EU-
Gipfel beschlossene rechtliche Rahmen zur Bündelung der 
Bankenaufsicht bei der EZB (Bankenunion).  
 
Wenn wir ein vereintes Europa wollen, dann muss es ein Euro-
pa nicht nur der Währung, sondern auch der sozialen Lebens-
bedingungen sein. Bislang beschränkt sich die europäische So-
zialpolitik auf Regelungen z.B. zur Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen, auf die Freizügigkeit und die Arbeitssicherheit. 
Daneben bestehen Vergleichsverfahren der nationalen Politik-
bereiche mit völlig unverbindlichen Zielvorgaben. Zwischen wirt-
schaftlicher und sozialer Integration besteht also ein erhebliches 
strukturelles Ungleichgewicht.  
 
Erforderlich wäre eine Festlegung von sozialen Mindeststan-
dards für die Ausgestaltung der nationalen Renten-, Gesund-
heits- und Arbeitslosenversicherungssysteme ebenso wie zur 
koordinierten Armutsbekämpfung. Denn funktionierende und 
leistungsfähige nationale Sozialsysteme leisten einen wesentli-
chen Beitrag zu sozialer Inklusion und makroökonomischer Sta-
bilität im gemeinsamen Währungsraum.4 Ohne verbindliche 
Vorgaben droht angesichts des ausgeprägten Wettbewerbs in-
nerhalb der Euro-Zone immer wieder Dumping bei Löhnen, 
Steuern und Sozialabgaben, wie wir es gerade in Deutschland 
in den letzten Jahren erlebt haben.  
 
Denn an dieser Stelle müssen wir uns unter anderem auch klar 
machen, dass Deutschland sich seine derzeitige wirtschaftliche 
und fiskalische Spitzenposition innerhalb Europas teuer erkauft 
hat - durch eine Politik der realen Abwertung. In den Jahren 
2000 bis 2007 fand eine stetige Senkung des Lohnniveaus statt. 
Diese Politik hat nicht nur zu einer Verfestigung der Schere zwi-
schen Armut und Reichtum innerhalb Deutschlands geführt. Sie 
hat in Kombination mit der einseitigen Exportorientierung der 
deutschen Wirtschaft auch bewirkt, dass andere weniger wett-
bewerbsstarke europäische Länder zur Aufnahme von Krediten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Bislang be-
schränkt sich die 
europäische Sozi-
alpolitik auf Rege-
lungen z.B. zur 
Gleichbehandlung 
von Männern und 
Frauen, auf die 
Freizügigkeit und 
die Arbeitssicher-
heit. Daneben 
bestehen Ver-
gleichsverfahren 
der nationalen 
Politikbereiche mit 
völlig unverbindli-
chen Zielvorga-
ben.“ 

 

                                                 
4 Bertelsmann Stiftung, Spotlight Europe 2011/04. 
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gezwungen waren, um Importe bezahlen zu können. Mit ande-
ren Worten: das deutsche Wachstum basiert unter anderem auf 
den Schulden anderer Staaten.  
 
4. Herstellung gleicher Lebensverhältnisse 
 
Aus unserer Sicht kann das deutsche Wachstumsmodell nicht 
auf den Rest Europas übertragen werden. Aber auf der anderen 
Seite enthält das deutsche Grundgesetz durchaus Instrumente, 
die bei der Suche nach einem Weg Europas aus der Krise 
wegweisend sein könnten: den Länderfinanzausgleich. Ziel des 
Länderfinanzausgleichs ist die Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse innerhalb Deutschlands, insbesondere der 
sozialen, infrastrukturellen und wirtschaftlichen Verhältnisse. 
Erreicht wird dies durch Transferleistungen aus steuerstarken 
Bundesländern an finanzschwache Länder. In einer solchen 
Transferunion wäre Deutschland natürlich erst einmal Geber-
land. Aber seien wir ehrlich: auch heute schon trägt Deutsch-
land das Hauptrisiko der Bürgschaften, etwa aus dem umstritte-
nen Bankenrettungsprogramm ESM.  
 
Vor dem Hintergrund müssen wir uns die Frage stellen, ob wir 
wirklich hinnehmen wollen, dass der Steuerzahler dauerhaft mit 
immer größeren Beträgen für das Insolvenzrisiko der Banken 
haftet? Wäre es da nicht zielführender, das Leben in Europa 
aktiv zu gestalten, indem ein Ausgleich zwischen finanzstarken 
und -schwachen Euro-Ländern stattfindet, der langfristig eine 
Annäherung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse er-
möglicht?  
 
Können wir überhaupt in Zeiten der Globalisierung alleine auf 
den Weltmärkten bestehen? Jürgen Habermas, ein bekannter 
Soziologe und Philosoph, beschreibt den „Verzicht auf die euro-
päische Einigung als einen Abschied von der Weltgeschichte. 
Die europäischen Bevölkerungen müssen ihre Kräfte bündeln, 
wenn sie überhaupt noch auf die Agenda der Weltpolitik und die 
Lösung globaler Probleme Einfluss nehmen wollen.“5  
 
5. UmFAIRteilen 
 
Entscheidend für den Erfolg und die Akzeptanz einer solchen 
Politik wird u. a. die Frage sein, wie soziale Standards in Europa 
dauerhaft finanziert werden können. An dieser Stelle schließt 
sich der Kreis zu dem aktuellen Bündnis „UmFAIRteilen“, dem 
sich auch der VdK angeschlossen hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 

„…enthält das 
deutsche Grund-
gesetz durchaus 
Instrumente, die 
bei der Suche 
nach einem Weg 
Europas aus der 
Krise wegweisend 
sein könnten: den 
Länderfinanzaus-
gleich.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
5 Peter Bofinger, Jürgen Habermas und Julian Nida-Rümelin (2012): Kurswechsel für Europa. Ein-
spruch gegen die Fassadendemokratie. In: Frankfurter Allgemeine vom 03.08.2012.  
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Der öffentlichen Verschuldung Deutschlands von rund 2 Billio-
nen Euro stehen auf der anderen Seite fast 5 Billionen Euro pri-
vates Geldvermögen gegenüber. 61 Prozent des gesamten 
Vermögens werden dabei von den obersten 10 Prozent gehal-
ten. Diese ungleiche Verteilung hat sich in den Jahren seit Be-
ginn der Krise deutlich verfestigt.  
 
Nach Berechnungen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
ergibt sich hier ein enormes Potential für Steuereinnahmen:6 So 
würde die Wiedereinführung einer Vermögenssteuer (die be-
kanntlich 1995 abgeschafft wurde) auf das durchschnittliche 
Belastungsniveau von OECD und EU-15 Steuermehreinnahmen 
von 25 Milliarden Euro jährlich einbringen. Eine Erhöhung der 
Erbschaftssteuer, die zu einem realen Erbschaftssteuerauf-
kommen von wenigstens zehn Prozent führen würde, könnte in 
den kommenden 10 Jahren 260 Milliarden Euro in die Staats-
kassen spülen.  
 
Und eine Finanztransaktionssteuer könnte ebenfalls jährlich 10 
Milliarden Euro einbringen. Möglichkeiten und Finanzierungs-
konzepte gibt es vielfältige, aber wir müssen uns über den Weg 
einig werden. UmFAIRteilen, aber in welche Richtung. Einseiti-
ges Umverteilen in Richtung der Banken muss jedoch genauso 
ein Ende haben, wie einseitige Belastungen der Bürger.  
 
Zu einer offenen Auseinandersetzung mit der Thematik gehört 
aber auch, dass wir folgende Fragen beantworten: Welche 
Auswirkungen wird die Schuldenkrise auf den deutschen Sozi-
alstaat haben? Was passiert, wenn die Bürgschaften aus den 
Rettungsschirmen abgerufen werden? Wer wird die dann fällig 
werdenden Milliarden bezahlen müssen? Dazu schweigt die 
Politik – wahrscheinlich aus gutem Grund. Denn ein Blick auf 
die aktuellen Sparmaßnahmen der europäischen Nachbarländer 
oder auch nur ein Blick in die jüngste deutsche Geschichte 
zeigt, wer die Zeche wird zahlen müssen: Im Rahmen des 
Sparpakets der Bundesregierung im Jahre 2010 wurde ein Be-
trag von 16 Milliarden Euro vor allem für Arbeitslose und Ge-
ringverdiener gestrichen, u. a. die Rentenbeiträge für Arbeitslo-
sengeld II-Empfänger, der Heizkostenzuschuss für Geringver-
diener und ein Großteil der Fördermittel der Arbeitsagenturen.  
 
Angesichts der bevorstehenden Schuldenbremse, die ab 2016 
greifen wird, ist zu befürchten, dass die Politik weiter nach 
Sparpotentialen gerade bei der Daseinsvorsorge und der sozia-
len Sicherung suchen wird. Kürzungen in diesem Bereich wür-
den den größten Teil unserer Gesellschaft treffen. Damit können 
gerade wir im VdK uns nicht einverstanden erklären. 

„Der öffentlichen 
Verschuldung 
Deutschlands von 
rund 2 Billionen 
Euro stehen auf 
der anderen Seite 
fast 5 Billionen 
Euro privates 
Geldvermögen 
gegenüber.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
6 Paritätischer Wohlfahrtsverband (DPWV)  : Wir haben noch nie geteilt! – Ohne eine zielgerichtete
Umverteilungspolitik droht unsere Gesellschaft ihr soziales Gesicht zu verlieren 2012.   
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6. Nachhaltige und sozialverträgliche Ansätze 
 
Schon heute besteht in einem der reichsten Länder der Welt 
eine wachsende Kluft zwischen Arm und Reich, die es zu über-
brücken gilt, statt sie durch weitere Einsparungen im sozialen 
Bereich noch zu vertiefen. Banken- und Eurorettung darf nicht 
einseitig zu Lasten der sozial Schwachen und untersten Ein-
kommensschichten in Europa gehen. Auch die Arbeitnehmer in 
Europa dürfen durch Lohnstagnation und Kürzungen in den So-
zialsystemen nicht die Hauptlast einer Krise tragen, die sie ü-
berhaupt nicht verursacht haben.  
 
Wir brauchen nachhaltige und sozialverträgliche Ansätze für ein 
langfristig gutes Zusammenleben und einen sozialen Zusam-
menhalt in Europa. Die EU hat zwar in jüngster Zeit den Frie-
densnobelpreis bekommen, aber sozialen Frieden und sozialen 
Zusammenerhalt bekommt man nicht zum sozialen Nulltarif. Für 
nachhaltiges Wachstum brauchen wir öffentliche Investitionen in 
den Bereichen Forschung, Bildung und Ausbildung sowie Infra-
struktur – Investitionen in die Zukunft. 
 
Die Krise hat uns klar aufgezeigt, dass Staaten mit gut ausge-
bauten sozialen Sicherungssystemen, insbesondere mit guter 
staatlicher Arbeitslosenversicherung, die wirtschaftlichen Folgen 
einer Krise besser bewältigen können. Bei Ländern wie Grie-
chenland, Portugal, Spanien oder Irland wirken Kürzungen bei 
Sozialleistungen korrelierend mit einem Rückgang öffentlicher 
Investitionen eher als Beschleuniger der ökonomischen Ab-
wärtsspirale7. Daher sollten wir unseren deutschen Sozialstaat 
schützen und erhalten und auch für Europa neue soziale Wege 
finden. Weitere neoliberalistische Tendenzen den Sozialstaat 
schlanker zu gestalten, soziale Risiken wie Arbeitslosigkeit, 
Pflege und Gesundheit immer weiter zu privatisieren, müssen 
zurück gedrängt werden. Der derzeitigen Austeritätspolitik, mit 
immer größeren sozialen Einschnitten, muss Einhalt geboten 
werden. 
 
Wir werden uns zukünftig diesen und anderen neuen sozialen 
Fragen stellen müssen – nicht nur für Deutschland, sondern 
auch für die europäische Union. Wir sehen uns als VdK in der 
Verantwortung, Selbstbestimmung und gleiche Teilhabechan-
cen für Menschen mit Behinderung, sozial Schwache, chronisch 
Kranke und Pflegebedürftige, aber auch gleiche Teilhabe an 
Bildung, Beschäftigung und gesellschaftlichem Leben für alle 
Bürger einzufordern. Wir brauchen ein soziales Gegengewicht 
gegen ökonomische Verengung, gegen Spekulantentum und 
Gewinnmaximierung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Krise hat uns 
klar aufgezeigt, 
dass Staaten mit 
gut ausgebauten 
sozialen Siche-
rungssystemen… 
die wirtschaftlichen 
Folgen einer Krise 
besser bewältigen 
können. Daher 
sollten wir unseren 
deutschen Sozial-
staat schützen und 
erhalten und auch 
für Europa neue 
soziale Wege fin-
den.“ 

 

                                                 
7 Vgl. Bertelsmann Stiftung, Spotlight Europe 2011/04. 
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Hat Peter Sloterdijk8 nicht Recht, wenn er sagt: „Dass wir das 
Menschsein nicht weiter nur zu einer Frage der Kaufkraft ma-
chen dürfen?“ Und wir - dürfen die Diskussion um die EU nicht 
nur zu einer fiskalpolitischen Diskussion machen, sondern müs-
sen die soziale Dimension immer wieder sichtbar machen.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

8 Peter Sloterdijk (2005): Im Weltinnenraum des Kapitals, Frankfurt am Main, 2005, S. 26. 
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Sozialpolitik als Instrument der Verarmung? 
Die Zerstörung des Europäischen Wohl-
fahrtsstaates in der Euro-Krise  

Prof. Albrecht Goeschel 
Akademie und Institut für Sozialforschung e.V. 
Verona  

1. Zweimal Profite: Aus der Euro-Einführung und aus der 
    Euro-Krise  

Seit dem Frühjahr 2012 haben sich die ökonomische und die 
politische Lage in der Euro-Zone und in der Europäischen Union 
dramatisch verändert und die sozialen und regionalen Probleme 
dramatisch verschärft. Das europäische Haus stehe in Flammen 
und die Deutsche Bundeskanzlerin lösche mit Kerosin, befand 
der vormalige deutsche Außenminister Fischer damals fas-
sungslos ob der Gefahr einer Zerstörung der europäischen Ord-
nung durch das Spardiktat, das nur ein anderer Name für Des- 

investition und Disengagement für die Europäische Gemein-
schaft ist.

1  
 

Die deutsche Exportwirtschaft, der deutsche Bankensektor und 
der deutsche Staatshaushalt haben sich als die großen Profiteu-
re zuerst der Aufwertungsvermeidung dank Euro und nun der 
Krise des Euro und der EU erwiesen. Ein Jahrzehnt Kredittrans-
fer der erzielten innereuropäischen Handelsüberschüsse 
Deutschlands in die EU-Nachbarländer haben den Standort 
Deutschland so profitabel und risikofest gemacht, dass er nun 
auch noch hunderte von Milliarden Fluchtkapital aus den ande-
ren europäischen Volkswirtschaften und Anlagekapital aus der 
übrigen Welt auf sich zieht. Und eine durch die Krise des Euro 
forcierte Abwertung des Euro würde die Exportposition der 
deutschen Unternehmen noch weiter stärken.  

Zugleich sind über den Hebel der Bankenrettung durch Staats-
verschuldung mit nachfolgenden Einsparprogrammen die 
durchaus leistungsfähigen und damit wettbewerbsgegnerischen 
Konkurrenzindustrien vor allem in Frankreich, Italien und Spa-
nien in die Rezession geraten. Und schon zuvor haben die Kapi- 
talüberschusskredite in die europäischen Peripherieländer dort 
zwar den deutschen Banken gute Geschäfte, den dortigen 
Volkswirtschaften aber vor allem eine unproduktive und für die 
deutschen Exportkonzerne ungefährliche Immobilienökonomie 
etc. geschaffen. Sofern die Industrien in den Schuldenländern 
nun, wie gefordert, durch Lohnabbau ihre Exportpreise „wettbe-
werbsfähiger“, d.h. billiger machen, ermöglichen sie durch Ver- 

Prof. Albrecht Goeschel  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Ein Jahrzehnt 
Kredittransfer der 
erzielten innereu-
ropäischen Han-
delsüberschüsse 
Deutschlands in 
die EU-Nachbar-
länder haben den 
Standort Deutsch-
land so profitabel 
und risikofest ge-
macht, dass er nun 
auch noch hunder-
te von Milliarden 
Fluchtkapital aus 
den anderen euro-
päischen Volks-
wirtschaften und 
Anlagekapital aus 
der übrigen Welt 
auf sich zieht.“ 

                                                 

1 Fischer, Joschka: Das europäische Haus steht in Flammen. In: Süddeutsche Zahlung, 04.06.2012. 
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billigung der Zulieferungsleistungen nach Deutschland den dor-
tigen Exportkonzernen noch höhere Gewinne. Und: Ein Herun-
tersparen der europäischen Konkurrenzökonomien vermindert 
deren Kapitalstock und „erspart“ der deutschen Ökonomie In-
vestitionen zur Erhöhung des eigenen Kapitalstock. 
 
In der europäischen und internationalen Politik und Ökonomie 
mehren sich die Stimmen, die im Hochreden der Staatsver-
schuldung einzelner Euro-Länder und in dem harten und einsei-
tigen Sparkurs der deutschen Bundesregierung gegenüber den 
europäischen Nachbarländern durchaus Methode erkennen: 
Wozu mit Euro-Bonds den Kapitalzustrom in den deutschen 
Wirtschaftsraum stoppen oder gar mit einem EU-Marshallplan 
der durchaus nicht bedeutungslosen Konkurrenz in Frankreich, 
Italien und Spanien wieder mehr Spielraum verschaffen und den 
Zustrom junger Gutausgebildeter zum Versiegen bringen? 
 
In wenig bekannten Analysediensten aber auch in den allge-
meinen Leitmedien wird Europa immer mehr als Ballast für ein 
neues Geschäftsmodell Deutschland registriert. Deutschland 
wendet sich nunmehr Brasilien, China, Indien und Russland zu 
und Europa wird zum Hinterland herabgestuft.2 Dass Deutsch-
land mit seiner Euro-Beute aus dieser Währung aussteigen soll-
te, wurde schon einmal im Jahre 2005 diskutiert.3 In dem auf 
einen solchen Ausstieg zunächst folgenden Exporteinbruch mit 
Hocharbeitslosigkeit wird die Chance gesehen, lohnbezogen 
noch „wettbewerbsfähiger“ zu werden und die Konkurrenz mit 
den asiatischen Mitbewerbern aufnehmen zu können.4 
 
2. Nutzung der Krise für eine Schubumkehr im Sozialen 
 
Die Mainstream-Kritik an der Europolitik des deutschen Macht-
kartells aus Bundesregierung, Großbanken und Exportwirtschaft 
begnügt sich dabei mit einer banalen Erkenntnis: Bei einer Stra-
tegie des Niedersparens der europäischen Konkurrenzökono-
mien und zugleich der realen Abwertung ihrer Produktionen, 
d.h. Verbilligung und Wettbewerbsstärkung als Zulieferer des 
deutschen und nunmehr deutsch-europäischen Exportkapitalis-
mus, wird es über die benutzten Instrumente des Fiskalpaktes 
und der ESM-EZB-Mechanismen auch zu massiven Sozialkür-
zungen für die deutsche Bevölkerung kommen.5

 

                                                

 
 
 
 
 
 

„In der europäi-
schen und interna-
tionalen Politik und 
Ökonomie mehren 
sich die Stimmen, 
die im Hochreden 
der Staatsver-
schuldung einzel-
ner Euro-Länder 
und in dem harten 
und einseitigen 
Sparkurs der deut-
schen Bundesre-
gierung gegenüber 
den europäischen 
Nachbarländern 
durchaus Methode 
erkennen…“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2 Grzanna, Marcel: Und ewig lockt China. In: Süddeutsche Zeitung, 13.06.2012 und Stephan, Sabine; 
Redle, Leonhard: Going East: Deutschland setzt auf den Handel mit China und den Ländern Mittel- 
und Osteuropas, IMK-Report 54. Hrsg.: Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung, Düssel-
dorf, September 2010; Gerlach, Sally, Plume, Anna-Marleen: Deutschland und China sind die Globali-
sierungsgewinner. In: Prognostrendletter, Basel 1/2012, S. 6 ff.; Matern, Tobias: Geschäft mit Spreng-
kraft. In: Süddeutsche Zeitung, 12.07.2012: Zum Besuch von Bundeskanzlerin Merkel in Indonesien 
und dem dort gewünschten Panzerankauf. 
3 Einecke, Helga: Politisch unerwünscht. In: Süddeutsche Zeitung, 14.07.2005. 
4 dpa: Linde-Chef Reitzle fordert Euro-Austritt. In: Süddeutsche Zeitung, 16.01.2012. 
5 Öchsner, Thomas: Jetzt geht’s an die Reserven. In: Süddeutsche Zeitung, 15.11.2011. 
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Für diese Vermutung bedarf es keiner allzu großen intellektuel-
len Anstrengung. 
 
Nicht nur, dass die ansonsten beim Armutsthema sich beson-
ders lautstark in den einschlägigen Talk-Runden vordrängenden 
Repräsentantinnen und Repräsentanten einiger Verbände des 
Sozialen und der Wohlfahrt hartnäckig zur regelrecht erpressten 
Verarmung der Bevölkerungen vor allem im Süden Europas 
schweigen:6 Die sozial- und armutspolitische Diskussion in 
Deutschland verschließt sich auch der Erkenntnis, dass es im 
Zuge der Euro-Krise zu einer regelrechten „Schubumkehr“ in 
der Sozialsicherung gekommen ist: Die Systeme der Sozialsi-
cherung der EU- und insbesondere der Euroländer sind durch 
die Vorgaben und Auswirkungen des Fiskalpaktes von Faktoren 
des Einkommensausgleiches und- erhaltes, d.h. positiver Ein-
kommens- und Wachstumspolitik, zu Instrumenten der Ein-
kommenssenkung, d.h. negativer Einkommens- und Verar-
mungspolitik gemacht worden. Dies stellt letztlich auch die 
Grundlagen der Verbändedemokratie in Frage und erklärt damit 
die Verdrängungs- und Verleugnungshaltung der Verbände des 
Sozialen und der Wohlfahrt beim Thema Euro-Krise und EU-
Krise.7 
 
Nachfolgend werden daher nicht in mainstreamkritischer Manier 
die absehbaren und angestrebten sozialen Folge der Euro-Krise 
und ihrer Nutzung für die Generierung noch höherer Extraprofite 
beklagt. Analysiert wird statt dessen, dass es das für die Wohl-
fahrtsstaaten Europas typische funktionell ausgesonderte „Sozi-
ale“ selbst, die kodifizierten Sozialrechte, die institutionell auf-
gegliederten Sozialsicherungszweige und die von der Wirt-
schaftspolitik abgetrennte Sozialpolitik als Wesensmerkmal des 
Wohlfahrtsstaates sind, die unter Nutzung der Euro-Krise dafür 
instrumentalisiert wurden und werden, um Arbeit noch billiger zu 
machen und nicht mehr nur um billige Arbeit möglich zu ma-
chen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Systeme der 
Sozialsicherung 
der EU- und ins-
besondere der 
Euroländer sind 
durch die Vorga-
ben und Auswir-
kungen des Fis-
kalpaktes von Fak-
toren des Ein-
kommensausglei-
ches und- erhaltes, 
d.h. positiver Ein-
kommens- und 
Wachstumspolitik, 
zu Instrumenten 
der Einkommens-
senkung, d.h. ne-
gativer Einkom-
mens- und Verar-
mungspolitik ge-
macht worden.“ 

 

 

                                                 
6 Einzige Ausnahme ist bislang der Landesverband Nordrhein-Westfalen des VdK, der im Oktober 
2012 ein exzellentes Forum zum Thema „Euro“: Rettet eine Sozial-Union Europa? veranstaltet hat. 
7 Schon seit dem Ausbrechen der Finanz-, Real- und Staatsbudget-Krise auch in Deutschland fällt auf, 
dass seitens der Verbände des Sozialen und der Wohlfahrt die mittlerweile verflossene Zeit mitnichten 
genutzt worden ist, um auch substantielle ordnungspolitische und gesamtwirtschaftliche Positionen 
aufzubauen und makroökonomisch abzusichern. Als Ausnahme ist hier lediglich der Landesverband 
Bayern der AWO zu nennen, der im Jahre 2009 eine Untersuchung zu den fiskalischen und damit 
sparpolitischen Kosten der einseitigen Exportorientierung Deutschlands gefördert hat. Außerdem hat 
die Forschungsstelle des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes ein sozialpolitisches Kritikmuster am 
Geschäftsmodell Deutschland formuliert. Goeschel, Albrecht: Mehrwerststeuer-Lücke und Export-
Meisterschaft: Gesamtwirtschaftliche und armutspolitische Anmerkung zur Mehrwertsteuerdebatte. 
Hrsg.: Studiengruppe für Sozialforschung e.V. mit Förderung der Arbeiterwohlfahrtlandesverband 
Bayern e.V., Marquartstein, Juli 2009 und von zur Gathen, Marion und Martens, Rudolf: Stellungnah-
me des Paritätischen Gesamtverbandes zum Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung des Wirt-
schaftswachstums. Hrsg.: Der Paritätische Gesamtverband, Berlin 26.11.2009. 
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3. Wirtschaftsraumerweiterung und Währungsanpassung: 
    Grundmuster des atlantisch-pazifischen Kapitalismus 
 
Das Grundmuster der hegemonialen globalisierten Ökonomie 
und ihrer Politik besteht in einem seit dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs stetigen Wachstum des Welthandels bei gleichzeiti-
gem Abflachen der Gesamtwirtschaftsleistung in den Traditions-
räumen Vereinigte Staaten, Japan und Europa. Die systemtypi-
schen inländischen Überproduktionskrisen wurden durch forcier-
ten Zugewinn neuer ausländischer, auch wechselseitiger Ab-
satzmöglichkeiten „exportiert“. Dabei wurde dann jeweils auch 
das Währungssystem unter Nutzung politischer, militärischer 
und finanzieller Druckmittel angepasst. Am Beginn dieser Phase 
stand die ökonomisch-politische „Machtergreifung“ der Vereinig-
ten Staaten auch im bisherigen atlantischen und pazifischen 
Wirtschaftsraum der besiegten Gegner Deutschland und Japan. 
Die Anerkennung des US-Dollar als Ersatz für die vormalige 
Golddeckung von Währungen bei festen Wechselkursen, das 
System von Bretton-Woods, bildete hierfür den Auftakt. 
 
Die Wachstumswirkung der Wirtschaftsraumerweiterung be-
stand in erster Linie darin, dass das für die kapitalistische Wirt-
schaftsweise kennzeichnende weite Zurückbleiben der Lohnein-
kommen hinter der Wertschöpfung nicht wegen fehlender In-
landskaufkraft zu Überproduktionskrisen führte bzw. diese ab-
dämpfte. Es wurden immer neue Räume mit kostengünstigen 
Arbeitskräften bzw. Absatzmärkten für den Export überschüssi-
ger Waren und überschüssigen Kapitals erschlossen. Das Vor-
handensein schwächer entwickelter Regionen, Landesteile, 
Nachbarländer oder Weltgegenden, das gleichzeitge Nebenein-
ander von wirtschaftsräumlichen Unterschieden, d.h. die Raum-
dimension, ist eine Grundkomponente in der Konkurrenz um 
Höchstgewinne. 
 
Allerdings wird diese Ausnutzung von regionalen und internatio-
nalen Disparitäten für die Krisenvermeidung oder Krisendämp-
fung durch Waren- und Kapitalexport von den konkurrierenden 
Volkswirtschaften und ihren Staaten typisch in der Sphäre der 
Währungspolitik abgewehrt: Exportangriffen andere Volkswirt-
schaften wird durch Abwertung der eigenen Währung begegnet. 
Dadurch wird der Import der angreifenden Waren und des an-
greifenden Kapitals verteuert und der eigene Export verbilligt. 
Realwirtschaftliche Ungleichgewichte führen, wenn sie exportiert 
werden, typisch zu Währungsauseinandersetzungen.8

 

                                                

 
 
 
 
 
 
 

„Die systemtypi-
schen inländischen 
Überproduktions-
krisen wurden 
durch forcierten 
Zugewinn neuer 
ausländischer, 
auch wechselseiti-
ger Absatzmög-
lichkeiten „expor-
tiert“. Dabei wurde 
dann jeweils auch 
das Währungssys-
tem unter Nutzung 
politischer, militäri-
scher und finan-
zieller Druckmittel 
angepasst.“ 

 

 
8 Altvater, Elmar: Die Währungskrise, Frankfurt am Main 1969, S. 10 ff. 
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Übersicht 1: Krisendämpfung durch Wirtschaftsraumerwei- 
                      terung und Währungsanpassung 1945 – 2012 
 

Quelle: Goeschel, Albrecht: Regionale Wertschöpfung und die Staatsschul-
denkrise in der Euro-Zone. In: Georg, Wolfgang; Berg Thomas (Hrsg.): Regi-
onales Zukunftsmanagement Band 6: Regionalökonomie, Pabst Science 
Publishers, Lengerich 2012, S. 49 
 
4. Raumordnung und Daseinsvorsorge als Europäisches 
    Sozialmodell 
 
Regionale und internationale Disparitäten in der Wirtschaftsent-
wicklung als Voraussetzung für den „Export“ von Krisenpotentia-
len und für den Preis von chronischen Währungsproblemen zei-
gen in Europa noch eine besondere Spezifität. Ein erheblicher 
Teil des Wachstums vor und nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
durch die Erschließung der landwirtschaftlich-handwerklichen 
Regionen in Europa selbst generiert.9 Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse durch Raumordnung und Landesentwick-
lung war dafür in Deutschland die Strategieformel. Bei der Wie-
derzusammenlegung von Ost- und Westdeutschland und bei 
der Zusammenführung Europas ging es um die Integration au-
tonomer Sozialstaaten mit teilweise unterschiedlichen Wirt- 

 
 
 

                                                 
9 Lutz, Burkart: Der kurze Traum immerwährender Prosperität, Frankfurt am Main; New York 1984, S. 
210 – 228. 
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schaftssystemen: Auch dies richtete die Aufmerksamkeit auf die 
räumlichen Disparitäten innerhalb des Wirtschaftsraumes und 
erschloss enorme innere Wachstumspotentiale. 
 
Die andere Besonderheit Europas ist der Aufbau eines Systems 
der Sozialsicherung durch steuer- oder beitragsfinanzierte Bud-
gets oder Fonds für Krankheit, Alter oder Arbeitslosigkeit. Sozi-
alsicherung ist hierfür in Europa die Strategieformel. Dabei zei-
gen die europäischen Nationalstaaten eine auch geografisch 
gehäufte Vielfalt von Sozialsicherungsformen. Deren Grund-
funktion ist aber stets die gleiche: Die systembedingte Lohnzu-
rückdrängung wird durch systemstabilisierenden Lohnersatz in 
Form von Sozialtransfers und Sozialinfrastruktur ausgeglichen. 
 
Zumindest in Deutschland wurde im Zuge der Neoliberalisierung 
diese vormalige Politikkonzeption gleichwertiger Lebensverhält-
nisse, d.h. eine Entwicklung der wirtschaftsschwächeren Regio-
nen durch politisch flankierte „Kapitalexporte“ aus den wirt-
schaftsstarken Regionen aufgegeben und durch die „Clusteri-
deologie“ ersetzt: Konzentration aller Potentiale auf die welt-
marktrelevanten Standorträume der stärksten Realkapitale mit 
Orientierung am Wirtschaftsraum Europa und am Weltwirt-
schaftsraum.10 Dies ist neuerdings auch die Maßgabe für alle 
Euro-Länder.11 
 
Vor allem in Deutschland wurde die vormalige Politikkonzeption 
der Lohnzurückhaltung durch Daseinsvorsorge, d.h. der Ergän-
zung gewinnförderlich zurückbleibender Lohnquoten durch kre-
ditfinanzierte öffentliche Leistungen, Dienste und Einrichtungen 
ebenfalls aufgegeben. Stattdessen wurden die so genannten 
Lohn-„Nebenkosten“, ökonomisch sind dies Neben-Löhne, be-
nutzt, um tarifpolitisch geräuschlos die Gesamtlöhne vorausei-
lend, gegenwärtig oder nachträglich zu senken.12 
 
In Europa, insbesondere in Deutschland, existieren dadurch 
zwei Hauptkanäle der Beanspruchung des Lebensstandards der 
Bevölkerung zur Refinanzierung der so genannten Staatsschul-
den:13 Die laufende Verschlechterung der Regional- und Kom-
munalfinanzen und die laufende Verringerung der Sozialtrans-
fers. 

 
 
 
 
 
 
 

„Dabei zeigen die 
europäischen Na-
tionalstaaten eine 
auch geografisch 
gehäufte Vielfalt 
von Sozialsiche-
rungsformen. De-
ren Grundfunktion 
ist aber stets die 
gleiche: Die sys-
tembedingte Lohn-
zurückdrängung 
wird durch sys-
temstabilisieren-
den Lohnersatz in 
Form von Sozial-
transfers und So-
zialinfrastruktur 
ausgeglichen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
10 Martens, Rudolf: Raumtypisierung und Regionen-Ranking: Zum Wandel der Planungs- und Förde-
rungspolitik als Rahmen für Daseinsvorsorge in Genossenschaftsform. In: George, Wolfgang; Berg, 
Thomas (Hrsg.): A.a.O., S. 145 – 151. 
11 Deutsche Bundesbank: Zur Problematik makroökonomischer Ungleichgewichte im Euro-Raum. In: 
Monatsbericht, Frankfurt am Main, Juli 2010, S. 17 – 31. 
12 Zander, Thomas: Mindestlöhne: Einkommenspolitische Korrektur des Geschäftsmodell Deutsch-
land? In: Sozialverband VdK NRW (Hrsg.): „Lohnarbeit“: Sozialstaatserneuerung in NRW durch bes-
sere Löhne und Daseinsvorsorge. Düsseldorf 2011, S. 99 – 107. 
13 Goeschel, Albrecht: Staatsverschuldung und Lohnabbau fördern Unternehmensgewinne und Ver-
mögenseinkommen. Diskussionspapier für den Sozialverband VdK, Marquartstein, Januar 2011. 
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Bis zur Finanz- und Realkrise 2008/2009 bestand die Funktion 
der EU und vor allem des Euro darin, dass sich die in Konkur-
renz liegenden zunächst westeuropäischen Volkswirtschaften 
gleichwohl gemeinsam gegenüber dem ökonomischen und poli-
tischen Imperialismus der Vereinigten Staaten von Amerika und 
gegenüber dem ökonomisch-technologischen Konkurrenten Ja-
pan behaupten konnten. Durch einen gemeinsamen Außenwert 
sollten und wurden die internen Wachstumspotentiale gegen die 
vom US-Dollar immer wieder, etwa bei den beiden Ölkrisen, 
ausgelösten Währungsschocks geschützt und positive Auswir-
kungen und negative Auswirkungen des stark schwankenden 
Euro-Dollar-Wechselkurses im größeren Wirtschaftsraum aus-
geglichen. Das für den deutschen Export schädliche Zurückfal-
len des US-Dollarkurses konnte durch die eurointerne Export-
steigerung aufgefangen werden. 
 
Nun geht es um andere Dimensionen: Wenn es gelingt, den 
Euro nicht nur zu retten, sondern auch die europäischen Volks-
wirtschaften und Sozialstaaten im Zuge des stillen Staatstrei-
ches der EZB und der ausdrücklichen Haushaltsdiktate des Fis-
kalpaktes zu formieren, dann wird der US-Dollar seine komfor-
table und zugleich selbstruinöse Rolle als Weltgeld ausgespielt 
haben. Die Kapitalströme der Welt werden sich dann stärker auf 
Europa richten. 
 
Neben nominalen Änderungen der Währungsrelationen konkur-
rierender Wirtschaftsblöcke, gegenwärtig zeigt der Euro trotz 
aller Krisen gegenüber dem Dollar infolge der dürftigen Produk-
tionsleistung und enormer Staatsüberschuldung der USA eine 
exporthinderliche Stärke, ist es möglich, Währungsrelationen 
durch reale Änderungen, insbesondere einen massiven Abbau 
der Arbeitseinkommen zu erreichen: Der Wert einer Währung 
wird dann sozusagen von innen, durch Lohndämpfung gesenkt. 
Diese Strategie hat das deutsche Machtkartell nunmehr mit Hilfe 
des Fiskalpaktes vor allem von den südlichen Euro-Ländern 
regelrecht erpresst. Der Erfolg dieser Politik, eine Mehrfachge-
winner-Position einer kleinen Kerngruppe weniger EU- und Eu-
rovolkswirtschaften, allen voran das Geschäftsmodell Deutsch-
land, ist an den Zahlungsbilanzen der EU-Länder abzulesen. 
(Karte 1) 
 
Das Besondere daran ist, dass dabei der Sozialstaat, dass die 
Sozialtransfers benutzt werden, um die Konkurrenzkapitalien 
auszuschalten oder abhängig zu machen. Dabei zeichnen sich 
je nach dem Entwicklungsstand der Sozialstaatlichkeit in den 
verschiedenen EU-Ländern unterschiedliche „Pfade“ der Zerrüt-
tung der jeweiligen Gesellschaften und Volkswirtschaften mittels 
Sozialabbau, angetrieben durch Sparpolitik und „Fiskalpakt“, ab. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Neben nominalen 
Änderungen der 
Währungsrelatio-
nen konkurrieren-
der Wirtschaftsblö-
cke… ist es mög-
lich, Währungsre-
lationen durch 
reale Änderungen, 
insbesondere ei-
nen massiven 
Abbau der Ar-
beitseinkommen 
zu erreichen: Der 
Wert einer Wäh-
rung wird dann 
sozusagen von 
innen, durch 
Lohndämpfung 
gesenkt.“ 
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Karte 1:  
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4.1. Umbau durch direkte Sozialtransfersenkung 
 
Der zentrale Sparhebel der Regierungen der Krisen- und Defizit-
länder ist eine direkte Senkung der Sozialtransfers. Gerade bei 
stärker steuerfinanzierten Sozialsicherungssystemen bietet es 
sich für die Regierungen an, hier direkte Ausgaben- bzw. Leis-
tungskürzungen zu dekretieren. Die Blaupause hierfür haben 
die dementsprechend auch als Vorbild gepriesenen „Reformen“ 
in Deutschland geliefert. Durchgängig wurde bei diesen Refor-
men der Sozialsicherung eine Lohnsenkung, d.h. negative Ein-
kommenspolitik auch durch Leistungsabbau verfolgt, um die 
Export- Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. 
 
Dabei war, wie die Kombi-Löhne und die Kombi-Renten zeigen, 
gerade auch die zunehmende Steuerfinanzierung der Arbeits-
löhne und der Sozialtransfers regelmäßig mit Reduzierungen 
der Löhne und der Transfers verbunden. Unterlegt wurden die 
direkten Sozialtransfersenkungen durch Leistungsabbau im „Re-
formmodell“ Deutschland zusätzlich noch durch Vorgaben zur 
Beitragssatzstabilisierung, zum Abbau der Beitragsfinanzie-
rungsparität und durch Beitragssatzsubventionierung aus Steu-
ermitteln. Ein steigendes und sich verfestigendes Armutsrisiko 
ist damit das politisch erzeugte Resultat. Nachdem dieser Weg 
von der deutschen Politik gegenüber den anderen EU- und Eu-
roländern durchgesetzt ist, muss und kann analysiert werden, 
wie sich das Armutsrisiko dieser Politik für die Bevölkerungen in 
den Ländern der EU darstellt. 
 
Dabei wird unterstellt, dass Länder mit einem hohen Niveau an 
Sozialtransfers zwar eine breite Angriffsfläche für eine Zerrüt-
tung durch die sogenannte Austerity-Strategie bieten. Für die 
Mehrzahl der Länder der Euro-Zone und diese insgesamt, wird 
dementsprechend auch tatsächlich ein Rückgang der Wirt-
schaftsleistung, ein Sinken des Bruttoinlandsprodukts gegen-
über dem Vorjahr als Folge dieser Strategie prognostiziert.14 
Allerdings können die eingebauten Stabilisatoren der Sozialsi-
cherung, insbesondere wenn sie beitragsfinanziert sind, auch 
nicht „über Nacht“ demontiert werden und sie behalten ihre Ar-
mutsverminderungs- oder Armutsvermeidungsfunktion gerade 
dann bei, wenn sie breit ausgelegt und gut ausgestattet sind. 
Hierfür spricht der grafische Zusammenhang von Sozialquote 
und Armutsquote in Europa. In der Tat zeigen diejenigen Länder 
der EU, die hohe Sozialquoten aufweisen, niedrige Armutsquo-
ten und umgekehrt.15 (Übersicht 2) 

 
 
 

„Gerade bei stär-
ker steuerfinan-
zierten Sozialsi-
cherungssystemen 
bietet es sich für 
die Regierungen 
an, hier direkte 
Ausgaben- bzw. 
Leistungskürzun-
gen zu dekretie-
ren.“ 

 

                                                 
14 Arbeitskreis Konjunktur: Im Bann der Austeritätspolitik: Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung 
2012. IMK-Report  69. Hrsg.: Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung Düsseldorf Dezem-
ber 2011. 
15 Obinger, Herbert: Sozialpolitische Nettoausgaben im internationalen Vergleich-Bestimmungsver-
fahren und Wirkungen. In: ZeS-Report. Hrsg.: Zentrum für Sozialpolitik Bremen, November 2007, S. 3 
ff. 
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Übersicht 2: Sozialsicherung und Armutsgefährdung 
                      in Europa 2009 

 
 

 
Sozialsicherungsquote1 

in Prozent des Bruttoinlands-
produkts 2009 

Armutsgefährdungsquote2 

in Prozent der  
Bevölkerung 2009 

16,6 Lettland Lettland 25,7 
16,7 Bulgarien Rumänien 22,4 

16,9 Rumänien Bulgarien 21,8 
18,3 Slowakei Litauen 20,6 

19,0 Estland Griechenland 19,7 
19,4 Polen Estland 19,7 

19,8 Malta Spanien 19,5 
19,8 Tschech. Rep. Italien 18,4 

20,6 Zypern Portugal 17,4 
20,6 Litauen Ver. Königr. 17,3 

22,7 Luxemburg Polen 17,1 
23,0 Ungarn Deutschland 15,5 

23,3 Slowenien Malta 15,3 
24,5 Spanien Zypern 15,3 

25,6 Portugal Irland 15,0 
26,4 Irland Luxemburg 14,9 

27,3 Griechenland Belgien 14,6 
28,2 Ver. Königr. Finnland 13,8 

28,4 Italien Schweden 13,3 
28,9 Belgien Dänemark 13,1 

29,4 Finnland Frankreich 12,9 
29,7 Niederlande Ungarn 12,4 

29,9 Österreich Österreich 12,0 
30,1 Deutschland Slowenien 11,3 

31,5 Schweden Niederlande 11,1 
31,6 Frankreich Slowakei 10,0 
32,5 Dänemark Tschech. Rep. 8,6 

1) Leistungen für die Sozialschutzfunktionen Krankheit und Gesundheit, Invalidität und  
    Gebrechen, Alter, Hinterbliebene, Familie und Kinder, Arbeitslosigkeit, Wohnen,  
    Soziale Ausgrenzung. 
2) Von Armut bedrohte Personen gemessen an einem Einkommen in Höhe von 60 Prozent 
    des medianen Äquivalenzeinkommens nach Sozialleistungen. 
Quelle: Eurostat 2011 und Eurostat 2012 
 
4.2. Umbau durch indirekte Sozialtransfersenkung 
 
Zusätzlich zu einer direkten Verringerung der Sozialtransfers mit 
der Folge einer Erhöhung des Armutsrisikos vor allem in Län-
dern mit schon jetzt niedriger Sozialquote und hoher Armuts-
quote, muss auch mit den Folgewirkungen steigender Arbeitslo-
sigkeit nach Sozialtransferkürzungen gerechnet werden.  
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Nachdem Sozialtransfers vor allem für die Nachfrage relevant 
sind, bewirken Sozialtransferkürzungen Nachfrageausfall und 
Beschäftigungsausfall. Steigende Arbeitslosigkeit führt dann zu 
Mehrbeanspruchung der Sozialtransfers bei gleichzeitiger We-
nigeraufbringung entsprechender Finanzmittel.16 Mit solchen 
Effekten muss für Länder gerechnet werden, in denen schon 
jetzt die Sozialtransferquote niedrig und die Arbeitslosenquote 
hoch ist.17 (Übersicht 3) 
 
5. Sparpolitik und Fiskalpakt zerrütten Europa 
 
Die Begriffe „Fiskal-Union“ bzw. „Fiskalpakt“ sind in hohem Ma-
ße irreführend. Mit dem Teilbegriff „Union“ wird eine Einheit auf 
eben dem Gebiet vorgetäuscht, auf dem ganz im Gegenteil zu-
nächst eine Zerrüttung und nachfolgend eine Spaltung Europas 
betrieben wird, nämlich über die Para-Fisci. Mit dem Teilbegriff 
„Pakt“ wird ein Vertragsverhältnis vorgetäuscht, wo ganz im Ge-
genteil eher ein Zwangsverhältnis vorliegt. Diese drohende Zer-
rüttung und Spaltung Europas lässt sich durch zwei Kartografien 
gut verdeutlichen. Diese Karten zeigen die aktuellen Rangplätze 
der EU-Länder bei den Sozialleistungsquoten18 und den Ar-
mutsquoten19 bzw. den Sozialleistungsquoten und den Arbeits-
losenquoten20 der einzelnen Länder im Europavergleich.21 Bei-
de Karten zeigen höchste Werte für verbleibende Sozialquoten 
nach Abzug der Armutsquote bzw. nach Abzug der Arbeitslo-
senquote in einer Kernzone, die Deutschland und Österreich, 
Belgien, Niederlande und Luxemburg, Dänemark und Schwe-
den umfasst. 

„Nachdem Sozial-
transfers vor allem 
für die Nachfrage 
relevant sind, be-
wirken Sozialtrans-
ferkürzungen 
Nachfrageausfall 
und Beschäfti-
gungsausfall. Stei-
gende Arbeitslo-
sigkeit führt dann 
zu Mehrbeanspru-
chung der Sozial-
transfers bei 
gleichzeitiger We-
nigeraufbringung 
entsprechender 
Finanzmittel.“ 

 
 
 
 
 
 

                                                 
16 Hauser, Richard: Die Wechselwirkungen zwischen Beschäftigungspolitik und Sozialer Sicherung. 
Diskussionspapier P 89 – 106. Hrsg. Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, Berlin 
11.04.1989. 
17 Zur regionalen Postitivkorrelation von Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebedürftigkeit. Hotz, Dieter:  
Arbeitslosigkeit, Sozialhilfeausgaben und kommunales Investitionsverhalten. In: Informationen zur 
Raumentwicklung. Hrsg. Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 9/10 – 
1987, S. 593 – 610, bes. S. 598 ff. 
18 Anteil der Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt für die Funktionen Krankheit und Gesundheit, Invalidi-
tät und Gebrechen, Alter, Hinterbliebene, Familie und Kinder, Arbeitslosigkeit, Wohnen, Soziale Aus-
grenzung. 
19 Anteil der Personen mit einem Einkommen unter der EU-Armutsgrenze an den Einwohnern. 
20 Anteil der Arbeitslosen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. 
21 Methodisch wurde dabei wie folgt verfahren: Kartografie Sozialquote und Armutsquote: Für jedes 
Land wurde von der Sozialleistungsquote die Armutsquote subtrahiert. Die verbleibenden positiven, 
neutralen oder negativen Saldowerte wurden in eine absteigende Rangfolge gebracht. Kartografie 
Sozialquote und Arbeitslosenquote: Für jedes Land wurde von der Sozialleistungsquote die Arbeitslo-
senquote subtrahiert. Die verbleibenden positiven, neutralen oder negativen Saldowerte wurden in 
eine absteigende Rangfolge gebracht. Die jeweiligen Ranglisten wurden in jeweils drei Klassen aufge-
teilt, die Länder zugeordnet und kartografisch abgebildet. Die These ist, dass Länder, die nach Abzug 
der Armutsquote bzw. nach Abzug der Arbeitslosenquote noch immer hohe Sozialquoten zeigen, di-
rekte Sozialkürzungen durch Leistungsabbau und indirekte Sozialkürzungen infolge Arbeitslosigkeit 
sowie auch eine gleichgerichtete Sparprogrammatik, wie Senkung der Renten oder Erhöhung des 
Rentenalters etc., besser auffangen können. Zu beachten ist, dass die Armutsquote teilweise in der 
jeweiligen Sozialquote enthalten ist, wenn das Land die Funktion Ausgrenzung mit Sozialtransfers 
korrigiert. Gleiches gilt für die Arbeitslosenquote. Entscheidend sind dann für die Stabilität die jeweils 
anderen sieben Funktionen. 
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Übersicht 3: Sozialsicherung und Arbeitslosigkeit in Europa 
                      2009/2010  

 
 

 
Sozialsicherungsquote1) 

in Prozent des Bruttoinlands-
produkts 2009 

Arbeitslosenquote2) 

in Prozent der  
Erwerbspersonen 2010 

16,6 Lettland Spanien 20,1 
16,7 Bulgarien Lettland 18,7 

16,9 Rumänien Litauen 17,8 
18,3 Slowakei Estland 16,9 

19,0 Estland Slowakei 14,4 
19,4 Polen Irland 13,7 

19,8 Malta Griechenland 12,6 
19,8 Tschech. Rep. Portugal 12,0 

20,6 Zypern Ungarn 11,2 
20,6 Litauen Bulgarien 10,2 

22,7 Luxemburg Frankreich 9,8 
23,0 Ungarn Polen 9,6 

23,3 Slowenien Finnland 8,4 
24,5 Spanien Schweden 8,4 

25,6 Portugal Italien 8,4 
26,4 Irland Belgien 8,3 

27,3 Griechenland Ver. Königr. 7,8 
28,2 Ver. Königr. Dänemark 7,4 

28,4 Italien Tschech. Rep. 7,3 
28,9 Belgien Slowenien 7,3 

29,4 Finnland Rumänien 7,3 
29,7 Niederlande Deutschland 7,1 

29,9 Österreich Malta 6,9 
30,1 Deutschland Zypern 6,3 

31,5 Schweden Niederlande 4,5 
31,6 Frankreich Luxemburg 4,5 
32,5 Dänemark Österreich 4,4 

1) Leistungen für die Sozialschutzfunktion Krankheit und Gesundheit, Invalidität und  
 Gebrechen, Alter, Hinterbliebene, Familie und Kinder, Arbeitslosigkeit, Wohnen, Soziale  
 Ausgrenzung. 
2) Standardisiert. 
Quelle: Eurostat 2011 und Sachverständigenrat Jahresgutachten 2011/2012 
 
Hinzu kommen England und Ungarn bei der Armutsquote, 
Frankreich bei der Arbeitslosenquote. Die schon von der Ar-
mutsgefährdung überforderten restlichen Länder sind in unter-
schiedlichen Abstufungen peripher. Sie haben nur geringe oder 
keine Reserven um Spardruck auf die Sozialtransfers direkt und 
aus steigender Arbeitslosigkeit indirekt aufzufangen, d.h. weite-
re Verarmung zu vermeiden. (Karte 2 und Karte 3) 
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5.1. Griechenland: Labor für die Zerrüttung des  

 Europäischen Sozialmodells 
 
Für die Sparzugriffe auf die europäischen Volkswirtschaften 
bzw. Gesellschaften durch Zerrüttung, insbesondere der Sozial-
staatlichkeit, ist Griechenland sozusagen das Experimentierla-
bor.22 Es werden dort nicht nur die Sozialtransfers, die im euro-
päischen Wohlfahrtsstaat- und Wachstumsmodell als Instrument 
zur Gewinnsicherung durch Lohnmoderation dienen, abgesenkt. 
Vielmehr wird die Lohnquote durch negative Beschäftigungspoli-
tik (Einstellungsstopp, Stellenabbau, Kündigungsschutzabbau) 
sowie negative Einkommenspolitik (Mindestlohn-, Lohn- und 
Arbeitslosengeldkürzung) direkt gesenkt.  
 
Insbesondere die Alterslöhne, d.h. Lohnnachzahlungen in Form 
von Renten, werden durch Kürzung der Renten bzw. Heraufset-
zung des Rentenalters gesenkt. Die öffentlichen Alltagsdienste 
wie Wasser- und Energieversorgung, sollen privatisiert werden 
und werden damit die Reallöhne durch Preissteigerungen nega-
tiv beeinflussen. Benachteiligten Gruppen, etwa den Bewohnern 
entlegener Gebiete, werden die Ausgleichszahlungen gekürzt. 
Die Erhöhung der Mehrwertsteuer wirkt sofort wie eine Preis-
steigerung und damit Reallohnsenkung. 
 
5.2. Sozialstaaten im Zangengriff von Abbau des Kündi-

gungsschutzes, Erhöhung der Mehrwertsteuer und 
Absenkung der Renten 

 
Wenn man die Sparprogramme der verschiedenen Länder der 
Euro-Zone und der EU bis zum Frühjahr 2012, d.h. bis zum Ein-
treten in die Fiskalpaktphase überblickt, zeigt sich, dass die 
Länder , die bereits Sparprogramme realisieren, mehrheitlich 
Länder mit eher niedriger Sozialschutzquote sind oder jedenfalls 
nicht zur Spitzengruppe bei den Sozialschutzquoten, mit Aus-
nahme Frankreichs, Italiens und der Niederlande, gehören. Es 
ist von daher plausibel, dass die häufigsten Sparmaßnahmen 
nicht über Reduzierungen der Sozialtransfers realisiert werden, 
sondern als direkte Verbesserungen der Gewinnlage der Unter-
nehmen, d.h. einen Abbau des Kündigungsschutzes bzw. als 
direkte Verbesserung der Staatseinnahmen, d.h. über eine An-
hebung der Mehrwertsteuer. Auch die in den eher peripheren 
EU-Ländern noch anteilsstarken öffentlichen Versorgungsunter-
nehmen und deren noch anteilsstarke Arbeitsplätze und Lohn-
aufkommen, sind ein Ansatzpunkt für Spar- und Abbaumaß-
nahmen.  
 

 
 
 
 

„Für die Spar-
zugriffe auf die 
europäischen 
Volkswirtschaften 
bzw. Gesellschaf-
ten durch Zerrüt-
tung, insbesondere 
der Sozialstaat-
lichkeit, ist Grie-
chenland sozusa-
gen das Experi-
mentierlabor.“ 

                                                 
22 ver.di Bundesvorstand: Heute Griechenland, morgen ...? In: Wirtschaftspolitik aktuell. Hrsg.: ver.di 
Bundesvorstand, 4-2010. 
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Karte 2:  
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Karte 3:  
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Im Mittelpunkt von Sparmaßnahmen im Bereich der Sozialtrans-
fers stehen, mehrheitlich bei Ländern mit Sozialleistungsquoten 
im mittleren und oberen Bereich, direkte Rentenkürzungen oder 
Heraufsetzung des Rentenalters, andere Kürzungen von Sozial-
transfers sind weniger häufig anzutreffen. Hierbei spielt sicher-
lich der Umstand eine Rolle, dass in einer Reihe von eher peri-
pheren Ländern der EU diese Sozialschutzfunktionen weniger 
ausgebaut sind. (Übersicht 4) 
 
Selbstverständlich schlagen Sparmaßnahmen, die direkt bei 
den Arbeitseinkommen und bei der Beschäftigung oder die di-
rekt bei den Lebenshaltungskosten einschließlich öffentlicher 
Dienste ansetzen unmittelbarer und unverzögerter auf die Le-
benslage der Bevölkerung und auf die Nachfrage in der Wirt-
schaft durch, als Sparmaßnahmen über die monetären und rea-
len Sozialtransfers mit ihren rechtlichen und tatsächliche Verzö-
gerungseffekten. Man kann insgesamt auch wegen der räumli-
chen Verteilung der verschiedenen Sparmaßnahmen im EU-
Raum davon ausgehen, dass die Verarmungseffekte des Fis-
kalpaktes bzw. der Austerity-Strategie in der EU-Peripherie 
noch dramatischer ausfallen als im Kernbereich. 
 
Die Frage stellt sich, welcher Typus von europäischem Wohl-
fahrtsstaat aber letztlich die höhere Abwehrkraft gegen die neo-
liberalen Zugriffe auf die Wirtschaftskraft und den Lebensstan-
dard seiner Bevölkerungen hat: Wohlfahrtsstaaten mit hoher 
Sozialschutzquote, d.h. auch hoher Trägheit gegenüber Spar-
programmen oder Wohlfahrtsstaaten mit niedriger Sozialschutz-
quote, d.h. auch rascher Umsetzung von Sparprogrammen. 
 
Der entscheidende Unterschied ist dabei der Grad der institutio-
nellen Ausdifferenzierung der Sozialsicherung. Hochausdiffe-
renzierte Sozialsicherungsinstitutionen wirken einerseits spar-
prozessverzögernd, wirken dann allerdings, wenn sie umpro-
grammiert sind, auch sparprozessverewigend. Bei geringer insti-
tutioneller Ausdifferenzierung eigenständiger Systeme der Sozi-
alsicherung und einem Nochverbleiben der Sozialen Frage in 
den Arbeitsverhältnissen einerseits und einem Vorherrschen 
des Steuerstaates andererseits, sind Sparprogramme notwen-
digerweise „politisierter“, aber auch volatiler. 
 
 

„Im Mittelpunkt von 
Sparmaßnahmen 
im Bereich der 
Sozialtransfers 
stehen, mehrheit-
lich bei Ländern 
mit Sozialleis-
tungsquoten im 
mittleren und obe-
ren Bereich, direk-
te Rentenkürzun-
gen oder Herauf-
setzung des Ren-
tenalters, andere 
Kürzungen von 
Sozialtransfers 
sind weniger häu-
fig anzutreffen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Hochausdifferen-
zierte Sozialsiche-
rungsinstitutionen 
wirken einerseits 
sparprozessverzö-
gernd, wirken dann 
allerdings, wenn 
sie umprogram-
miert sind, auch 
sparprozessver-
ewigend.“ 
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Übersicht 4: Sparprogramme in der Europäischen Union* 2010 – 2012 
 

 

Maßnahmen1) 
 

Länder2) 
 

 

Abbau des Kündi-
gungsschutzes 
 

 
 

CZ 
 
 

BG 
 
 

EE 
 
 

ES 
 
 

GB 
 
 

GR 
 
 

IT 
 
 

NL 
 
 

LT 
 
 

PT 
 
 

RO 
 
 

SK 

 

Erhöhung der Mehr-
wertsteuer 
 

 
 

CZ 
 
 

ES 
 
 

FR 
 
 

GB 
 
 

GR 
 
 

IE 
 
 

IT 
 
 

NL 
 
 

RO 
   

 

Kürzung der Renten 
inkl. Anhebung des 
Rentenalters 
 

 
 
 

ES 

 
 
 

FR 

 
 
 

GR 

 
 
 

IT 

 
 
 

NL 

, 
 
 

PL 

 
 
 

PT 
     

 

Privatisierung von 
Versorgungsunter-
nehmen 
 

 
 
 

ES 

 
 
 

GB 

 
 
 

GR 

 
 
 

IE 

 
 
 

IT  

 
 
 

PL 
      

 

Kürzung der Be-
schäftigung im öf-
fentlichen Sektor 
 

 
 
 

ES 

 
 
 

GB 

 
 
 

GR 

 
 
 

IT 

 
 
 

PL 

 
 
 

RO 
      

 

Abbau der Tarifbin-
dung 
 

 
 

ES 
 
 

FR 
 
 

GR 
 
 

IT 
 
 

PT 
 
 

SL 
      

 

Abbau der Beschäfti-
gung im öffentlichen 
Sektor 
 

 
 
 

ES 

 
 
 

GB 

 
 
 

GR 

 
 
 

IT 

 
 
 

PL 
       

 

Abbau der Gesund-
heitsversorgung 
 

 
 

ES 
 
 

GR 
 
 

IT 
 
 

NL 
        

 

Kürzung des Arbeits-
losengeldes 
 

 
 

CZ 
 
 

GR 
 
 

PL 
         

 

Senkung der Löhne 
 

 

ES 
 

GR 
 

PT          

 

Senkung des Min-
destlohnes 
 

 
 

ES 
 
 

GR 
 
 

PT 
         

 

Zentralisierung der 
Verwaltungs- und 
Selbstverwaltungs-
strukturen 
 

 
 
 
 

ES 

 
 
 
 

IT 

          

 

Deregulierung von 
Arbeitsmarkt und 
Berufsordnungen 
 

 
 
 

ES 

 
 
 

IT 
          

* Ohne Deutschland 
1) Auswahl 
2)  CZ = Tschechische Republik; BG = Bulgarien; EE = Estland; ES = Spanien; GB = Ver.Königreich; GR = Hellenische 
 Republik; IT = Italien; NL = Niederlande; LT = Litauen; PT = Portugal; RO = Rumänien; SK = Slowakei 
 Quelle: Berichterstattung der Süddeutschen Zeitung zwischen 01.01.2010 und 15.07.2012 sowie Hans-Böckler-
 Stiftung: Arbeitnehmerschutz: Abbau im Windschatten der Krise. In: Böckler-Impuls, Düsseldorf 9-2012 
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6. Deutsche „Reformen“ als Leitbild für die Lohnabsenkung
    und Nachfragedämpfung in der EU 
 
Im Sommer 2010 hat die Deutsche Bundesbank sozusagen die 
„Blaupause“ für die Austerity-Strategie des deutschen Machtkar-
tells aus Exportkonzernen, Großbanken und Kanzleramt vorge-
legt.23 Sie nimmt dabei die „Ausstrahlungseffekte“ auf die Fi-
nanzmärkte, die von der „Verschuldungskrise in einigen Peri-
pheriestaaten“ des Euro-Raumes ausgehen, zum Anlass, die 
ursächlichen Leistungsbilanzdefizite dieser Länder näher zu 
analysieren und zu qualifizieren und daraus eine „Reformagen-
da“24 zu entwickeln. 
 
Als Vorbild werden dabei die „Arbeitsmarktreform und Lohnmo-
deration“ in Deutschland bezeichnet.25 Die Kernelemente dieser 
„Reformagenda“ für den Gesamtraum der Europäischen Wäh-
rungsunion, also nicht nur für die Defizitländer an der Periphe-
rie, sollen dabei erstens eine „Lohnmoderation als Weg zu mehr 
Beschäftigung und Wachstum“ sowie zweitens eine „Dämpfung 
der übersteigerten inländischen Nachfrage“ sein.26 Vehement 
abgelehnt wird eine „symmetrische“, d.h. solidarische Krisenbe-
wältigung durch eine „expansivere Lohn- und Finanzpolitik“ der 
Überflussländer zur Steigerung ihrer Binnennachfrage und da-
mit Verbesserung der Auslandsnachfrage für die Defizitländer.27 
 
Als Hauptursache für die finanzmarktriskanten Leistungsbilanz-
defizite der Peripherieländer identifiziert die Bundesbank eine 
„zu kräftig expandierende Binnennachfrage“ und eine entspre-
chend expansive „Lohnentwicklung“.28 Der aus dieser Sicht ur-
sachengerechten Lohnmoderation und Nachfragedämpfung in 
den Defizitländern wird dabei kein positiver Effekt auf die Leis-
tungsbilanzen unterstellt. Im Gegenteil könnten sich diese durch 
die Exportpreissenkungen in Folge Lohnmoderation sogar noch 
verschlechtern. Dies sei allerdings hinnehmbar, weil längerfristig 
damit eine Korrektur der zu hohen Löhne und des zu hohen 
Verbrauches als entscheidende Wachstumshindernisse erreicht 
werde.29 Mit „Wachstum“ sind damit die Gewinnanteile am Brut-
toinlandsprodukt bzw. Volkseinkommen gemeint.30 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Als Vorbild wer-
den dabei die „Ar-
beitsmarktreform 
und Lohnmodera-
tion“ in Deutsch-
land bezeichnet.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
23 Deutsche Bundesbank (Hrsg): Zur Problematik makroökonomischer Ungleichgewichte im Euro-
Raum. In: Monatsbericht. Hrsg.: Deutsche Bundesbank Frankfurt am Main, Juli 2010. 
24 Ebda. S. 17. 
25 Ebda. S. 25. 
26 Ebda. S. 40. 
27 Ebda. S. 17. 
28 Ebda. S. 18. 
29 Ebda., S. 26 und S. 40. 
30 Einkommen aus Unternehmertätigkeit. 
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6.1. Lohnsenkung durch Neben-Lohnmanipulation 
 
Folgt man dem Bundesbank-Plan für die Krisenbewältigung in 
der Euro-Zone und im EU-Raum, d.h. einer Anwendung des 
deutschen Reform-Modells zur Lohn-Moderation und Nachfra-
gedämpfung, dann ergibt sich eine spezifisch deutsche Austeri-
ty-Strategie: Vor allem aus Gründen der Vermeidung direkter 
Konflikte mit den Arbeitnehmerorganisationen und unter Aus-
nutzung der in den zurückliegenden Jahrzehnten verfolgten 
Wachstumsstrategie der Moderation der Löhne durch Expansi-
on der Daseinsvorsorge31 sowie unter Ausnutzung des schon 
Tradition gewordenen Korporatismus, d.h. zwischen Bundesre-
gierung, Unternehmerverbänden und Gewerkschaften „konzer-
tierter“ Politik, werden durch Beitragsstabilisierung und Leis-
tungsdezimierung vor allem in der Gesundheits-, Pflege- und 
Rentenversicherung auf dem Umweg der Neben-Löhne die Ar-
beitnehmerentgelte gesenkt.32 Eine am deutschen Reformmo-
dell ausgerichtete Austerity-Strategie setzt also bei den Lohn-
senkungen zentral an den Sozialleistungsquoten der Euro-Zone 
an. Aufgabe einer politischen Überwachung der europäischen 
Austerity-Politik wird es sein, die Neben-Lohnmanipulation in 
den Euro- und EU-Staaten zu beobachten. 
 
6.2. Nachfragedämpfung durch Mehrwertsteuergestaltung, 
       Beitragsmanipulation, Grundsicherung, Verbrauchs- 
       steuererhöhung und Verbraucherpreiserhöhung 
 
Folgt man der zweiten Empfehlung des Bundesbankplans für 
die Krisenbewältigung in der Euro-Zone und im EU-Raum, d.h. 
der Anwendung eines deutschen Modells zur Nachfragedämp-
fung, dann ergibt sich auch hierfür eine spezifisch deutsche 
Austerity-Strategie. Mittlerweile zum Leitbild für die EU-Länder 
insgesamt geworden ist das weitgehende Neuverschuldungs-
verbot in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, das 
wesentlicher Inhalt des europäischen „Fiskalpakts“ ist. Bei den 
gegebenen Machtverhältnissen kann kein Zweifel bestehen, 
dass die Erfüllung dieser Vorgabe vorrangig über den Kanal der 
steuerfinanzierten Sozialleistungen von Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie Sozialversicherungen realisiert wird. Die ent-
fallenden Sozialeinkommen führen zu einer direkten Minderung 
der inländischen Nachfrage.33

 

                                                

 
 
 
 
 
 
 
 

„Vor allem aus 
Gründen der Ver-
meidung direkter 
Konflikte mit den 
Arbeitnehmeror-
ganisationen und 
unter Ausnutzung 
der in den zurück-
liegenden Jahr-
zehnten verfolgten 
Wachstumsstrate-
gie der Moderation 
der Löhne durch 
Expansion der 
Daseinsvorsorge 
…werden… auf 
dem Umweg der 
Neben-Löhne die 
Arbeitnehmerent-
gelte gesenkt.“ 

 
 
 
 
 
 

 

 
31 Goeschel, Albrecht: Staatsverschuldung und Lohnabbau fördern Unternehmensgewinne und Ver-
mögenseinkommen: Gesellschaftsspaltung oder Daseinsvorsorge als Problemlösung? Diskussions-
papier für den Sozialverband VdK, Marquartstein, Januar 2011, S. 6 ff. und S. 8 ff. 
32 Ebda. 
33 Goeschel, Albrecht: Schuldenbremse als Finanzputsch? Die Umwandlung der Wirtschaftskrise in 
noch mehr private und öffentliche Armut. Arbeitspapier für die Paritätische Forschungsstelle, Mar-
quartstein Februar 2009. 
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Zwar als solche keine deutsche Besonderheit verdient die ent-
gegen dem seinerzeitigen Wahlversprechen dann mit dem Be-
ginn der christlich-sozialen-sozialdemokratischen Koalition er-
folgte Erhöhung der Mehrwertsteuer im Falle Deutschlands be-
sondere Aufmerksamkeit. Sie stellt deshalb eine besonders gra-
vierende Nachfragebelastung dar, weil gleichzeitig die stetig 
wachsenden Exportüberschüsse nicht mit Mehrwertsteuer be-
legt sind. In der gesamtwirtschaftlichen Verbrauchsstruktur sind 
daher der Privatkonsum und der Staatskonsum mit Mehr-
wertsteuer belegt, nicht jedoch der Wertschöpfungsverbrauch 
der Ausfuhrüberschüsse.34 
 
Eine weitere spezifisch deutsche Variante von Reformarbeit im 
Bereich der Sozialsicherung ist die schrittweise Umwandlung 
von Beitragseinnahmen in Steuermittel und damit die Übertra-
gung der Verfügungs- und Gestaltungshoheit von Sozialversi-
cherungsinstitutionen auf die Bundesregierung. Ein seit langen 
Jahren beschrittener Weg besteht in der Übertragung immer 
neuer sogenannter „Versicherungsfremder Leistungen“ auf die 
Sozialversicherungen, wobei die Ersatzzahlungen weit unter 
den Kosten dieser Leistungen bleiben. Die Differenz von derzeit 
zwischen 65 und 70 Mrd. EUR muss dann aus den Beitragsmit-
teln der Sozialversicherung entnommen werden.35  
 
Ein erst in den letzten Jahren beschrittener Weg zur technisch-
organisatorischen Umwandlung von Beiträgen in Steuern ist mit 
der Etablierung des sogenannten „Gesundheitsfonds“ gelun-
gen.  
 
Der neue Einheitsbeitragssatz des Gesundheitsfonds wird zent-
ral vorgegeben und ohne Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Morbiditäten aus den Regionen abgezogen und im zentra-
len Sondervermögen Gesundheitsfonds (§ 217 SGB V) zusam-
menfasst. Der Einheitsbeitragssatz wird durch die Bundesregie-
rung als Allgemeiner Beitragssatz festgelegt (§ 241 SGB V). Die 
Rückverteilung der Finanzmittel erfolgt davon getrennt durch die 
zentral vorgegebene Grundpauschale sowie Zu- und Abschläge 
als Zuweisungen je Versicherten (§ 266 SGB V). 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Eine… spezifisch 
deutsche Variante 
von Reformarbeit 
im Bereich der 
Sozialsicherung 
ist die schrittweise 
Umwandlung von 
Beitragseinnah-
men in Steuermit-
tel und damit die 
Übertragung der 
Verfügungs- und 
Gestaltungshoheit 
von Sozialversi-
cherungsinstituti-
onen auf die Bun-
desregierung.“ 

 

                                                 
34 Goeschel, Albrecht: Mehrwertsteuer-Lücke und Export-Meisterschaft: Gesamtwirtschaftliche und 
armutspolitische Anmerkungen zur Mehrwertsteuer-Debatte. Arbeitspapier mit Unterstützung des 
AWO-Landesverbandes Bayern e.V., Marquartstein, Juli 2009. 
35 Goeschel, Albrecht: Exportterror gegen den Sozialstaat – Wirtschaftskonzept des politischen Sys-
tems zerstört soziale Ordnung in Deutschland. In: Gesundheits-Politik-Management-Ökonomie, 
3/2007, S. 69 – 72, bes. S. 70. 
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Durch diese Art der Rückverteilung wird nach einheitlicher Be-
wertung in der Fachwelt für alle Krankenkassen, auch die aus-
schließlich regional zuständigen Krankenkassen, eine bundes-
weite Mischkalkulation bewirkt, wie sie vormals nur Ersatzkas-
sen hatten. Bei dieser Mischkalkulation zahlen Mitglieder in ein-
kommensstärkeren, ausgabengünstigeren und/oder gesund-
heitswirtschaftlich schwächer ausgestatteten Regionen für Mit-
glieder in Regionen mit einer stärkeren Gesundheitswirtschaft, 
mit höheren Ausgaben und/oder mit niedrigerem Einkommen 
(hierzu von Augurtzki, Göppfarth, Rürup/Wille). Zusätzlich wird 
das, was dann von den aus den Regionen abgeflossenen Bei-
trägen an Leistungsausgaben in die Regionen tatsächlich zu-
rückfließt, vielfältig durch die Gesundheitspolitik manipuliert. 
Hier spielen insbesondere der Gemeinsame Bundesausschuss 
(§ 91 SGB V) und der zentrale Budgetdeckel (§ 71 SGB V) die 
wesentliche Rolle. 
 
Im Gesundheitswesen ist sowohl für die Beitragsaufbringung 
wie für die Leistungsverausgabung und damit für den Beitrags-
bedarf die Regionalebene entscheidend. Durch die beschriebe-
ne Zentralisierung sowohl der Beitragsabschöpfung wie der 
Leistungsrückflüsse ist das typische Merkmal von Beiträgen, der 
enge sachliche Konnex von Leistung und Abgabe eliminiert. 
Verfassungsrechtler und Gesundheitsökonomen sprechen da-
her von einer „Kranken-Steuer“ (hierzu: Hufen, Kirchhof, Knap-
pe) mit dem Charakter einer Verbrauchssteuer. 
 
Eine weitere spezifisch deutsche Variante der schrittweisen Ver-
lagerung der Sozialsicherung aus der Beitragsfinanzierung in 
die Steuerfinanzierung sind die Manipulationen der sogenann-
ten Arbeitsmarktreformen. Unter Ausnutzung hoher Arbeitslo-
senzahlen wurden Millionen Haushalte aus der beitragsfinan-
zierten Sozialsicherung in die steuerfinanzierte Grundsicherung 
umgesiedelt und gleichzeitig unter Missachtung der Vorgaben 
der Verfassung und des Bundesverfassungsgerichtes dort auf 
eine Minimalnachfrage beschränkt.36 
 
Noch eine spezifisch deutsche Reformvariante zur Nachfrage-
dämpfung besteht in der Verlagerung demografisch bedingt 
stark anwachsender Teile von Versicherten der Gesetzlichen 
(Voll-) Krankenversicherung in die Zuständigkeit der Gesetzli-
chen (Teil-) Pflegeversicherung. Die dort unvermeidlich hohen 
Eigenleistungen der Pflegebedürftigen bzw. ihrer Angehörigen 
verlagern Kaufkraft für die allgemeine Lebensführung in den 
Bereich der Pflegeversorgung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Verfassungsrecht-
ler und Gesund-
heitsökonomen 
sprechen… von 
einer „Kranken-
Steuer“… mit dem 
Charakter einer 
Verbrauchssteuer.“ 

 

                                                 
36 Hassel, Anke; Schiller, Christof: Der Fall Hartz IV, Frankfurt am Main 2010 und Lenze, Anne: Zum 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 09. Februar 2010. In: Nationale Armutskonferenz (Hrsg.): 
Armut und Ausgrenzung überwinden – in Gerechtigkeit investieren; Berlin o.J., S. 14 ff. und der Paritä-
tische Wohlfahrtsverband (Hrsg.): Zum Leben zu wenig  . . ., Berlin o.J. 
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Bei einer Ausgestaltung als Voll-Versicherung in der Form einer 
Bürgerversicherung hätte dies zwar zu Beitragssteigerungen, 
d.h. steigenden Neben-Löhnen geführt, jedoch die Kaufkraft für 
die allgemeine Lebensführung wesentlich weniger vermindert.37 
 
Zum Paket der Nachfragedämpfung gehört in Deutschland ty-
pisch auch die Überspannung der Haushaltslage der Kommu-
nen durch Aufgabenverlagerung auf die Kommunen ohne an-
gemessene Mittelausstattung mit der Folge eines Ansteigens 
der Gebührenpreise für die öffentlichen Leistungen und Liefe-
rungen. Diese Art der indirekten Verbesserung des Haushaltes 
des Bundes und der Länder reduziert die Massenkaufkraft er-
heblich.38 
 
6.3. Auswirkungen der deutschen „Reformen“ auf Privat- 
       haushalte und Regionen 
 
Der Krisenplan der Bundesbank macht zwar die „Reformen“ der 
letzten Wachstumsperiode in Deutschland zum Leitbild für 
Lohnmoderation und Nachfragedämpfung – er bietet aber auch 
die Möglichkeit, die Auswirkungen einer solchen Austerity-
Strategie in den Ländern der Euro-Zone und der Europäischen 
Union abzusehen. 
 
In den zurückliegenden Jahren wurde eine Reihe von Untersu-
chungen zu den Auswirkungen der negativen Einkommenspoli-
tik auf dem Umweg über die Neben-Löhne vorgelegt. Ebenso 
gibt es eine Reihe von Untersuchungen zu den Auswirkungen 
der negativen Nachfragepolitik mittels Schuldenbremse, Mehr-
wertsteuererhöhung, Grundsicherungsverschlechterung, Risiko-
verlagerung in den Versicherungsfremdleistungen, Gesund-
heitsfonds, Pflegeversicherung und Aufgabenverlagerung auf 
die Kommunalebene. 
 
Diese Untersuchungen betreffen entweder das Aggregat Privat-
haushalt und seine unterschiedlichen Typen oder das Aggregat 
Region und deren unterschiedlichen Typen. Für eine erste Ab-
schätzung der Auswirkungen des deutschen Konzepts der 
Lohnmoderation bzw. Nachfragedämpfung auf die Länder der 
Euro-Zone bzw. der Europäischen Union interessieren hier in 
erster Linie die deskriptiven Analysen der Regionalinzidenz die-
ser Reformkonzeption und ihrer Einzelpolitiken. Eine Auswer-
tung dieser Darstellungen und Untersuchungen würden den 
Rahmen dieses Beitrages sprengen.  

 
 
 
 
 
 

„Zum Paket der 
Nachfragedämp-
fung gehört in 
Deutschland ty-
pisch auch die 
Überspannung der 
Haushaltslage der 
Kommunen durch 
Aufgabenverlage-
rung auf die Kom-
munen ohne an-
gemessene Mittel-
ausstattung mit der 
Folge eines An-
steigens der Ge-
bührenpreise für 
die öffentlichen 
Leistungen und 
Lieferungen.“ 

                                                 
37 Zander, Thomas: Pflegeversicherung und Pflegeversorgung: Entsteht hier die gesundheitliche 
Grundversorgung der Zukunft? In: Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): „Pflege-Armut“ – 
Folge der Pflege-, Gesundheits- und Grundsicherungsreformen? Düsseldrof 2012, S. 51 – 70. 
38 Hassel, Anke; Schüller, Christof: Der Fall Hartz IV, Frankfurt und New York 2010, S. 172 – 183 und 
Memorandum ´83: Kommunen in der Krise. In: Dass.: Qualitatives Wachstum, Arbeitszeitverkürzung, 
Vergesellschaftung, Köln 1983, S: 128 – 134. 
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Aber bereits am Beispiel der Sozialkürzungen des Sparpaketes 
2011 – 2014 der deutschen Bundesregierung mit ihren massi-
ven Einkommensverschlechterungen vor allem in den ostdeut-
schen Bundesländern aber auch in einigen westdeutschen Bal-
lungsräumen wird deutlich, wie sehr eine Austerity-Politik räum-
liche Strukturen zerrütten kann. 39 
 
7. Ökonomische Ungleichgewichte und die unterschied- 
    liche Verwundbarkeit der Länder Europas gegenüber der 
    Austerity-Strategie 
 
Natürlich interessiert es, ob über die unterschiedliche Verteidi-
gungskraft der Sozialstaaten der Europäischen Union bzw. des 
Euroraumes gegenüber dem Sparzugriff auf die Wirtschaftskraft 
und der Lebensstandard dieser Volkswirtschaften auch noch 
andere gleichgerichtete Unterschiede zwischen den Ländern 
der Europäischen Union bzw. des Euroraumes bestehen. Hier 
wird man dann sehr schnell fündig: Die Länder mit der geringe-
ren Verteidigungskraft, d.h. der geringeren verbleibenden Sozi-
alquote nach Abzug der Armutsquote bzw. der Arbeitslosig-
keitsquote, zeigen in den Jahren nach 2000 mehrheitlich eine 
negative Leistungsbilanz, d.h. Verschuldung gegenüber dem 
Ausland. Umgekehrt zeigen die Länder mit hoher Verteidi-
gungskraft, also vor allem Deutschland und Österreich, Belgien, 
Niederlande, Luxemburg, Dänemark und Schweden in diesem 
Zeitraum eine positive Leistungsbilanz: Sie sind gegenüber dem 
Ausland Gläubigerländer.40 (Karte 4) 
 
Wesentlicher Inhalt dieser Ungleichgewichte zwischen Ländern 
mit anhaltender Gläubigerposition bzw. Schuldnerposition sind 
die anhaltenden Exportüberschüsse der Gläubigerländer, vor 
allem Deutschlands gegenüber den Hochimporten der Schuld-
nerländer. 
 
Gesamtökonomisch gesehen haben die sogenannten Schuld-
nerländer erst die Exportüberschüsse der Gläubigerländer er-
möglicht. Die Spaltung Europas ist also von Anbeginn an ange-
legt gewesen und wurde durch die Währungsunion wegen des 
wegfallenden Aufwertungsmechanismus gegenüber den Ex-
portüberschussländern einerseits und den niedrigen Realzinsen 
in den Hochimportländern andererseits forciert. 
 
 

„…am Beispiel der 
Sozialkürzungen 
des Sparpaketes 
2011 – 2014 der 
deutschen Bun-
desregierung mit 
ihren massiven 
Einkommensver-
schlechterungen 
vor allem in den 
ostdeutschen 
Bundesländern 
aber auch in eini-
gen westdeut-
schen Ballungs-
räumen wird deut-
lich, wie sehr eine 
Austerity-Politik 
räumliche Struktu-
ren zerrütten 
kann.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Gesamtökono-
misch gesehen 
haben die soge-
nannten Schuld-
nerländer erst die 
Exportüberschüs-
se der Gläubiger-
länder ermöglicht.“ 

                                                 
39 Martens, Rudolf: Atlas der Sozialkürzungen der Bundesregierung 2011 – 2014. Hrsg. Der Paritäti-
sche Gesamtverband, Berlin 2010. 
40 Joebges, Heike; Torsten, Niechoj: Rettungsmaßnahem im Euroraum – kurzfristig sinnvoll, aber nicht 
ausreichend. IMK-Report 52, Düsseldorf 2010, S. 9 ff. und Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
Gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Hrsg): Verantwortung für Europa wahrnehmen – Jahresgutach-
ten 2011/12, Wiesbaden 09.11.2011, http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de, S. 371. 
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Aus diesen Ungleichgewichten wird nun eine auch für die Ex-
portüberschuss- und Gläubigerländer hochriskante Zerrüttung 
und Spaltung, wenn statt einer ausgleichenden und abgestimm-
ten gemeinsamen Wirtschafts-, Haushalts-, Sozial- und Steuer-
politik und vor allem wirksamen Transferpolitik der Hauptgewin-
ner Deutschland aus der Verantwortung für den Europäischen 
Raum aussteigt und unter Mitnahme der Gewinne aus der euro-
päischen Einigung und der europäischen Krise zum „Panther-
sprung“ in die BRIC-Staaten übergeht.41 Der Chef der HypoVe-
reinsbank Theodor Weimer warnt hier vor einem „Phyrrus-
sieg“.42 
 
8. Rückkehr des Fluchtkapitals: Die nächste Krise in  
    Vorbereitung 
 
Die Öffentlichkeit hat sich seit bald einem Jahrzehnt daran ge-
wöhnt, dass die Wirtschaftsjournaille chormäßig die immer neu-
en Behauptungen der Politik über angebliche „Wunder“ der 
Wirtschaft (Wachstums-Wunder, Beschäftigungs-Wunder, 
Deutschland-Wunder etc.) besingt. Dabei hat es sich noch stets 
um nichts anderes als ordinären Kapitalismus gehandelt, des-
sen Anliegen ja gerade nicht Stetigkeit und Gleichgewicht, son-
dern Konkurrenzkampf und Wirtschaftsübermacht, also Meister-
schaften, Siegeserfolge und eben „Wunder“ sind.43 
 
8.1. Kapitalrückfluss nach Südeuropa: Schon wieder  
       ein Wunder? 
 
Dass Ende 2012 in den sogenannten „Leitmedien“ größte Ver-
wunderung über ein Aktien-„Rekordjahr“ trotz Euro-Krise in 
Deutschland, Europa und in den USA ausgebrochen ist44, 
braucht also nicht zu überraschen. Als Erklärung für diesen Ak-
tienboom wird ein sogenannter „Anlagennotstand“ herangezo-
gen. Durch die Niedrigzinspolitik vor allem der EZB seien 
Staatsanleihen der Nicht-Schuldenländer zwar sicher, aber e-
ben auch ertragsschwach geworden. Wegen der gleichzeitigen 
starken Nachfrage nach Staatsanleihen der Nicht-
Schuldenländer seien andererseits die Preise für diese Anleihen 
so gestiegen, dass keine Rendite mehr bleibe.45 Daher blieben 
nur Aktien, d.h. die Realwirtschaft als profitable Anlagesphäre. 
Ab hier wird die Sache dann allerdings richtig spannend: Insbe-
sondere auf Aktien von Unternehmen in Schuldenländern, wie 
Griechenland, Italien, Portugal und Spanien, konzentriert sich  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Dabei hat es sich 
noch stets um 
nichts anderes als 
ordinären Kapita-
lismus gehan-
delt…“. 

                                                 
41 Stephan, Sabine; Redle, Leohnard: A.a.O. 
42 Weimer, Theodor; Wir Deutsche müssen einen Phyrrussieg vermeiden. In.: Süddeutsche Zeitung, 
21.06.2012. 
43  Öchsner, Thomas: Brüderle sieht ein Wachstumswunder. In: Süddeutsche Zeitung, 22.10.2010. 
44 Freiberger, Harald; Zydra, Markus: Ausflug auf den Gipfel. In: Süddeutsche Zeitung, 8./9.12.2012; 
Zydra, Markus: Rekordjahr für deutsche Aktien. In: Süddeutsche Zeitung, 29./30.12.2012 und Jalso-
vec, Andreas: Kurz vorm Gipfel. In: Süddeutsche Zeitung, 31.1.2013. 
45 Zydra, Markus: Rekordjahr für deutsche Aktien: A.a.O. 
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seit Sommer 2012 eine Kaufwelle „mutiger“ Investoren. Dem-
entsprechend sind die Aktienindices des Südens der EU um 
viele Punkte gestiegen.46 
 
Dabei hat die Rückkehr des aus den Schuldenländern geflohe-
nen Kapitals in diese natürlich einen einfachen Grund: Die von 
der deutschen Bundesregierung und ihren Satellitenregierungen 
in der EU-Peripherie gegen die dortigen Bevölkerungen durch-
gesetzte Verarmungspolitik mit Entlassungen, Lohnsenkungen, 
Renten- und Sozialleistungskürzungen, Steuererhöhungen, Pri-
vatisierungen etc. haben große Teile der Bevölkerungen in der 
EU-Peripherie aus dem Wirtschaftsprozess ausgegrenzt und auf 
ein Existenzminimum reduziert.47 
 
Damit ist die vor allem von der deutschen Politik geforderte fak-
tische Lohnzurückhaltung bzw. Lohnquotensenkung und damit 
eine verbesserte Gewinnlage der Unternehmen in der EU-
Peripherie erreicht. Schon für das Jahr 2011 hatte die EU-
Kommission dann bereits für 18 der 27 Mitgliedsländer der EU 
Reallohnverluste prognostiziert.48 So lässt sich dort durchaus 
Extraprofit produzieren und Investment platzieren. Folgerichtig 
entdeckt die EU-Kommission Europa wieder als „Produktions-
standort“49 und spricht von „Re-Industrialisierung“.50 
 
8.2. Niedriglohnzone Südeuropa und „Innerer Süden“ in 
       Deutschland: Hier locken die Extraprofite 
 
Dabei hatte das Wunder-Halleluja zwei Strophen: In den Jahren 
2010 und 2011 war es das deutsche Sonderwachstum aus Ex-
portboom nach China und in die Schwellenländer bei gleichzei-
tigem Ausfall der Konkurrenz im EU-Süden, durch das  
 

 
 
 
 
 

„…hat die Rück-
kehr des aus den 
Schuldenländern 
geflohenen Kapi-
tals in diese natür-
lich einen einfa-
chen Grund: Die 
von der deutschen 
Bundesregierung 
und ihren Satelli-
tenregierungen in 
der EU-Peripherie 
gegen die dortigen 
Bevölkerungen 
durchgesetzte 
Verarmungspolitik 
… (hat)… die vor 
allem von der 
deutschen Politik 
geforderte fakti-
sche Lohnzurück-
haltung bzw. 
Lohnquotensen-
kung und damit 
eine verbesserte 
Gewinnlage der 
Unternehmen in 
der EU-Peripherie 
erreicht.“ 

 
                                                 
46 Zydra, Markus: Ausgerechnet Griechenland. In: Süddeutsche Zeitung, 2./3.2.2013. 
47 Die hohe Jugendarbeitslosigkeit in den Peripheriestaaten stellt die Stilllegung eines erheblichen 
Teiles der ökonomischen Produktivkraft dieser Länder und dessen potentielle Ausgrenzung aus dem 
gesamten Wirtschaftskreislauf, mit Ausnahme eines Minimalkonsum dar.  
48 Informationsdienst Wissenschaft (Hrsg.): WSI: In 18 von 27 EU-Ländern drohen 2011 Reallohnver-
luste, 11.7.2011; NN: Europas Jugend: Fähigkeiten liegen brach. In: Böcklerimpuls, Düsseldorf 
18/2012, S.7 und Schoepp, Sebastian: Der Jugend helfen.In:Süddeutsche Zeitung, 21.1.2013. Tat-
sächlich haben die Schuldenländer ihre Lohnentwicklung gegenüber der Vorkrisenzeit deutlich herun-
tergedrückt, d.h. „Innere Abwertung“ betrieben. Hoffmann, Catherine: Nach deutschem Muster. In: 
Süddeutsche Zeitung, 12.11.2012. Zu den Eurogefährdenden Wirkungen von Lohnsenkungswettbe-
werb durch „reale Abwertung“ Hoffmann, Lutz: Ein Wettlauf um Lohnsenkungen kann den Euro ge-
fährden. In: Süddeutsche Zeitung, 30.7.1998. 
49 Die Presse berichtet vom „Aktienboom“ in den Jugendarbeitslosigkeitsländern. Süddeutsche Zei-
tung, 28.01.2012. 
50 Piper, Nikolaus: Die Jobs-Formel. In: Süddeutsche Zeitung, 08./09.12.2012 und Steinfeld, Thomas: 
Die Heimholung des Knechts. In: Süddeutsche Zeitung,12.11.2012 und Informationsdienst Wissen-
schaft:  BMBF-Zukunftsforum diskutiert Wege in eine Industrialisierung neuenTyps, Online-Dienst, 
22.02.2013. Diese Rückkehr des Kapitals in eine neuprofitable Realwirtschaft wird von der Journaille 
bevorzugt mit Berichten über clevere Firmengründer in den Krisenländern und ähnlich   einfallsreiche 
junge Leute in Deutschland garniert. Süddeutsche Zeitung, 16.08.2012, 6./7.10.2012 und 13.12.2012 
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Deutschland Europa angeblich, d.h. statistisch, „aus der Krise 
zog“51 – während tatsächlich seine Exportkonzerne enorm profi-
tierten. 
 
Dieser Boom wurde als „Beschäftigungsboom“ mit „Vollbeschäf-
tigung in Reichweite“ besungen – bei Hocharbeitslosigkeit im 
EU-Süden.52 Für die deutschen Großunternehmen wurde da-
mals konstatiert, dass es ihnen nach der Krise noch besser als 
davor schon gehe53 – während die Gesamtwirtschaft den Ein-
bruch von 2008 und 2009 noch immer nicht wieder ausgegli-
chen hat.54 
 
Diese erste Halleluja-Strophe zur deutschen Sonderkonjunktur 
wurde im Laufe des Jahres 2012 dann immer leiser gesungen. 
Professor Sinn: „Der Aufschwung ist zu Ende“.55 Aber es hatte 
sich für die deutschen Exportkonzerne gelohnt: Die Exportüber-
schüsse waren enorm.56 Und da schwoll auch schon das neue 
Halleluja des Aktienbooms aus den Wirtschaftsredaktionen. Die 
neoliberale Offensive der deutschen Politik hat den Süden für 
das Auslandskapital aufgeschlossen und nun wird dort kräftig 
angelegt. In Nachrichtendiensten wird aufgeführt, was nicht nur 
die südeuropäischen EU-Länder mittlerweile alles privatisieren, 
d.h. verkaufen: Wasserwerke, Energieversorger, U-Bahnen, 
Autobahnen, Flughäfen, Hafenanlagen, Fluggesellschaften, 
Banken, Botschaftsgebäude, Schlösser, Baudenkmäler sowie 
Armee-, Luftwaffen- und Marineausrüstungen.57 Die Auseinan-
dersetzungen um die Schwächung der öffentlichen Wasserver-
sorgung durch eine neue EU-Richtlinie zeigt, wie weit auch un-
ter Nutzung der Euro-Krise das neoliberale Projekt „Europa“ 
wieder vorangebracht worden ist.58 Dabei erscheinen die süd-
europäischen Satellitenregierungen als die Antreiber der Neoli-
beralisierung: Um die Konkurrenz mit dem Norden besser be-
stehen zu können, fordern sie besonders aggressiv eine Libera-
lisierung der Energie-, Wasser- und sonstigen Versorgungswirt-
schaft sowie des Transport- und Mobilitätsbereiches.59 Die Dis-
kussion von 2005 und später über „Heuschrecken“ und „Vaga-
bundierendes Kapital“60 geht in eine neue Runde. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
„Die neoliberale 
Offensive der 
deutschen Politik 
hat den Süden für 
das Auslandskapi-
tal aufgeschlossen 
und nun wird dort 
kräftig angelegt.“ 

                                                 
51 Balser, Markus: Deutschland zieht Europa aus der Krise. In: Süddeutsche Zeitung, 14./15.8.2010. 
Dies war der sogenannte „ Aufschwung XL“ des Jahres 2010. 
52 Balser, Markus: Der Boom geht weiter. In: Süddeutsche Zeitung, 20.01.2011. 
53 Busse, Caspar: Der große Aufschwung. In: Süddeutsche Zeitung, 09.05.2011. Nun heißt es: „ Auf-
schwung XXL“. 
54 Grandt, Michael: Die Wahrheit: Es gibt keinen Konjunkturaufschwung. In: Kopp-Exklusiv 16/2011, 
S.5, www.kopp-exclusiv.de; Süddeutsche Zeitung, 12.01.2012 und Gammelin, Kerstin: Schlimmer als 
gedacht. In: Süddeutsche Zeitung, 24.02.2012. 
55 Balser, Markus: So schön war der Aufschwung. In: Süddeutsche Zeitung, 15.12.2012 
56 Süddeutsche Zeitung, 14./15.08.2012. 
57 Gromberg, Torsten: Alles muss raus – Winterschlussverkauf in der EU. In: Kopp-Exklusiv, 11/2011, 
S. 5, www.kopp-exklusiv.de. 
58 Prantl, Heribert: Ein Waterloo. In: Süddeutsche Zeitung, 26./27.01.2013. 
59 Schoepp, Sebastian: Südliches Selbstbewusstsein. In: Süddeutsche Zeitung, 23.02.2012. 
60 Beise, Marc: Vagabundierendes Kapital. In: Süddeutsche Zeitung, 25.06.2012. 
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Natürlich war es Professor Sinn, der beim Ausklingen der ersten 
Wirtschafts- und Wunder-Hallelujastrophe noch kurz ein „Wun-
der auf dem Arbeitsmarkt“-Solo hinterherschickte.61 Dabei hat 
er allerdings nicht mitbesungen, wem dieses Wunder geschah: 
Den Aufkäufern von Arbeitszeit, die sich aus einem wachsenden 
Reservoir von Niedriglohn-, Prekär- und Zweitjobarbeit, sozusa-
gen einem „inneren Süden“ des deutschen Arbeitsmarktes be-
dienen können62 - was die Arbeitsleute mittlerweile recht gut 
wissen und verstehen.63 
 
So ergibt sich ein Bild, bei dem zwar die EU insgesamt und ins-
besondere die Euro-Zone kaum Wachstum zeigen, dafür aber 
die jeweiligen Regierungen bemüht sind, durch Niedriglohnpoli-
tik  und Privatisierungspolitik gleichwohl Extraprofitchancen für 
das internationale, europäische und nationale Anlagekapital im 
„Wettbewerb“ mit den anderen EU- und Eurovolkswirtschaften 
zu bieten. 
 
Dazu passend ist jetzt eine fast schon vergessene Thematik 
wieder auf die Agenda geraten: Die amerikanisch-europäische 
Freihandelszone als Gegenwicht gegen eine mögliche Wirt-
schaftsoption Deutschland-China. Und wie üblich lockt diese 
Zone auch mit den bekannten Möglichkeiten von Wirtschafts-
raumerweiterung und Transaktionskostensenkung z.B. bei den 
Zöllen und vor allem bei den Standards.64 Dahinter ist unver-
kennbar das Anliegen der US-Politik zu erkennen, Barrieren für 
den dringend nötigen Export ihrer höchst fragwürdigen Agrar- 
und Food-Erzeugnisse in den enormen EU-Markt zu beseiti-
gen.65 Gleichzeitig könnte die deutsche Exportwirtschaft mit ih-
ren europäischen Zulieferern dank einer solchen Freihandels-
zone noch offensiver auf dem US-Markt operieren. Jedenfalls 
wird so die nächste Krise schon mit der Benennung der neuen 
Profitquellen vorbereitet. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„So ergibt sich ein 
Bild, bei dem zwar 
die EU insgesamt 
und insbesondere 
die Euro-Zone 
kaum Wachstum 
zeigen, dafür aber 
die jeweiligen Re-
gierungen bemüht 
sind, durch Nied-
riglohnpolitik  und 
Privatisierungspoli-
tik gleichwohl Ext-
raprofitchancen für 
das internationale, 
europäische und 
nationale Anlage-
kapital im „Wett-
bewerb“ mit den 
anderen EU- und 
Eurovolkswirt-
schaften zu bie-
ten.“ 

 

 

 
61 Süddeutsche Zeitung, 15.12.2012. 
62 Haas, Sybille: Trend zum Zweitjob. In: Süddeutsche Zeitung, 06.07.10.2012; Informationsdienst 
Wissenschaft, Online-Dienst, 28.08.2012; Öchsner, Thomas: Mehr Vollzeitjobs – das war 2012. In: 
Süddeutsche Zeitung, 31.07.2012. 
63 Informationsdienst Wissenschaft, Online-Dienst, 16.11.2011. 
64 Gemmelin, Kerstin: USA und Europa rücken enger zusammen. In: Süddeutesche Zeitung, 
14.02.2013; Piper, Nikolaus: Babybrei und Flugzeuge. In: Süddeutsche Zeitung, 04.02.2013; Piper, 
Nikolaus: Gewagtes Projekt. In: Süddeutsche Zeitung, 14.02.2013. 
65 Koch, Moritz: Wollen wir das wirklich? In: Süddeutsche Zeitung, 16./17.02.2013. 
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Fiskaldiktatur kontra Sozialmodell: 
Die deutsche Politik vertieft die Krise  
Europas   

Dr. Steffen Lehndorff 
Institut Arbeit und Qualifikation 
Duisburg 

1. Fiskaldiktatur als Verwirklichung der  
    „marktkonformen Demokratie“  

Wer in diesen Tagen einen Aufsatz über die Eurozone schreibt, 
der weiß nicht, ob es den Euro noch gibt, wenn der Aufsatz ver-
öffentlicht wird. Doch so oder so — die Probleme, die durch die 
Krise der Eurozone heraufbeschworen worden sind, werden uns 
auf jeden Fall noch längere Zeit begleiten. Immer mehr Länder 
in Europa treiben in eine erneute Rezession und einige südeu-
ropäische Länder befinden sich in einer tiefen wirtschaftlichen 
Depression, die nun teilweise bereits vier Jahre andauert. Die 
Politik fortgesetzter und einschneidender Ausgabenkürzungen 
blockiert dabei nicht alleine den Weg zu wirtschaftlicher Erho-
lung. Was ebenso besorgniserregend ist: Sie versperrt die Sicht 
auf die schweren Fehler, die in den Jahren vor der Krise ge-
macht wurden. Diese Fehler müssen aber verstanden werden, 
wenn der dringend erforderliche Politikwechsel in Europa einge-
leitet werden soll. Und dies gilt nicht allein für die sogenannten 
Krisenländer, sondern ebenso für die vermeintlich gesunden 
Volkswirtschaften — allen voran Deutschland.   

Im Folgenden charakterisiere ich zunächst das Austeritätsregi-
me in der EU, das wesentlich auf Betreiben der deutschen Re-
gierung errichtet worden ist. Daran anschließend analysiere ich 
das Geschäftsmodell des deutschen Kapitalismus, das hinter 
dieser Politik steht, und seine Symbiose mit dem der „Schulden-
sünder“. Abschließend skizziere ich, weshalb die Entwicklung 
einer Alternative zur gegenwärtigen Krisenpolitik eine äußerst 
komplexe Herausforderung ist, die weit über eine wirtschaftspo-
litische Kurskorrektur herausgeht. 1  

Mit dem offenen Ausbruch der Finanzkrise im Jahre 2008 büßte 
der bis dahin die Wirtschaftswissenschaft, die Politik und die 
Medien dominierende Markt-Fundamentalismus seine Überzeu-
gungskraft in hohem Maße ein. Mit dem Satz „Der Markt regelt 
es am besten“ lässt sich heute nur noch auf Umwegen Politik 
begründen. Der wichtigste dieser Umwege hat einen Namen: 
„Staatsverschuldung“. Die Fokussierung auf den Abbau der in 
der Krise sprunghaft angestiegenen Staatsschulden ermöglicht 
den Regierenden einen verblüffenden Spagat zwischen banken-

 

Dr. Steffen Lehndorff  
 
 
 
 
 
 

„Die Politik fortge-
setzter und ein-
schneidender 
Ausgabenkürzun-
gen blockiert dabei 
nicht alleine den 
Weg zu wirtschaft-
licher Erholung. 
Was ebenso be-
sorgniserregend 
ist: Sie versperrt 
die Sicht auf die 
schweren Fehler, 
die in den Jahren 
vor der Krise ge-
macht wurden.“ 

 
 
 
 
 

                                                 
1 Das Folgende beruht auf meinen Aufsätzen in dem von mir herausgegebenen Sammelband zur Kri-
se in zehn europäischen Ländern (Lehndorff 2012a) und in Sauer (2012).  
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kritischer Rhetorik und praktischer Politik. Verblüffend insofern, 
als die Abfolge der Ereignisse ja weithin unbestritten ist 
(Abbildung 1). Die Folge wird also zur Ursache erklärt, das Op-
fer zum Täter.  

Abbildung 1: Staatsverschuldung in Prozent des BIP  
                       2007 und 2011* 
 

 
 

* Mitgliedsländer der Eurozone 2002 
   Quelle: Eurostaat 
 
Die Interpretation der Wirtschafts- und Finanzkrise und der Krise 
der Eurozone als „Staatsschuldenkrise“ ist heute der entschei-
dende Rettungsanker des Neoliberalismus in Europa. So gelingt 
das, was Paul Krugman (2010) mit Blick auf die USA als „den 
seltsamen Triumph gescheiterter Ideen“ bezeichnet hat: „Die 
Fundamentalisten des freien Marktes haben sich in allem geirrt 
– doch sie dominieren die politische Szene gründlicher als je-
mals zuvor.“ In der EU ist der deutlichste Ausdruck dieses Tri-
umphs die Errichtung einer Art Fiskaldiktatur, die mit der Not-
wendigkeit legitimiert wird, „das Vertrauen der Märkte wieder zu 
gewinnen“.  
 
1.1. Austerität plus „Strukturreformen“  
 
Die gesamte Wirtschaftspolitik der EU wird mit einer Serie von 
zum Teil einander überlappenden Programmen auf die Bekäm- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Interpretation 
der Wirtschafts- 
und Finanzkrise 
und der Krise der 
Eurozone als 
„Staatsschulden-
krise“ ist heute der 
entscheidende 
Rettungsanker des 
Neoliberalismus in 
Europa.“ 
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pfung von Haushaltsdefiziten und Staatsschulden der Mitglieds-
länder fokussiert. Dabei soll die Sanierung der öffentlichen 
Haushalte vorrangig oder sogar fast ausschließlich mit Hilfe von 
Ausgabenkürzungen bewerkstelligt werden — die Einnahmesei-
te ist mit Ausnahme von (degressiv wirkenden) Verbrauchs-
steuern weitgehend unterbelichtet (Heise 2012). Leistungsbi-
lanz-Ungleichgewichte werden in der „Excessive Imbalance 
Procedure“ zwar ebenfalls thematisiert, doch Strafmaßnahmen 
sind ausschließlich gegen Defizitländer vorgesehen (Leschke et 
al. 2012). Mit dem Fiskalpakt geht die Budgethoheit faktisch auf 
die sich an der Mainstream-Ökonomie orientierende EU-
Kommission über (Schulmeister 2012). Führend bei der Durch-
setzung dieser Perversion des ursprünglichen Gedankens einer 
- von allen deutschen Regierungen stets abgelehnten - euro-
päischen Wirtschaftsregierung war die deutsche Bundesregie-
rung. 
 
Bemerkenswert ist dabei, dass die Dramatik der für die Errin-
gung des „Vertrauens der Märkte“ erforderlich gehaltenen „Kon-
solidierungsmaßnahmen“ in keinem direkten Zusammenhang 
zur Höhe des öffentlichen Schuldenstandes steht. Dies gilt nicht 
nur im weltwirtschaftlichen Vergleich, wie das Beispiel Japans 
wohl am eindrucksvollsten belegt, sondern ebenso innerhalb der 
Eurozone: Spaniens heutige Staatsschuldenquote liegt nur ge-
ringfügig über dem Niveau derjenigen von Deutschland vor der 
Krise.  
Hervorhebenswert ist darüber hinaus, dass die „Konsolidie-
rungsprogramme“ mit so genannten „Strukturreformen“ ver-
knüpft werden, bei denen zwar ebenfalls kein direkter Bezug zu 
den Staatsschulden erkennbar ist, deren Inangriffnahme jedoch 
zur Bedingung für Kredite aus den Rettungsfonds gemacht wird. 
Ihr erklärter Zweck ist die Verbesserung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und damit ebenfalls die Stärkung des 
„Vertrauens der Märkte“. So enthalten die seit dem Sommer 
2010 beschlossenen „Reformprogramme“ in Spanien neben 
diversen Kürzungen im Staatshaushalt und im Sozialsystem, 
einschließlich der Übernahme des deutschen Exportschlagers 
„Rente mit 67“, solche Maßnahmen wie die Lockerung des Kün-
digungsschutzes, den Vorrang von Firmen-Tarifverträgen vor 
Flächentarifverträgen, die Aufhebung jeglicher Beschränkung in 
der Anzahl aufeinander folgender befristeter Arbeitsverträge, 
sowie das Einfrieren des gesetzlichen Mindestlohns in der Pri-
vatwirtschaft (Banyuls/Recio 2012). Ähnlich in Griechenland: 
Erleichterung und Verbilligung von Kündigungen, Verlängerung 
des zulässigen Zeitraums für aufeinander folgende befristete 
Arbeitsverträge, Reduzierung des Überstundenzuschlags, Auf-
hebung der Allgemeinverbindlich-Erklärung von Tarifverträgen 
sowie Vorrang von Firmen-Tarifverträgen vor Flächentarifverträ-
gen; die Senkung des Mindestlohns in der Privatwirtschaft ist ins 
Auge gefasst (Karamessini 2012). Ganz offensichtlich haben wir 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Ganz offensicht-
lich haben wir es 
hier mit einer… 
„Beschleunigung 
des neoliberalen 
Projekts“ in seiner 
ganzen Bandbreite 
zu tun.“ 
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es hier mit einer, wie Karamessini (ebd.: 167) schreibt, „Be-
schleunigung des neoliberalen Projekts“ in seiner ganzen Band-
breite zu tun. In der EU wird dies mit Hilfe einer abgestuft be-
grenzten staatlichen Souveränität vorangetrieben: Strenge Auf-
lagen für alle „Schuldensünder“ in der EU, und — strafverschär-
fend — Verweigerung jeglichen nationalen Handlungsspiel-
raums innerhalb der Eurozone, deren Mitgliedsländern ja nicht 
mehr die Möglichkeit einer eigenständigen Geldpolitik of-
fensteht. In der dadurch entstehenden ausweglosen Situation 
wird dann aus Berlin via Brüssel den nationalen Regierungen 
diktiert, welcher Weg einzuschlagen sei.2 Regierungen von Eu-
ro-Ländern werden zum Spielball von Finanzkonzernen, weil 
letzteren durch mangelhafte Regulierung und fehlendes Gegen-
steuern der EZB die Möglichkeit dafür gegeben wird. Bundes-
kanzlerin Merkel bezeichnet dies treffend als „marktkonforme 
Demokratie“. Auf diese Weise wird der bekannte Kern der alten 
neoliberalen Agenda — die Verstümmelung des Öffentlichen 
und die Deregulierung des Arbeitsmarkts — mit neuem 
Schwung und voller Wucht weiter verfolgt.  
 
1.2. Krank machende Medizin 
 
Der IWF, der ja eine maßgebliche unterstützende Rolle für die 
EU-Austeritätspolitik spielt, hat die Folgen kurzfristiger Haus-
haltskonsolidierung in allen seinen Mitgliedsländern in den zu-
rückliegenden 30 Jahren ausgewertet. Die Forschungen zeigen, 
dass innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren das BIP deut-
lich zurückgeht, die Arbeitslosigkeit — insbesondere die Lang-
zeitarbeitslosigkeit — steigt, die Löhne sinken und die Ungleich-
heit der Einkommensverteilung zunimmt. Batini et al. (2012: 32) 
fassen die IWF-Forschungen mit folgenden Sätzen zusammen: 
„Vorgezogene Haushaltskonsolidierungen während einer Re-
zession erhöhen offenbar die Kosten der Anpassung wegen der 
damit verbundenen Verluste beim BIP und verzögern in hohem 
Maße die Reduzierung des öffentlichen Schuldenstandes im 
Verhältnis zum BIP“.  
 
Selbstverständlich drängt sich die Frage auf, weshalb der IWF 
anders handelt, als es seine Forschungsabteilung empfiehlt. 
Doch dem kann ich hier nicht nachgehen. Wichtig ist vor allem, 
dass die Langfrist-Analysen des IWF gegenwärtig vor allem in 
Griechenland, aber auch in Portugal und Spanien eindrucksvoll 
bestätigt werden. Die Ausgabenkürzungen im griechischen 
Staatshaushalt belaufen sich mittlerweile auf 20 Prozent des  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Regierungen von 
Euro-Ländern 
werden zum Spiel-
ball von Finanz-
konzernen, weil 
letzteren durch 
mangelhafte Regu-
lierung und fehlen-
des Gegensteuern 
der EZB die Mög-
lichkeit dafür ge-
geben wird. Bun-
deskanzlerin Mer-
kel bezeichnet dies 
treffend als 
„marktkonforme 
Demokratie“.“ 

                                                 
2 Selbstverständlich ist diese Darstellung stark vergröbernd. In der Praxis verläuft die Durchsetzung 
der deutschen Dominanz in der EU sehr konfliktreich. Doch die besondere Rolle der Bundesregierung 
wird bereits daran erkennbar, dass sie nur noch von zwei weiteren Regierungen (Finnland und bislang 
die Niederlande) durchgängig und vorbehaltlos unterstützt wird — für 17 Mitgliedsländer eine bemer-
kenswerte Relation. Nicht zufällig titelte die Financial Times am 22. Oktober 2012: „Welcome to Berlin, 
Europe’s new capital“. 

 4



43

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
BIP (FAZ 21.8.2012), und dennoch werden die Auflagen der 
Troika nicht eingehalten. Wenn eine Regierung die Wirtschaft 
auf drastischen Schrumpfkurs zwingt und den deshalb einbre-
chenden Einnahmen immer wieder hinterher sparen muss, wür-
de alles andere an ein Wunder grenzen. Wenn gelegentlich bei 
einzelnen Ländern Hoffnungsschimmer am Horizont ausge-
macht werden (u.a. wegen eines Ausgleichs der Leistungsbilan-
zen), dann hängt dies vor allem damit zusammen, dass der Bin-
nenmarkt so weit eingebrochen ist, dass auch die Importe stark 
zurück gehen und dadurch der Ausgleich erfolgt (die sogenann-
te „innere Abwertung“). 
 
Während die wirtschaftlichen Folgen des Austeritätskurses also 
verheerend sind und unklar ist, wann und wie der untere Wen-
depunkt erreicht sein wird, ist einstweilen nur gewiss, dass die 
soziale Ungleichheit massiv verschärft wird. Den vielleicht ein-
drucksvollsten Hinweis auf das einzig wirklich sichere Resultat 
der „neuen Wirtschaftssteuerung“ auf EU-Ebene ergibt eine Ge-
genüberstellung der im Rahmen des „Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts“ der EU von den Regierungen der Mitgliedsländer im 
Frühjahr 2011 geplanten Kürzungen der Sozialausgaben einer-
seits und dem heutigen Armutsrisiko in den jeweiligen Ländern 
andererseits: Je größer das Armutsrisiko, desto stärker wird ge-
kürzt (Abbildung 2) 

Abbildung 2: Armutsrisiko und geplante Kürzungen der  
                       Sozialausgaben* 2010 - 2014 

* Geld- und Sachleistungen EU 27 
Quelle: Leschke et al. (2012) 
 
Auch hier könnte ein Blick in IWF-Untersuchungen hilfreich sein. 
Kumhof/Rancière (2011) weisen darauf hin, dass im Länderver-
gleich mit zunehmender Ungleichheit in der Einkommensvertei- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Während die wirt-
schaftlichen Fol-
gen des Austeri-
tätskurses also 
verheerend sind 
und unklar ist, 
wann und wie der 
untere Wende-
punkt erreicht sein 
wird, ist einstwei-
len nur gewiss, 
dass die soziale 
Ungleichheit mas-
siv verschärft 
wird.“ 
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lung die Wahrscheinlichkeit von Leistungsbilanzdefiziten steige, 
wodurch wiederum die private oder öffentliche Verschuldung in 
die Höhe getrieben und zusätzliches Krisenpotential aufgebaut 
werde. Deshalb gebe es langfristig keine sinnvolle Alternative 
dazu, das Problem der Einkommensungleichheit gezielt anzu-
gehen. 
 
1.3. Fass ohne Boden?  
 
Bei der Durchsetzung dieser Politik spielen trotz aller Europa-
Rhetorik rechter Populismus und „nationale“ Egoismen eine er-
hebliche Rolle. In letzter Zeit wird in Deutschland vor allem (a-
ber nicht nur) von CSU- und FDP-Politikern das Bild vom „Fass 
ohne Boden“ gebraucht, in das man das Geld deutscher Steu-
erzahler nicht unbegrenzt schütten dürfe. Bei diesen Äußerun-
gen, aber auch bei den weitaus diplomatischeren Formulierun-
gen der deutschen Bundesregierung bleibt unerwähnt, dass die 
„Hilfe“ bislang zunächst bedeutet, Kredite zu vergeben, um Re-
finanzierungen zu erleichtern. Natürlich ist jeder Kredit mit ei-
nem Ausfallrisiko verbunden. Genau darum geht es letztlich, 
und deshalb wäre es sinnvoll, wenn die öffentliche Debatte auf 
die Frage gerichtet würde, wie die Schuldner möglichst schnell 
ihre Wirtschaft wieder in Gang bringen können, damit sie die 
Kredite sicher bedienen können. Stattdessen werden sie von 
denselben Politikern gezwungen, die Wirtschaft ihrer Länder 
abzuwürgen. Dies mag absurd erscheinen, und das ist es wohl 
auch. Doch dabei sollte nicht übersehen werden, dass, solange 
der Kreditausfall noch nicht eingetreten ist, die Schuldner zu-
nächst weiterhin Zinsen an die Gläubiger zahlen.  
 
Noch wichtiger ist die unmittelbare Krisendividende für den 
deutschen Staatshaushalt. Die Neuverschuldung ist bislang 
nicht allein deshalb weitaus weniger rasch angestiegen als ur-
sprünglich befürchtet, weil das Wachstum der Wirtschaft und 
der Steuereinnahmen in den Jahren 2009 bis 2012 überra-
schend kräftig war (auf diese Weise wurde sogar ein positiver 
Wachstumsbeitrag der Staatsausgaben zum BIP ermöglicht — 
ein Effekt, der anderen Ländern mit Hinweis auf die Notwendig-
keit des sofortigen Abbaus der Neuverschuldung verwehrt wird). 
Wichtig ist darüber hinaus der so genannte „safe haven effect“ 
(Deutsche Bundesbank 2011a: 42): Deutsche Bundesanleihen 
wurden ein so begehrtes Anlageobjekt, dass ihre Zinsen von 
knapp 5 Prozent vor der Krise mittlerweile auf Werte gesunken 
sind, die unter der Inflationsrate liegen. Deutschland verschuldet 
sich, wenn man so will, gegenwärtig real zum Nulltarif. Im Zuge 
der laufenden Refinanzierung der Staatsschuld können dadurch 
Anleihen mit höherer gegen solche mit niedrigerer Verzinsung 
getauscht werden. Hinzu kommen niedrige Zinslasten durch die 
konjunkturbedingt niedrigen EZB-Zinsen – alles in allem Einspa-
rungen, die das Kieler IfW für die zurückliegenden drei Jahre auf 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„...wäre es sinnvoll, 
wenn die öffentli-
che Debatte auf 
die Frage gerichtet 
würde, wie die 
Schuldner mög-
lichst schnell ihre 
Wirtschaft wieder 
in Gang bringen 
können, damit sie 
die Kredite sicher 
bedienen können.“ 
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68 Mrd. Euro schätzt (Handelsblatt 14.8.2012). Nun sind all dies 
Kurz- oder allenfalls Mittelfristeffekte. Falls es zu weiteren 
Schuldenschnitten kommt oder die Eurozone ganz zusammen-
bricht, treten natürlich erhebliche Verluste auf, und zwar nicht 
allein für den Staatshaushalt, sondern vor allem im Fall des Zu-
sammenbruchs in großen Teilen der Wirtschaft. Deshalb ist die 
Frage nach den Reformen, die einzuleiten sind, um das Schre-
ckensszenario noch abzuwenden, mehr als berechtigt.  
 
2. Das deutsche Geschäftsmodell verursacht einen  
    Reformstau 
 
Wie bereits ausgeführt, gehört das Anmahnen von „Strukturre-
formen“ in den „Problemländern“ zum Standardrepertoire deut-
scher Politiker/innen, Wirtschaftsexperten und Journalisten. 
Dies folgt der bisherigen Logik der Europäischen Währungsuni-
on. Spätestens mit dem Vertrag von Maastricht und der Einfüh-
rung des Binnenmarkts wurde die EU zu einem „Projekt der 
Staatenkonkurrenz“ (Troost/Hersel 2012) entwickelt, weil getreu 
der vorherrschenden Lehre davon ausgegangen wurde, dass 
der freie Markt den größten Nutzen für alle bringen werde. 
Wenn nun auf diesem — um es vorsichtig zu formulieren — 
fragwürdigen Fundament eine Währungsunion sehr unter-
schiedlicher Volkswirtschaften errichtet wird, kann einem Ausei-
nanderdriften dieser Volkswirtschaften nicht länger durch natio-
nalstaatliche Währungspolitik entgegen gewirkt werden. Was 
benötigt würde, wäre nicht allein oder in erster Linie eine koor-
dinierte Fiskalpolitik (nur dies sahen die EWU-Verträge vor), 
sondern ebenso eine abgestimmte Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik, die auf die Angleichung der Leistungsfähigkeit dieser unter-
schiedlichen Volkswirtschaften gerichtet sein müsste. Was für 
einen Länderfinanzausgleich in der D-Mark-Zone Deutschland 
immer schon galt, gilt für eine noch weitaus zerklüftetere Euro-
zone allemal.  
 
Dass dieser Konstruktionsmangel in der gegenwärtigen Krise 
dadurch überwunden werden soll, dass seine einseitige Fixie-
rung auf Haushaltsdefizite und Staatsschulden beibehalten wird, 
aber die „Koordinierung“ ohne demokratische Fundierung er-
zwungen wird, lässt sich nicht allein mit neoliberalem Dogma-
tismus erklären, obwohl dieser sicher eine nicht zu unterschät-
zende Rolle spielt. Zumindest bei der Bundesregierung dürfte 
auch die Illusion hinzukommen, auf diese Weise an dem bishe-
rigen, sehr erfolgreichen Geschäftsmodell des deutschen Kapi-
talismus innerhalb Europas festhalten zu können. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Spätestens mit 
dem Vertrag von 
Maastricht und der 
Einführung des 
Binnenmarkts 
wurde die EU zu 
einem „Projekt der 
Staatenkonkur-
renz“ entwickelt.“ 
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2.1. „Hartz IV vergiftet Europa“ 
 
Die Exportlastigkeit des deutschen Modells ist zwar seit einiger 
Zeit in die Kritik geraten, doch ist nicht immer klar, was da ge-
nau kritisiert wird. Die Exporterfolge der deutschen Industrie 
haben ihre stärksten Fundamente in der hohen Spezialisierung 
und Produktqualität, der Serviceorientierung der Unternehmen 
und der Flexibilität und Qualifikation der Beschäftigten. Es wür-
de sicher niemandem dienen, diese weltweit anerkannten Stär-
ken außer Kraft zu setzen. Zum Problem für die Eurozone wur-
de dieses Modell erst dadurch, dass die produktbezogenen 
Stärken massiv durch eine Senkung der Lohnstückkosten im 
Verhältnis zu den übrigen EU-Ländern ergänzt wurden: Von 
2000 bis 2010 gingen die durchschnittlichen Reallöhne pro Kopf 
in Deutschland um 4 Prozent zurück, während die Arbeitspro-
duktivität ungefähr im EU-Durchschnitt anstieg. Dies begünstig-
te einen besonders niedrigen Preisniveauanstieg, so dass die 
deutschen Exporterfolge, wie es die Deutsche Bundesbank 
(2011b: 17) zurückhaltend formuliert, auch von der „Verbesse-
rung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit“ Impulse erhielten. 
Während in den zurückliegenden Jahrzehnten der Wechselkurs-
Anpassungsmechanismus bei derartigen Entwicklungen einen 
gelegentlichen Ausgleich zugunsten schwächerer Volkswirt-
schaften ermöglicht hatte, waren nun mit der Währungsunion 
immerhin zwei Fünftel des deutschen Außenhandels von dieser 
Last befreit. Das deutsche Geschäftsmodell konnte jetzt in einer 
erweiterten D-Mark-Zone so aufblühen, wie es seit den Verträ-
gen über die EWU in den 90er Jahren angestrebt war. Beein-
druckendster Ausdruck dieses Erfolgs war der dramatische An-
stieg der Leistungsbilanzüberschüsse wenige Jahre nach der 
Einführung des Euro (Abbildung 3).  
 
Abbildung 3: Leistungsbilanzsalden* Deutschlands mit den 
                       Ländern des Euroraums 
 

* in Mrd. Euro 
Quellen: Deutsche Bundesbank, eigene Berechnungen 

 
 

„Die Exporterfolge 
der deutschen 
Industrie haben 
ihre stärksten 
Fundamente in der 
hohen Spezialisie-
rung und Produkt-
qualität, der Servi-
ceorientierung der 
Unternehmen und 
der Flexibilität und 
Qualifikation der 
Beschäftigten. Es 
würde sicher nie-
mandem dienen, 
diese weltweit 
anerkannten Stär-
ken außer Kraft zu 
setzen. Zum Prob-
lem für die Euro-
zone wurde dieses 
Modell erst da-
durch, dass die 
produktbezogenen 
Stärken massiv 
durch eine Sen-
kung der Lohn-
stückkosten im 
Verhältnis zu den 
übrigen EU-
Ländern ergänzt 
wurden.“ 
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Noch wichtiger als die Erhöhung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit dürfte jedoch die mit der Stagnation des deutschen 
Binnenmarkts verbundene Reduzierung von Exportmöglichkei-
ten anderer Länder in die größte europäische Volkswirtschaft 
sein. Das binnenwirtschaftliche Ungleichgewicht in Deutschland 
wurde zur wichtigsten Quelle der außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichte, die auch weiterhin wie ein Bleigewicht an der 
Eurozone hängen (Joebges/Logeay 2012). Man kann es so zu-
spitzen: Deutschland exportiert nicht zu viel, sondern importiert 
zu wenig. Die vielfach gerühmte „Lohnmäßigung“ ist wesentlich 
auf das Wachstum des Niedriglohnsektors zurückzuführen 
(Abbildung 3).  

Abbildung 4: Verteilung der Stundenlöhne* 1995/2000/2006 

* Abhängig Beschäftigte 
Quelle: Bosch/Kalina (2008) 
 
Dahinter stecken vor allem die in den zurückliegenden zehn 
Jahren durchgesetzten Strukturbrüche im deutschen Beschäfti-
gungssystem, deren wichtigste Elemente hier nur stichwortartig 
aufgezählt werden können (vgl. dazu ausführlicher mit Quellen-
angaben Lehndorff 2012b): 
 
Die traditionelle Architektur des Tarifvertragssystems ist (auch 
unter den Wirkungen von Outsourcing, Privatisierungen und 
Steuersenkungen) auseinandergebrochen. Die Kluft zwischen 
den Arbeitskosten in der Industrie einerseits und den privaten 
wie öffentlichen Dienstleistungen andererseits ist heute so groß 
wie in keinem anderen EU-Land. Die de-facto Aushebelung des 
europäischen ‚equal pay’-Rechtsgrundsatzes durch die Bundes-
regierung ebnete darüber hinaus den Weg für Dumping-
Tarifverträge in der Leiharbeit. 
 

„Noch wichtiger als 
die Erhöhung der 
preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit 
dürfte jedoch die 
mit der Stagnation 
des deutschen 
Binnenmarkts ver-
bundene Reduzie-
rung von Export-
möglichkeiten an-
derer Länder in die 
größte europäi-
sche Volkswirt-
schaft sein. Das 
binnenwirtschaftli-
che Ungleichge-
wicht in Deutsch-
land wurde zur 
wichtigsten Quelle 
der außenwirt-
schaftlichen Un-
gleichgewichte.“ 

 



48

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 4

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 4

 

Durch den Rückgang der Tarifbindung, die Demontage des In-
struments der Allgemeinverbindlicherklärung von Flächentarif-
verträgen sowie die zahlreichen lokalen Abweichungen von Flä-
chentarifverträgen ist das Tarifvertragssystem so stark ge-
schwächt, dass die effektiven Lohnsteigerungen von 2000 bis 
2010 im Durchschnitt fast 50 Prozent unter den tarifvertragli-
chen Lohnerhöhungen lagen.  
 
Der seit 2003 eingeleitete Systemwechsel in der Arbeitsmarkt-
regulierung im Rahmen der „Agenda 2010“ löste auf die tarifli-
chen und effektiven Löhne in größeren Teilen des Arbeitsmarkts 
eine Sogwirkung nach unten aus). „Hartz IV vergiftet Europa“ - 
so brachte ein Kommentator der Financial Times Deutschland 
den Zusammenhang auf den Punkt (Münchau 2010). Diese 
Prekarisierung entfaltet ihre volle Dynamik durch das Fortbeste-
hen des konservativen Wohlfahrtsstaats in Deutschland, der 
eine begrenzte Teilnahme von Frauen am Erwerbsleben teils 
erzwingt und mit der öffentlichen Subventionierung von Niedrig-
löhnen und insbesondere der Förderung von ‚Minijobs’ sogar 
fördert.  
 
Im Ergebnis dieser Umbrüche sank die Lohnquote bis zum Vor-
abend der Krise um mehr als sechs Prozentpunkte — einer der 
stärksten Einbrüche in der EU. Hinzu kam, dass auf Grund der 
Steuerreformen der Rot-Grünen Bundesregierung die Verände-
rungen in der Primärverteilung deutlich weniger, als dies zuvor 
üblich war, durch die Sekundärverteilung abgeschwächt wur-
den. Im Ergebnis nahm die Ungleichheit in der Wachstumspha-
se  2004 bis 2008 besonders stark zu: Leicht rückläufigen Netto-
löhnen stand ein Anstieg der Kapitaleinkommen (Einkommen 
privater Haushalte aus Unternehmertätigkeit und Vermögen) um 
fast 20 Prozent gegenüber.  
 
Diese massive Umverteilung zugunsten von Gewinnen und Ka-
pitaleinkommen in Deutschland hat maßgeblich zum Entstehen 
der Krise beigetragen (Horn et al. 2009). Denn für das nicht pro-
fitabel investierbare Geldkapital mussten Einsatzfelder außer-
halb der inländischen Produktion von Gütern und konsumierba-
ren Dienstleistungen gesucht werden. Und sie wurden auch ge-
funden: In der boomenden Finanzmarktblase spielten deutsche 
Gewinne und Vermögenseinkommen eine wichtige Rolle. Zahl-
reiche Deregulierungen des Finanzsektors seit Ende der 1990er 
Jahre hatten die Türen dafür weit geöffnet. Deutschland hatte 
nach China den zweitgrößten Kapitalüberschuss der Welt. 
Deutsche Banken und andere Anleger gehörten zu den größten 
ausländischen Kreditgebern sowohl des verschuldeten US-
Privatsektors als auch von Griechenland, Irland, Portugal und 
Spanien (Bofinger 2010). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Diese massive 
Umverteilung zu-
gunsten von Ge-
winnen und Kapi-
taleinkommen in 
Deutschland hat 
maßgeblich zum 
Entstehen der 
Krise beigetragen.“ 
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Es ist deshalb nur eine kleine journalistische Übertreibung, 
wenn ein britischer Zeitungskommentator schreibt: „Germany 
blew the bubbles that popped up in the rest of Europe“ (Guardi-
an, 25.8.2011). 
 
Spätestens hier wird deutlich, dass dieses Geschäftsmodell er-
heblich von der Mittäterschaft der führenden Akteure in den 
heutigen „Problemländern“ profitierte. „Der Exportüberschuss 
einiger westeuropäischer Länder ist durch auslandskreditfinan-
zierten Import der Defizitländer ermöglicht worden“ (Be-
cker/Jäger 2009: 544). 
 
2.2. Die Symbiose 
 
Vor der Krise hat trotz aller Leistungsbilanzdefizite niemand in der 
EU einen Anlass gesehen, den „Problemländern“ einen solchen 
Status zu verleihen. Immerhin waren die Wachstumsraten der 
heutigen „Schuldensünder“ (mit Ausnahme Italiens) deutlich hö-
her als die Deutschlands. Auch hatten ihre Regierungen sich teil-
weise schon seit langem immer wieder um neoliberal inspirierte 
Arbeitsmarktreformen bemüht — wenn auch nicht ganz so konse-
quent, wie es eine deutsche Bundesregierung dann ins Werk 
setzte. Im Ergebnis gehören die Arbeitsmärkte Italiens und Spa-
niens zu den am stärksten dualisierten in Europa.3 Doch dadurch 
wird keine Volkswirtschaft gesund.  
 
Und krank waren sie alle, aber jede hatte und hat ihre ganz eige-
ne Krankheit: Das völlig auf das Anziehen von ausländischen Di-
rektinvestitionen und Schattenbanken fokussierte Modell Irlands 
(Wickham 2012); der — ebenso wie in Irland — mit hoher privater 
Verschuldung einhergehende und zudem die Umwelt zerstörende 
Immobilienboom in Spanien (Banyuls/Recio 2012); die Profit-
Preis-Spirale in Griechenland mit katastrophalen Auswirkungen 
auf die Leistungsbilanz, in Verbindung mit einer extrem schwa-
chen Steuerbasis bei gleichzeitiger Abwesenheit irgend eines 
wirtschaftlichen Entwicklungskonzepts (Karamessini 2012); und in 
Italien die „wachstumsbehindernde Vetternwirtschaft, Korruption 
und bürokratische Ineffizienz“ zusammen mit dem Fehlen jegli-
cher Industriepolitik und einer ausgeprägt starken Kombination 
von „Steuervermeidung, Steuerflucht und Steuersenkungen“ in 
einem Land, dessen private Geldvermögen in Relation zum BIP 
zu den höchsten Europas zählen (Simonazzi 2012; Commerz-
bank 2011).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Im Ergebnis gehö-
ren die Arbeits-
märkte Italiens und 
Spaniens zu den 
am stärksten duali-
sierten in Europa. 
Doch dadurch wird 
keine Volkswirt-
schaft gesund.“ 

 

                                                 
3 Am Vorabend der Krise hatten rund ein Drittel der Beschäftigten in Spanien einen befristeten Arbeitsver-
trag (90 Prozent aller neu abgeschlossenen Arbeitsverträge waren befristet). In Italien sind befristete Ar-
beitsverträge für viele Jugendliche der einzige Zugang zum Arbeitsmarkt — mit Einstiegslöhnen, die vor 
der Krise wieder auf das Niveau gesunken waren, das sie 20 Jahre zuvor hatten (Banyuls/Recio 2012, 
Simonazzi 2012). 
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Das durch den Euro ermöglichte Niedrigzins-Modell hat einige 
Jahre lang gut funktioniert – nicht nur für die Oberschichten, 
vielfach auch für die Mittelschichten dieser Länder. Doch jetzt 
ist, wie Wickham (2012: 59) für Irland schreibt, „die Party vor-
bei“. Die im Geiste eines neoliberalen Dogmatismus konzipier-
ten europäischen Projekte des Binnenmarktes und der Wäh-
rungsunion, die von den Regierungen aller beteiligten Länder für 
gut geheißen wurden, haben keine zukunftsfähigen wirtschaftli-
chen Entwicklungspfade eröffnet. Dies zahlt sich jetzt bitter aus. 
 
3. Herausforderungen 
 
Die Verantwortlichen für die Eurozone in ihrer bisherigen Kon-
struktion stehen vor einem Scherbenhaufen. Derzeit scheint es 
nur die Wahl zwischen einem Ende mit Schrecken oder einem 
Schrecken ohne Ende zu geben. Die erste Variante, also die 
Auflösung der Eurozone oder deren Reduzierung auf einige we-
nige Kernländer, wäre zumindest kurzfristig extrem teuer. Wirt-
schaft und Staatshaushalt in Deutschland müssten sogar wegen 
der massiven Aufwertung des neuen Nord-Euro oder der D-
Mark und des drohenden Verlustes großer Gläubigerpositionen 
gegenüber anderen Ländern mit den stärksten Einbußen rech-
nen. Die FAZ (16.7.2012) zitiert die Autoren einer Studie der 
Bank of America Merill Lynch mit dem Fazit, „während es 
Deutschland am leichtesten fallen sollte, einen geordneten Eu-
ro-Austritt zu erreichen, hat das Land zugleich den geringsten 
ökonomischen Anreiz, das zu tun“.4 Es ist anzunehmen, dass 
die Bundesregierung sich vor diesen selbst für sie erkennbaren 
wirtschaftlichen Gefahren — neben den unüberschaubaren poli-
tischen Kollateralschäden — in Verbindung mit einer Auflösung 
der Eurozone fürchtet und diese deshalb bis auf weiteres zu 
vermeiden sucht.  
 
Also dann ein immer wiederkehrender Schrecken ohne abseh-
bares Ende? Bislang sieht es danach aus. Die mögliche Folge 
ist eine länger anhaltende Rezession oder sogar Depression in 
Europa, die auch die deutsche Wirtschaft erheblich beeinträch-
tigen wird. Um Wege aus dieser Sackgasse zu finden, ist eine 
öffentliche Debatte über einen Kurswechsel in Richtung einer 
Art europäischer Wirtschaftsregierung erforderlich, die sich so-
wohl im Inhalt ihrer Politik als auch in ihrer demokratischen Legi-
timation radikal vom gegenwärtigen „Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt“ unterscheiden müsste (Bofinger et al. 2012). 

 
 
 
 
 

„Die im Geiste 
eines neoliberalen 
Dogmatismus kon-
zipierten europäi-
schen Projekte des 
Binnenmarktes 
und der Wäh-
rungsunion, die 
von den Regierun-
gen aller beteilig-
ten Länder für gut 
geheißen wurden, 
haben keine zu-
kunftsfähigen wirt-
schaftlichen Ent-
wicklungspfade 
eröffnet.“ 

                                                 
4 Die deutsche Wirtschaft wäre mit nationaler Währung bereits in den letzten Jahren, im Zeitraum von 
Mitte 2009 bis Mitte 2011, wegen höherer Zinsen und eines ungünstigeren Wechselkurses um rund 40 
Prozent weniger gewachsen. Die Forschungsabteilung der öffentlichen KfW-Bank, die diese Modell-
rechnung vorgenommen hat, hat ihre Schätzung mit einem bemerkenswerten Kommentar versehen: 
„Dieser Vorteil muss (zumindest argumentativ) auch den Belastungen gegenüber gestellt werden, die 
sich durch die Staatschuldenkrise in den Peripherieländern ergeben“ (KfW 2011, S. 1). 
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Sie würde eine erhebliche Begrenzung und Besteuerung des 
Finanzsektors einschließen und letztlich auf eine europäische 
Solidarunion hinauslaufen müssen, in der die Überschüsse der 
einen strategisch eingesetzt werden, um andere leistungsfähi-
ger zu machen (Troost/Hersel 2012). 
 
Der für einen derart grundlegenden Umbau der europäischen 
Institutionen erforderliche Handlungsspielraum und Zeitrahmen 
könnte geschaffen werden, wenn die EZB glaubwürdig ankündi-
gen würde, sie sei zum unbegrenzten Ankauf von Staatsanlei-
hen bereit, ohne dies - wie bislang - an Bedingungen zu knüp-
fen, die die wirtschaftlichen Probleme der betreffenden Länder 
nur noch größer machen. Dies wäre ebenso wie das Begeben 
gemeinsamer Euro-Staatsanleihen die logische Konsequenz 
aus dem Charakter des Euro als gemeinsamer europäischer 
Binnenwährung (Horn et al. 2011). Diese Optionen werden bis-
lang maßgeblich auf Betreiben der Bundesregierung und — 
noch verbohrter — der Bundesbank blockiert oder, wenn dies 
nicht mehr gelingt, so weit relativiert, dass sie erheblich an Wir-
kung verlieren.  
 
Aber — und hier liegt eine mindestens ebenso große Heraus-
forderung: Diese Rechnung kann nur aufgehen, wenn in den 
Ländern der Euro-Peripherie grundlegende Reformen eingelei-
tet werden, mit denen die Voraussetzungen für nachhaltigere 
Modelle der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Ent-
wicklung geschaffen werden. Doch wenn es richtig ist, dass der 
neoliberale Umbruch im deutschen Kapitalismus zu den Wur-
zeln der Krise der Eurozone gehört und die deutsche Politik 
mittlerweile zum Haupthindernis für die Überwindung dieser Kri-
se geworden ist, dann sind Reformen in Deutschland für einen 
Ausweg aus der Krise ebenso wichtig wie Reformen in den De-
fizitländern. Sehr wahrscheinlich sind sie sogar die Vorausset-
zung für alles andere. Mehr sozialer Ausgleich innerhalb der 
größten europäischen Volkswirtschaft sowie eine steuerfinan-
zierte Stärkung des öffentlichen Sektors5 zugunsten gesell-
schaftsorientierter Dienstleistungen und ökologischer Moderni-
sierung würden den permanenten Sozialabbau- und Lohnsen-
kungsdruck auf andere Länder der Währungsunion verringern 
und diesen Ländern mehr Spielraum geben, ihre eigenen Wirt-
schafts- und Sozialmodelle zu erneuern.  
 
 

 
„…eine europäi-
sche Solidaruni-
on… in der die 
Überschüsse der 
einen strategisch 
eingesetzt werden, 
um andere leis-
tungsfähiger zu 
machen.“ 

 

                                                 
5 Vgl. dazu die auch vom Sozialverband VdK unterstützte Initiative „umFAIRteilen“ 
(http://umfairteilen.de/). 
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Die Transaktionssteuer:  
Beschränkung der Spekulation sowie  
Finanzierung von Wachstum und  
Sozialstaatlichkeit  
 
Dr. Stephan Schulmeister 
Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung  
Wien  

1. Finanzkapitalismus und Realkapitalismus   

Die ökonomische und soziale Entwicklung der vergangenen drei 
Jahrzehnte wurde in wachsendem Ausmaß durch jene Ausprä-
gung einer kapitalistischen Marktwirtschaft geprägt, die ich als 
Finanzkapitalismus bezeichne. Dieser ist durch viele einander 
ergänzende Rahmenbedingungen charakterisiert. Gemeinsam 
ist ihnen: Sie verlagern das Gewinnstreben von den Gütermärk-
ten auf die Finanzmärkte („Lassen Sie Ihr Geld arbeiten“) und 
reduzieren das Streben nach Wohlbefinden („gut Leben“) auf 
den individuellen, ökonomischen Vorteil. Zu den für ein finanz-
kapitalistisches „Regime“ typischen Rahmenbedingungen gehö-
ren die Dominanz der neoliberalen Weltanschauung in Wissen-
schaft, Medien und Politik, die dem entsprechende „Entfesse-
lung“ der Finanzmärkte und die Zurückdrängung des Sozial-
staats zugunsten individueller Vorsorge sowie der Verzicht auf 
eine aktive Wirtschaftspolitik.  

Das „Pendant“ zum Finanzkapitalismus stellt der Realkapitalis-
mus dar, wie er etwa in der ersten Hälfte der Nachkriegszeit 
realisiert wurde, insbesondere in Europa: Das Gewinnstreben 
wurde auf die Realwirtschaft gelenkt (durch niedrige Zinssätze 
und regulierte Finanzmärkte), die keynesianische Theorie legi-
timierte eine aktive Wirtschafts- und Sozialpolitik, das Leitbild 
„Soziale Marktwirtschaft“ versuchte, den Widerspruch zwischen 
dem Eigennutz der Menschen als Individuen und als soziale 
Wesen zu integrieren (letzterer fand im Sozialstaat seinen wich-
tigsten institutionellen Ausdruck).

 
 

Mit der großen Krise 2008 hat die langsame Implosion des „Fi-
nanzkapitalismus“ begonnen. Der Übergang von einem finanz- 
zu einem realkapitalistischen Regime markiert die (neue) Tal-
sohle im „langen Zyklus“. Sie ist durch massive ökonomische, 
soziale und politische „Verwerfungen“ gekennzeichnet. Beson-
ders extrem waren diese zwischen 1929 und Ende der 1940er 
Jahre gewesen, der letzten Talsohle im „langen Zyklus“. Nach 
realkapitalistischer Aufschwungsphase (1950 bis 1971) und fi- 
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1 Das „Ensemble“ der einander ergänzenden Rahmenbedingungen im Realkapitalismus und im Fi-
nanzkapitalismus lässt sich am besten begreifen, wenn man beide „Regimes“ einander gegenüber-
stellt, gewissermaßen in einem „kontrapunktischen Kontrast“ (siehe dazu Schulmeister, 2010) 
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nanzkapitalistischer Abschwungsphase (seit 1971) stehen wir 
wieder am Beginn einer „Transformationskrise“. In dieser Situa-
tion braucht es etwas anderes als die Symptomkuren der Ret-
tungsschirme oder Schuldenbremsen. Der systemische Charak-
ter der Krise muss begriffen werden, insbesondere der Beitrag 
des wirtschaftswissenschaftlichen Mainstream zum Aufbau des 
Krisenpotentials. Nach dem Vorbild von Roosevelt 1932 sollten 
Politiker, Unternehmer und Gewerkschaften einen „New Deal“ 
aushandeln zur umfassenden Krisenbekämpfung und zur Ver-
besserung der Lebensbedingungen, insbesondere in ökologi-
scher und sozialer Hinsicht (Schulmeister, 2010). Ein Kernstück 
eines solchen Konzepts wird die Schaffung einer neuen Fi-
nanzmarktordnung sein müssen. Denn ohne eine Umlenkung 
des Gewinnstrebens – der kapitalistischen „Kernenergie“ – von 
der Finanz- zur Realwirtschaft können die ökonomischen 
Grundlagen für ein „gut Leben“ als Individuum und als Teil von 
Gemeinschaften und der Gesellschaft nicht geschaffen werden. 
In diesem Aufsatz skizziere ich zunächst die Anforderungen an 
Akteure und Märkte eines Finanzsektors, welcher die Dynamik 
der Realwirtschaft fördert. Danach untersuche ich zwei für den 
Finanzkapitalismus typische Phänomene, nämlich das enorme 
Volumen spekulativer Finanztransaktionen und ihre destabilisie-
renden Effekte auf die wichtigsten, zwischen der Finanz- und 
der Realwirtschaft „vermittelnden“ Preise wie Wechselkurse, 
Aktienkurse und Rohstoffpreise (insbesondere für Erdöl). Im 
nächsten Abschnitt skizziere ich, welche Rolle die Instabilität der 
Vermögenspreise für den Aufbau des Potentials großer Krisen 
spielt. Die Leitlinien und Hauptkomponenten einer neuen Fi-
nanzmarktordnung leite ich aus negativen Folgen entfesselter 
Finanzmärkte für die Realwirtschaft ab. Abschließend untersu-
che ich die Stabilisierungs- und Ertragseffekte einer wesentli-
chen Komponente einer neuen Finanzmarktordnung, die Einfüh-
rung einer generellen Finanztransaktionssteuer. 

2. Aufgaben des Finanzsektors 
 
In welchem Ausmaß Finanzaktivitäten dem freien Spiel der 
Marktkräfte überlassen oder reguliert werden sollen, hängt da-
von ab, in welchem Ausmaß die Marktprozesse die Ziele einer 
effizienten Finanzwirtschaft erreichen. Ich werde daher zunächst 
die Hauptaufgaben der Finanzmärkte und ihrer wichtigsten Ak-
teure wie Banken, Versicherungen und Investitionsfonds skiz-
zieren. Danach soll geprüft werden, in welchem Maß diese Ziele 
in der Realität erreicht und wo sie in besonders eklatanter Wei-
se verfehlt werden. Aus dem Vergleich zwischen Zielen und 
Realität leite ich einige Schlussfolgerungen für die Neugestal-
tung der Rahmenbedingungen für die "Finanzwelt" ab. Ab-
schließend begründe ich, warum eine solche Neugestaltung von 
den Eliten in Wissenschaft und Politik erst nach einer weiteren 
Verschärfung der Krise "ins Visier" genommen werden wird. 
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Geld und Kredit sind Instrumente, um realwirtschaftliche Trans-
aktionen wie Konsum oder (Außen)Handel effizient abzuwickeln 
bzw. Realinvestitionen zu finanzieren, also das Sparen der 
Haushalte in Realkapital zu verwandeln und so den Wert des 
Sparvermögens zu sichern. Ohne diese finanzielle Intermediati-
on zwischen Haushalten, Unternehmen und Staat in Raum und 
Zeit kann der (globale) Wirtschaftskreislauf nicht funktionieren, 
ein sich auf die entsprechenden Aktivitäten konzentrierender 
Finanzsektor ist Voraussetzung für die Schaffung und Sicherung 
von Wohlstand. 
 
Gleichzeitig hat der Finanzsektor gegenüber der Realwirtschaft 
eine dienende Funktion, seine Aktivitäten sind gewissermaßen 
Mittel zu einem „Fremdzweck“. Wird Geld als Medium realwirt-
schaftlicher Transaktionen verwendet, so ergibt sich die charak-
teristische Tauschsequenz: Geld – Ware – Geld – Ware…  
Die typische Form der Vermehrung von Geld in der Realwirt-
schaft ist die Finanzierung von Investitionen: Jemand legt sein 
Geld auf einem Sparbuch an, die Bank verleiht es an einen Un-
ternehmer, der den Kredit für den Erwerb eines Investitionsgu-
tes verwendet. Aus dem Mehrertrag durch die Investition be-
zahlt der Unternehmer den Zins, den sich Bank und Sparer tei-
len. 
Dominiert diese „Arbeitsform“ von Geld, so entwickelt sich ein 
Positiv-Summenspiel: Indem sich das Profitstreben auf die Re-
alkapitalbildung konzentriert, wächst die Gesamtproduktion 
(BIP) stetig. Ich nenne die „Spielanordnung“, in der die Rah-
menbedingungen den „Vermehrungsdrang“ von Finanzkapital 
systematisch auf die Realakkumulation lenken, „Realkapitalis-
mus“ (typisch für die bis in die 1970er Jahre dauernde Prosperi-
tätsphase der Nachkriegszeit). 
 
Damit der Finanzsektor die Dynamik der Realwirtschaft mög-
lichst wirkungsvoll fördert, müssen folgende Teilziele erreicht 
werden: 
Die für unternehmerische Aktivitäten, insbesondere für Investiti-
onen, wichtigsten Preise wie Wechselkurse, Zinssätze, Aktien-
kurse und Rohstoffpreise entwickeln sich stabil und entsprechen 
annähernd ihren „fundamentalen“ Gleichgewichtswerten.  
Die Handelsaktivitäten auf den Devisen-, Kapital- und Rohstoff-
märkten stellen überwiegend die monetären „Äquivalente“ der 
zugrunde liegenden realwirtschaftlichen Transaktionen dar wie 
Außenhandel, Realinvestitionen und Rohstoffhandel. 
Die Transaktionen auf den entsprechenden Derivatmärkten 
spiegeln im Wesentlichen die zugrunde liegenden Kurssiche-
rungsgeschäfte wider (Hedging).  
Die wichtigsten Akteure wie Banken, Investitionsfonds aller Ar-
ten (Hedge Fonds, Pensionsfonds, etc.) und Versicherungen 
veranlagen ihre Finanzmittel so, dass die Realkapitalbildung der 
Unternehmen optimal gefördert wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die typische Form 
der Vermehrung 
von Geld in der 
Realwirtschaft ist 
die Finanzierung 
von Investitionen.“ 
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In den vergangenen 30 Jahren haben allerdings solche Aktivitä-
ten systematisch an Bedeutung gewonnen, durch die Geld ge-
wissermaßen „selbstreferentiell“ vermehrt werden soll, also 
durch Tausch unterschiedlicher „Geldarten“ (Bankguthaben, 
Devisen, Aktien, Anleihen, Rohstoffderivate, etc.). Es ergibt sich 
die charakteristische Tauschsequenz: Geld – Geld – Geld – 
Geld.……. In diesem Fall wird Geld vom Mittel zum Selbstzweck 
(„Lassen Sie Ihr Geld arbeiten“). Dabei sind zwei „Arbeitsfor-
men“ zu unterschieden: 
Das „schnelle Geld“ vermehrt sich durch das sehr kurzfristige 
„trading“ von Finanzinstrumenten aller Art wie Aktien, Anleihen 
oder Devisen, insbesondere aber durch die Spekulation mit den 
entsprechenden, auf Aktienkurse, Zinssätze, Wechselkurse und 
Rohstoffpreise bezogenen Finanzderivaten (Futures, Optionen, 
Swaps, etc.).  
Das „langsame Geld“ vermehrt sich durch „holding“ solcher Fi-
nanzinstrumente, deren Wert während eines „bull market“ über 
einen längeren, oft mehrjährigen Zeitraum steigt. Beispiele sind 
der Aktienboom der 1980er und insbesondere der 1990er Jahre, 
der bis 2007 andauernde Anstieg der US-Immobilienpreise, so-
wie der Boom der Rohstoffpreise zwischen 2005 und Mitte 
2008. 
 
Beide „Arbeitsweisen“ von Geld stellen im Wesentlichen kurz- 
bzw. längerfristige Null-Summenspiele dar, wobei die Umvertei-
lung in der Regel von den Amateuren zu den professionellen 
Akteuren erfolgt. Das ökonomische Gesamtsystem gewinnt 
nicht nur nicht, sondern es wird verlieren (also eine ungünstige 
Performance aufweisen), und zwar deshalb, weil Spekulation 
die wichtigsten Preise wie Wechselkurse, Rohstoffpreise und 
Aktienkurse destabilisiert und dies wiederum dazu beiträgt, dass 
die Unternehmen ihr Profitstreben von Real- zu Finanzinvestiti-
onen verlagern. Diese „Spielanordnung“ in ihrer Gesamtheit 
nenne ich „Finanzkapitalismus“. Er prägt die Wirtschaft seit etwa 
35 Jahren, mit der Finanzkrise hat er seine bisher größte 
„Frucht“ hervorgebracht und gleichzeitig den Anfang von seinem 
Ende eingeleitet. 
Auf Grund des fundamentalen ANWN-Gesetzes („Aus nix wird 
nix“) nehmen unter finanzkapitalistischen Rahmenbedingungen 
typische Krisenerscheinungen zu wie Arbeitslosigkeit, Staats-
verschuldung, soziale Ungleichheit (nicht nur zwischen „arm“ 
und „reich“, sondern insbesondere auch zwischen den Genera-
tionen) und natürlich Finanzkrisen. 

„In den vergange-
nen 30 Jahren 
haben allerdings 
solche Aktivitäten 
systematisch an 
Bedeutung ge-
wonnen, durch die 
Geld gewisserma-
ßen „selbstreferen-
tiell“ vermehrt wer-
den soll, also 
durch Tausch un-
terschiedlicher 
„Geldarten“… In 
diesem Fall wird 
Geld vom Mittel 
zum Selbstzweck.“ 
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Hauptziel einer Neuordnung des Finanzsystems muss es sein, 
seine Akteure wieder zu „Dienern der Realwirtschaft“ zu ma-
chen und so das Gewinnstreben – die „kapitalistische Kern-
energie“ - wieder auf produktive Aktivitäten zu fokussieren. 
 
Abbildung 1: Transaktionsvolumen auf den globalen  
                       Finanzmärkten 1990 - 2010 
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Quelle: BIS, WFE, WIFO. 

3. Verhaltensmuster und Preisdynamik auf Finanzmärkten 
 
Die wichtigsten Beobachtungen über Transaktionsvolumina und 
Preisdynamik auf Finanzmärkten lassen sich folgendermaßen 
zusammenfassen (siehe dazu im Detail Schulmeister – Schrat-
zenstaller – Picek, 2008; Schulmeister, 2007, 2011): 
 
Beobachtung 1: Das Volumen der globalen Finanztransaktionen 
ist etwa 70 Mal höher als das Welt-BIP, 1990 betrug diese Rela-
tion „lediglich“ 15,3. Dieser enorme Anstieg ist ausschließlich 
eine Folge der (noch stärkeren) Expansion der Aktivitäten auf 
den Derivatmärkten (Abbildung 1). 
 
Beobachtung 2: Der Handel mit Futures und Optionen auf Bör-
sen ist seit 2000 bei weitem am stärksten gewachsen, also je-
ner Teil des Derivatgeschäfts, an dem auch Amateure teilneh-
men können - der bilaterale „Over-the-counter (OTC)-Handel“ 
ist professionellen Akteuren vorbehalten. 2010 war das Volu-
men des Börsehandels mit Futures und Optionen fast 35 Mal 
so hoch wie das Welt-BIP (Abbildung 1).  
 
Beobachtung 3: Finanztransaktionen konzentrieren sich auf 
(wenige) Industrieländer. Dementsprechend ist das Transakti-
onsvolumen in Europa und Nord-Amerika annähernd 100 Mal 
so hoch wie jenes der Gesamtproduktion (BIP). 

„Hauptziel einer 
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Beobachtung 4: Die Diskrepanz zwischen dem Niveau der Fi-
nanztransaktionen und der „korrespondierenden“ Transaktionen 
in der Realwirtschaft ist dramatisch gestiegen. So ist das Volu-
men der Devisentransaktionen fast 70 Mal so hoch wie jenes 
des gesamten Welthandels. In Deutschland, Großbritannien und 
den USA ist das Volumen des Aktienhandels annähernd 100 
Mal höher als jenes der Unternehmensinvestitionen, und der 
Handel mit Zinsinstrumenten (Anleihen, Schatzscheine, etc.) 
übersteigt das Volumen der gesamten Realinvestitionen noch 
stärker (um einen Faktor von mehreren 100). 
 
Abbildung 2: Schwankungen des Euro-Dollar-Kurses und  
                       technische Handelssignale 1999 – 2008 und 
                       2003 
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Quelle: Federal Reserve System, Olsen Ltd, WIFO. 

Beobachtung 5: Kurzfristig schwanken „asset prices“ die meiste 
Zeit um „underlying trends“. Glättet man die jeweiligen Preisrei-
hen mit Hilfe gleitender Durchschnitte, so lassen sich diese 
Trends leicht identifizieren (Abbildung 2). Das Phänomen des 
„trending“ wiederholt sich auf unterschiedlichen Zeitskalen, es 
tritt sowohl auf Basis von Tages- und Monatsdaten auf als auch 
auf Basis von 5-Minuten-Daten (Abbildungen 2, 3, 4). 
 
Beobachtung 6: „Technische“ Spekulation – die populärste 
Handelsstrategie auf modernen Finanzmärkten – zielt systema-
tisch darauf ab, Trends von Wechselkursen, Rohstoffpreisen 
oder Aktienkursen profitabel auszunützen. Im Fall eines einfa-
chen „Moving-average-Modells“ ergibt sich ein Kaufsignal („long 
position“ – L) bzw. Verkaufsignal („short position“ – S), wenn der 
Preis den gleitenden Durchschnitt von unten bzw. von oben 
schneidet (Abbildung 2). Wenn ein Modell zwei gleitende 
Durchschnitte verwendet, dann bedeuten deren Schnittpunkte 
ein Handelssignal (Abbildung 4).  
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Abbildung 3: Technische Handelssignale für den  
                       WTI-Erdöl-Future 2007 – 2012 
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Quelle: NYMEX. 

Abbildung 4: Preisdynamik von Rohstoff-Futures und  
                       Derivathandel 
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Quelle: New York Mercantile Exchange (NYMEX), Chicago Board of Trade 
            (CBOT), BIS 
 
Beobachtung 7: Technische Spekulationssysteme werden auf 
Basis von Preisreihen mit unterschiedlicher Datenfrequenz ver-
wendet, von Tages-Daten bis zu Minuten-Daten (Abbildungen 2, 
3, 4). Die stetig steigende Kapazität von Computern und des In- 
ternet sowie immer bessere Spekulationssoftware haben zur 
Expansion des „technical trading“ wesentlich beigetragen 
(Schulmeister, 2010, 2011). 
 
Beobachtung 8: Zwischen dem „trending“ auf den Finanzmärk-
ten und der Verwendung technischer Spekulationssysteme be-
steht eine Wechselwirkung. Einerseits verwenden die einzelnen 
Trader solche Modelle (mit jeweils unterschiedlichen Parame-
tern), um Kursschübe („runs“) auszunützen, andererseits ver-
stärkt die Exekution der aggregierten Handelssignale den jewei-
ligen Kursschub und damit das „trending behaviour“ (Schulmeis-
ter, 2010). 
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Beobachtung 9: Kurzfristige Kursschübe akkumulieren sich auf 
folgende Weise zu langfristigen Preistrends: Besteht eine opti-
mistische Marktstimmung („bullishness“), so dauern „Aufwer-
tungsschübe“ etwas länger als Gegenbewegungen, ist der 
Markt „bearish“, so ist das Gegenteil der Fall (Abbildungen 2 
und 3). Über mehrere Monate oder Jahre steigt oder fällt der 
jeweilige „asset price“ in einem stufenweisen Prozess (Schul-
meister, 2010). 
 
Beobachtung 10: Alle wichtigen „asset prices“ wie Wechselkur-
se, Rohstoffpreise und Aktienkurse entwickeln sich langfristig in 
einer Abfolge von Aufwertungstrends („bull markets“) und Ab-
wertungstrends („bear markets“), von denen jeder einzelne zu-
meist mehrere Jahre dauert. Die wichtigsten Preise in der Welt-
wirtschaft schwanken daher in irregulären („manisch-
depressiven“) Zyklen um ihr fundamentales Gleichgewicht ohne 
eine Tendenz, zu diesem Gleichgewicht zu konvergieren. 

 
Abbildung 5: Dollar/Euro-Wechselkurs und Kaufkraftparität 
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 Quelle: OECD, WIFO, Schulmeister (2005). 
 
Fazit: Die Dynamik auf Finanzmärkten ist durch ein Übermaß an 
spekulativen Transaktionen gekennzeichnet. Das Grundmuster 
in der Dynamik von „asset prices“, nämlich die Abfolge von kurz-
fristigen Kursschüben, welche sich zu langfristigen „Bullen- bzw. 
Bärenmärkten“ akkumulieren, verdeutlicht, dass die immer 
„schnellere“ Spekulation die wichtigsten Preise in der Weltwirt-
schaft nicht nur kurzfristig destabilisieren, sondern auch langfris-
tig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 „Die Dynamik auf 

Finanzmärkten ist 
durch ein Über-
maß an spekulati-
ven Transaktionen 
gekennzeichnet.“ 
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Die “Normalität” des “Overshooting”, der wichtigsten „asset pri-
ces“, wird durch die Entwicklung jenes Wechselkurses doku-
mentiert, der auf den Devisenmärkten bei weitem am stärksten 
gehandelt wird: Abbildung 5 zeigt die ausgeprägten Schwan-
kungen des Dollar/Euro-Kurs um sein theoretisches Gleichge-
wichtsniveau, dies ist die Kaufkraftparität international gehandel-
ter Güter und Dienstleistungen (zur ihrer Berechnung siehe 
Schulmeister, 2005). 
 
Abbildung 6 zeigt, dass die stärksten Trends des Dollarkurses 
mit Verzögerung gegenläufige Trends des Erdölpreises mit ver-
ursachen (da Erdöl wie alle Rohstoffe in Dollar notiert, entwertet 
jede Abwertung der Weltwährung die realen Erlöse der Erdölex-
porteure – das Gegenteil gilt im Fall einer Aufwertung des Dol-
lar). So folgten auf die beiden markanten Abwertungstrends des 
US-Dollar in den 1970er Jahren die beiden „Ölpreisschocks“ 
(ähnlich verlief die Entwicklung zwischen 2002 und 2008). Um-
gekehrt trug die Dollaraufwertung zwischen 1980 und 1985 zum 
Verfall des Ölpreises bei (Abbildungen 3 und 4; diese Zusam-
menhänge werden im Detail von Schulmeister, 2009, dokumen-
tiert). 
 
Auch Aktienkurse weichen langfristig stark von ihren realwirt-
schaftlichen Gleichgewichtswerten ab (Abbildung 7). In den 
1960er und 1970er Jahren wurden Aktienkurse zunehmend un-
terbewertet, da diese im Vergleich zur Realkapitalbildung der 
Unternehmen nur geringfügig stiegen. Dementsprechend ging 
die Relation zwischen der Marktkapitalisierung (Unternehmens-
wert laut Börse) und dem „realen“ Netto-Gesamtwert der nicht-
finanziellen Unternehmen (= Realkapitalstock zu Wiederbe-
schaffungspreisen minus Netto-Finanzverbindlichkeiten) mar-
kant zurück (siehe dazu Schulmeister, 2003). 
 
In den 1980er und 1990er Jahren ließen der Aktienboom und 
die gleichzeitig schwache Entwicklung der unternehmerischen 
Realinvestitionen die Marktkapitalisierung der Unternehmen viel 
stärker steigen als ihren Netto-Gesamtwert. Die zunehmende 
Überbewertung der Aktienkurse war der wichtigste Grund für 
ihren Verfall zwischen 2000 und 2003 (Abbildungen 7 und 8). 
 
Danach begannen die Kurse wiederum zu boomen, in Deutsch-
land noch stärker als in den USA. Dementsprechend nahm die 
Überbewertung der Aktien in Deutschland neuerlich besonders 
stark zu (Abbildung 7). Auch der Verfall der Aktienkurse zwi-
schen Herbst 2007 und Frühjahr 2009 war in Deutschland be-
sonders massiv (Abbildung 8).  
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Abbildung 6: Dollarkurs und Ölpreisschwankungen 
                       1971 - 2011 
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Quelle: OECD, IMF. - 1) Gegenüber DM, Französischem Franc,  
            Britischem Pfund, Yen.  

Abbildung 7: Marktkapitalisierung und Netto-Gesamtwert 
                       der nicht-finanziellen Kapitalgesellschaften 
                       1961 - 2011 
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Quelle: Fed, Deutsche Bundesbank, Schulmeister (2003). 
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Abbildung 8: Aktienkurse in Deutschland, Großbritannien 
                       und den USA 1990 - 2011 
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Quelle: Yahoo Finance (http://de.finance.yahoo.com/m8). 

4. Instabile Vermögenspreise und Wirtschaftskrisen 
 
Die “manisch-depressiven” Schwankungen der wichtigsten “as-
set prices” beeinträchtigen die Entwicklung der Realwirtschaft 
über verschiedene „Kanäle“. Dazu gehören insbesondere: 
• Die nahezu systematische Produktion von Unsicherheit. 

• Die (übermäßige) Aufwertung von Aktien-, Rohstoff- und 
Immobilienvermögen während der „bull markets“ und deren 
nachfolgende Entwertung durch „bear markets“. 

• Die dadurch verursachten Vermögenseffekte, also die Sti-
mulierung von Konsum und Investitionen in den Aufwer-
tungsphasen und deren Dämpfung in den Abwertungspha-
sen. 

• Die Verstärkung dieser Vermögenseffekte durch die wach-
sende Bedeutung der kapitalgedeckten Vorsorge für Alter 
und Ausbildung der Kinder (Pensionsfonds, College 
Fonds). 

• Die „Aufblähung“ und nachfolgende „Kompression“ der 
Bilanzen, insbesondere von Banken, Versicherungen und 
Hedge Fonds. 

• Die Umverteilung der Erlöse aus dem Welthandel zwi-
schen Exporteuren und Importeuren von Rohstoffen, ins-
besondere von Erdöl.  

 
Diese Effekte haben sich im Boom seit 2003 und damit in der 
Phase des „Aufbaus“ des Potentials für die „große Krise“ in 
Wechselwirkung verstärkt, ebenso im nachfolgenden Bust, also 
der Ausbreitung und Vertiefung der Krise: 
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• Zwischen 2002 und 2007 stimulierten Aktien- und Immobi-

lienboom die US-Wirtschaft durch entsprechende Vermö-
genseffekte (Abbildung 9). Damit bereitete der „Zwillings-
boom“ allerdings auch den Boden für den nachfolgenden 
„Zwillingsbust“. Die entsprechende Entwertung von Finanz- 
und Immobilienvermögen dämpfte Konsum und Investitio-
nen massiv (Abbildung 10). 

• Nach Ausbruch der US-Hypothekarkreditkrise im Sommer 
2007 beschleunigte sich der dritte „Bullenmarkt“, nämlich 
jener der Rohstoffpreise, getrieben von Derivatspekulation 
durch Finanzinvestoren (Abbildungen 3 und 4). Dadurch 
verschlechterten sich die Wachstumsbedingungen zusätz-
lich. 

• Zwischen Frühjahr 2008 und Frühjahr 2009 waren die 
Entwertungsprozesse von Aktien, Immobilien und Rohstof-
fen „synchronisiert“ (wie zuvor die Aufwertungsprozesse). 
Dadurch wurden all jene Kontraktionskräfte frei gesetzt, 
welche die Weltwirtschaft in die schwerste Krise seit den 
1930er Jahren zogen. 

• Der Verfall von Aktienkursen und Rohstoffpreisen wurde 
durch die Verwendung von technischen Spekulationssys-
temen verstärkt, da diese hohe „short positions“ in den 
entsprechenden Derivatmärkten eingingen. Gleichzeitig 
machten die „trend-following hedge funds“ höhere Speku-
lationsgewinne als je zuvor (siehe dazu Schulmeister, 
2010).  

 
Abbildung 9: Vermögen der privaten Haushalte in den USA 
                       1990 – 2002 
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Quelle: Federal Reserve Board, OEF. - 1) Aktien, Investment- und  
            Pensionsfonds. 
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Fazit: Der “Finanztsunami” hatte ein dynamisches “Epizentrum”, 
seine Aktivität bestand im gleichzeitigen Entwertungsprozess 
von Aktien-, Immobilien- und Rohstoffvermögen (wie zwischen 
1929 und 1933). Das Potential für diese Entwertungen war 
durch die vorangegangenen „überschießenden“ Aufwertungs-
prozesse dieser drei Vermögensarten „aufgebaut“ worden. So-
wohl diese „bull markets“ als auch die nachfolgenden „bear 
markets“ sind das Ergebnis von “business as usual” auf moder-
nen Finanzmärkten. 
 
Die manisch-depressiven Schwankungen der („freiesten“) Fi-
nanzmärkte können mit „neoliberaler Brille“ nicht als systemi-
sche Hauptursache der Krise wahr genommen werden. Also 
beschränkt man sich auf Symptombekämpfung durch Banken- 
und Konjunkturpakete, die „Spielanlage“ bleibt unangetastet. 
Wirtschaftseinbruch und Rettungsmaßnahmen erhöhen die 
Staatsverschuldung. Dies ermöglicht ein neues Spiel, die Spe-
kulation auf den Staatsbankrott. Die Zinsen von Anleihen der 
„schlechten“ Länder - von Griechenland bis Italien - steigen im-
mer mehr, die „guten“ Länder profitieren davon, besonders 
Deutschland (Abbildung 10). 
 
Abbildung 10: Zinsen 10-jähriger Staatsanleihen 
                         2010 – 2012  
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Die neoliberale Karte stellt eine klare Diagnose: Schuldig sind 
„die Griechen“ und die anderen Südländer, „die Märkte“ sollen 
sie durch hohe Zinsen disziplinieren. Generell muss der (Sozial-
) Staat sparen, der Fiskalpakt verstärkt den Druck. Je radikaler 
Griechenland, Portugal, Spanien und Italien Arbeitslosengelder, 
Renten und Löhne kürzen, desto stärker schrumpft ihre Wirt-
schaft. Nun schlittert die gesamte EU in eine „hausgemachte“ 
Rezession.  

„Der “Finanztsu-
nami” hatte ein 
dynamisches “Epi-
zentrum”, seine 
Aktivität bestand 
im gleichzeitigen 
Entwertungspro-
zess von Aktien-, 
Immobilien- und 
Rohstoffvermögen 
(wie zwischen 
1929 und 1933). 
Das Potential für 
diese Entwertun-
gen war durch die 
vorangegangenen 
„überschießenden“ 
Aufwertungspro-
zesse dieser drei 
Vermögensarten 
„aufgebaut“ wor-
den.“ 
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Fazit: Die große Krise ist nichts anderes als die finale Phase der 
Implosion der finanzkapitalistischen „Spielanordnung“ (wie nach 
den Aktiencrashs 1873 und 1929). Dieses System orientiert sich 
an der Losung „Lassen wir unser Geld arbeiten“ und zerstört 
sich selbst: Geld arbeitet nicht, also haben immer mehr Finanz-
vermögen keine realwirtschaftliche Deckung. Die höchste Form 
des „fiktiven Kapitals“ (Karl Marx) besteht in der Staatsschuld.  
 
5. Leitlinien und Hauptkomponenten einer neuen  
    Finanzmarktordnung 
 
Die Evaluierung der empirischen Evidenz legt nahe, dass die 
wichtigsten Finanzmärkte durch ein Übermaß an Handelsaktivi-
täten (Liquidität) und durch eine „exzessive“ Preisvolatilität ge-
prägt sind. Beide Eigenschaften verursachen starke und nach-
haltige Abweichungen der Wechselkurse, Rohstoffpreise und 
Aktienkurse von ihren realwirtschaftlichen („fundamentalen“) 
Gleichgewichtswerten. Diese „manisch-depressiven“ Schwan-
kungen der wichtigsten Preise in der Weltwirtschaft sind eine 
Hauptursache für die langfristige Abschwächung des Wirt-
schaftswachstums seit Anfang der 1970er Jahre.  
 
Die Neugestaltung der Finanzmarktordnung sollte daher Teil 
einer umfassenden Transformation der makroökonomischen 
Rahmenbedingungen sein, welche die Anreize zu realwirtschaft-
lichen Aktivitäten stärkt und jene zu kurzfristiger Finanzinvestiti-
on und -spekulation schwächt. Vier Hauptziele gilt es zu errei-
chen: 
• Überwindung der ökonomischen, sozialen und politischen 

Spaltung Europas durch das Auseinanderdriften der Zin-
sen für Staatsanleihen und ihren Folgen, insbesondere der 
gleichzeitigen Sparpolitik. 

• Stabilisierung der wichtigsten - zwischen der realen und 
der finanziellen Sphäre „vermittelnden“ – Preise, wie ins-
besondere Wechselkurse und Rohstoffpreise auf einem 
solchen Niveau/Pfad, das/der dem jeweiligen Fundamen-
talgleichgewicht entspricht. 

• Fokussierung der Aktivitäten von Banken, Investmentfonds 
und Versicherungen auf die Förderung von Produktion, 
Handel und Investitionen in der Realwirtschaft. 

• Schaffung eines stabilen Weltwährungssystems und damit 
einer supranationalen Währung (Überwindung der Doppel-
rolle des Dollar als nationale Währung der USA und als 
(Ersatz-)Weltwährung). 

 

„Die große Krise 
ist nichts anderes 
als die finale Pha-
se der Implosion 
der finanzkapitalis-
tischen „Spielan-
ordnung“... Dieses 
System… zerstört 
sich selbst: Geld 
arbeitet nicht, also 
haben immer mehr 
Finanzvermögen 
keine realwirt-
schaftliche De-
ckung. Die höchste 
Form des „fiktiven 
Kapitals“ (Karl 
Marx) besteht in 
der Staatsschuld.“ 

 
 
 
 
 
 
 

„Die Neugestal-
tung der Finanz-
marktordnung 
sollte daher Teil 
einer umfassenden 
Transformation der 
makroökonomi-
schen Rahmenbe-
dingungen sein, 
welche die Anreize 
zu realwirtschaftli-
chen Aktivitäten 
stärkt und jene zu 
kurzfristiger Fi-
nanzinvestition 
und -spekulation 
schwächt.“ 
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Die wichtigste Maßnahme zur Überwindung der Spaltung Euro-
pas besteht im Ausbau des Rettungsfonds (ESM) zu einem „Eu-
ropäischen Währungsfonds“ (EWF). Dieser stellt den Eurostaa-
ten als gemeinsame Finanzierungsagentur Mittel durch Ausga-
be von Eurobonds zur Verfügung. Diese genießen eine unbe-
schränkte Garantie aller Eurostaaten und die „Rückendeckung“ 
der EZB. Beides ermöglicht es dem EWF, das Zinsniveau fest-
zulegen, und zwar etwas unter der erwarteten (nominellen) 
Wachstumsrate - derzeit auf maximal 2 Prozent (Deutschland 
müsste also keine nennenswert höheren Zinsen bezahlen). 
 
Die Kreditvergabe an die einzelnen Euroländer wird an strikte 
Bedingungen geknüpft („Konditionalität“). Die Gefahr einer neu-
erlichen Schuldenpolitik besteht daher nicht. Schließlich fördern 
auch die Kredite des IWF nicht den Schlendrian, sondern sie 
disziplinieren. 
 
Weltweit gäbe es nur mehr zwei Arten von Staatsanleihen mit 
großem Volumen, US-Bonds und Eurobonds. Da letztere über-
dies von allen 17 Mitgliedsländern garantiert werden, wird es an 
Nachfrage nicht mangeln. Großanleger, wie die chinesische o-
der japanische Zentralbank, halten die Realwirtschaft der EU für 
leistungsfähiger als jene der USA, solange die Eurostaaten aber 
ihre Finanzen nicht gemeinsam managen, bevorzugen sie US-
Anleihen.  
 
Eurobonds garantieren einen festen Zins, werden aber nicht auf 
Märkten gehandelt (ähnlich den deutschen „Schatzbriefen“ – 
allerdings kann ein Anleger die Eurobonds jederzeit in Cash 
verwandeln). Die „Schaukel“ zwischen Anleihekurs und Sekun-
därmarktzins wird somit für Staatspapiere außer Kraft gesetzt, 
Spekulation gegen Staaten unmöglich gemacht. Denn Staaten 
sind unsere Gemeinwesen und keine Firmen (diese Verwechs-
lung ist Teil der neoliberalen Weltanschauung). 
 
Um das zweite der vier Hauptziele zu erreichen, müssen solche 
Regulierungen gefunden werden, welche das „schnelle Tra-
ding“ und damit die extrem kurzfristige Spekulation eindämmen. 
Dabei ist im Einzelfall zu prüfen, ob ein Finanzmarkt überhaupt 
in der Lage ist, den fundamentalen Gleichgewichtspreis im Sin-
ne der Wirtschaftstheorie zu finden. Skepsis ist mehr als ange-
bracht.  
 
Denn die „manisch-depressiven“ Schwankungen der für die 
Weltwirtschaft wichtigsten Preise werden ja durch die „freiesten“ 
aller Märkte, eben die Finanzmärkte, hervorgebracht. 
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Erstens: Öffentlich kundgemachte Vereinbarung zwischen den 
wichtigsten Notenbanken, die Wechselkurse innerhalb enger 
Bandbreiten zu stabilisieren. Dies hat in Europa zwischen 1986 
und 1992 gut funktioniert. Der Devisenmarkt ist dezentral orga-
nisiert, gegen deklarierte Wechselkursziele der Notenbanken 
kann ein einzelner Händler nicht an, verteidigen sie diese 
glaubwürdig, sind auch Herdeneffekte wenig wahrscheinlich 
(siehe auch die erfolgreiche Stabilisierung des Kurses zwischen 
dem Schweizer Franken und dem Euro durch die Ankündigung 
allein der Schweizer Nationalbank). 
 
Zweitens: Festlegung des Pfades für die langfristige Entwick-
lung des Preises für Erdöl (und sonstige fossile Brennstoffe) 
durch Einführung einer EU-weiten Umwelt- und Energiesteuer, 
welche die Differenz zum jeweiligen Weltmarktpreis abschöpft. 
Laut ökonomischer Theorie müsste nämlich der Preis von Erdöl 
langfristig systematisch stärker steigen als das Preisniveau ins-
gesamt, und zwar aus zwei Gründen. Erstens, weil Erdöl eine 
erschöpfbare Ressource ist, und zweitens, weil Erdöl der 
Hauptverursacher der globalen Umweltbelastung ist, insbeson-
dere des Klimawandels. 
 
Nach 35 Jahren freier Ölpreisbildung ergibt sich ein eindeutiger 
Befund: Der Marktpreis für Erdöl entwickelt sich in keiner Weise 
entsprechend seinem fundamentalen Gleichgewichtspfad, viel-
mehr verursachen Spekulationen, insbesondere von Finanzin-
vestoren (Investmentbanken wie Goldman Sachs oder die 
Deutsche Bank bis zu diversen Hedge Fonds), geradezu gro-
teske Schwankungen. Diese Schwankungen erhöhen die Unsi-
cherheit für realwirtschaftliche Transaktionen und machen lang-
fristig sinnvolle und notwendige Investitionen nahezu unmöglich: 
Maßnahmen zur Energieeinsparung, welche bei einem Ölpreis 
von 120 Dollar hochrentabel sind, werden durch einen Preisver-
fall auf 50 Dollar zu einem gewaltigen Flop.  
 
Da der Finanzmarkt sich als völlig unfähig erwiesen hat, den 
Ölpreis auch nur annähernd auf jenem Pfad steigen zu lassen, 
welcher der Gleichgewichtstheorie entspricht, bedarf es einer 
anderen Lösung – nicht zuletzt auch wegen der gravierenden 
Folgen des Klimawandels. In diesem Fall und in ähnlich gela-
gerten Fällen (wo der Marktmechanismus etwa wegen externer 
Effekte, wie Umweltkosten nicht funktionieren kann) sollte also 
zur radikalsten Regulierung gegriffen werden, nämlich einem 
Verzicht auf Marktpreisbildung. 
 
Im Hinblick auf den Ölpreis sollte folgendes Vorgehen gewählt 
werden. Für den Geltungsbereich der EU legt die Kommission 
einen solchen Preispfad fest, der den Verbrauch von Erdöl we-
gen seiner Umweltschäden und wegen der Erschöpfbarkeit die-
ser Ressource nachhaltig drosselt. Grundlage für die Festle- 
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gung des Preispfads bilden Schätzungen, wie hoch die Kosten 
von CO2-Emmissionen steigen müssen, damit der Anstieg des 
globalen Temperaturniveaus auf 2 Grad beschränkt wird. Laut 
einer Studie der EU-Kommission läge man „auf der sicheren 
Seite“, wenn der Verbrauch einer Tonne CO2 um 370 Euro teu-
rer würde (Europäische Kommission, 2011). Bei einem Ölpreis 
von 100 Dollar bedeutet dies einen Preisanstieg auf 248 Dollar 
je Barrel. Soll dieses Ziel bis 2020 erreicht werden, so müsste 
sich Erdöl bis dahin jährlich um 12 Prozent verteuern. 
 
Die Differenz zwischen dem Weltmarktpreis und dem in der EU 
geltenden Ölpreis würde durch eine (flexible) Differenzensteuer 
abgeschöpft. Wegen der Dämpfung der Nachfrage nach Erdöl in 
der EU als Folge der stetigen Verteuerung würde auch die Ent-
wicklung des Weltmarktpreises gedämpft. Die in der Vergan-
genheit oft enormen Zusatzgewinne („Renten“) der Erdölexpor-
teure und der Ölgesellschaften würden nachhaltig gesenkt, 
gleichzeitig würden die EU bzw. die Mitgliedsländer erhebliche 
Steuereinnahmen erzielen. 
 
Der wichtigste Effekt bestünde im „Schub“ an Investitionen in 
die Verbesserung der Energieeffizienz, von thermischer Gebäu-
desanierung bzw. zu Innovationen in Verkehrssysteme. Deren 
erwartete und nunmehr berechenbare Profitstabilität würde 
sprunghaft steigen, ihre wichtigste Quelle sind ja die dadurch in 
der Zukunft vermiedenen Energiekosten. Bisher sind solche In-
vestitionen in unzureichendem Ausmaß getätigt worden, nicht 
zuletzt wegen der Unsicherheit über die längerfristige Entwick-
lung der Energiepreise (Sie fällt deshalb besonders ins Gewicht, 
weil die Amortisationsperioden von Investitionen in die Energie-
effizienz besonders lang sind). 
 
Drittens: Verbot bzw. Einschränkung jener Praktiken der Fi-
nanzakrobaten, die in den letzten Jahren die Krise vertieft hat. 
Dies betrifft insbesondere den Aufbau spekulativer Positionen 
auf den Rohstoffderivatmärkten und die Spekulation gegen 
Staaten mit Hilfe der „credit default swaps“. 
 
Viertens: Dämpfung der schnellen Spekulation durch Einführung 
einer generellen Finanztransaktionssteuer (FTS). Der von der 
EU-Kommission im Herbst 2011 vorgestellte Entwurf sieht vor, 
dass die Steuer in jenem Land anfällt, von dem die Transakti-
onsorder ausgegangen ist. Wenn nun 11 „Befürworter-Länder“ 
unter der Führung von Deutschland und Frankreich im Rahmen 
der „verstärkten Zusammenarbeit“ mit der Einführung der FTS 
beginnen, so würden Transaktionen in Großbritannien, deren 
Order aus Deutschland stammen, zu Steuererträgen in 
Deutschland führen (Tochtergesellschaften müssten dem Land 
der Muttergesellschaft zugerechnet werden). Auf diese Weise  
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kann die Verlagerung von Transaktionen in steuerfreie Länder in 
Grenzen gehalten werden (das Stabilisierungs- und Ertragspo-
tential einer generellen FTS diskutiere ich im letzten Abschnitt 
dieses Aufsatzes). 
 
Im Hinblick auf die Schaffung eines neuen Weltwährungssys-
tems ist zu erwägen: Seit mehr als 60 Jahren spielt der Dollar 
eine Doppelrolle als nationale Währung der USA und als (Er-
satz-)Weltwährung. Unter den Bretton-Woods-Regeln war der 
Dollarkurs (wenigstens) stabil, seit Anfang der 1970er Jahre ist 
die „key currency“ zur instabilsten aller Reservewährungen ge-
worden (siehe dazu im Detail Schulmeister, 2009). Alle bedeu-
tenden „Turbulenzen“ in der Weltwirtschaft sind direkt mit der 
Doppelrolle des Dollar verknüpft, von den „Ölpreisschocks“ der 
1970er Jahre (als Reaktion auf die Dollarentwertung), über die 
Schuldenkrisen der Entwicklungsländer 1982 und 1997 (als Fol-
ge der Aufwertung des Dollar und damit auch aller Dollarschul-
den) bis zum dramatischen Anstieg von Leistungsbilanzdefizit 
und Auslandsverschuldung der USA (als Folge der Doppelrolle 
des Dollar, die es den USA als einzigem Land erlaubt, sich in 
nationaler Währung und damit unbeschränkt zu verschulden). 
 
Der Befund über die Folgen der Doppelrolle des Dollar in den 
letzten 35 Jahren legt nahe, dass ein grundlegender System-
wechsel nötig ist. Eine immer stärker globalisierte Wirtschaft 
braucht eine supranationale „key currency“, also eine echte 
Weltwährung (so wie mit dem Entstehen der Nationalstaaten 
schon vor Jahrhunderten die regionalen Währungen und mit der 
Europäischen Währungsunion vor kurzem die nationalen Wäh-
rungen abgeschafft wurden). 
 
Wie könnte eine neue Weltwährung unter heutigen Bedingun-
gen gestaltet sein? Es würde reichen, wenn der „Globo“ den 
Dollar, Euro, Renminbi und Yen umfasste. Die drei Wechselkur-
se zwischen diesen Währungen sollten innerhalb enger Band-
breiten stabilisiert werden (wie in der EU zwischen 1986 und 
1992). Die Währungen der übrigen Länder werden in Relation 
zum „Globo“ stabilisiert. 
 
Die wichtigste Maßnahme zu Eindämmung der schnellen Spe-
kulationen auf den (Derivat-)Märkten für Devisen, Aktien und 
Rohstoffe besteht in der Einführung einer generellen Finanz-
transaktionssteuer. Ihre Folgen für die Stabilisierung der wich-
tigsten, zwischen der Real- und Finanzwirtschaft vermittelnden 
Preise sowie ihre potentiellen Erträge sollen in den beiden letz-
ten Abschnitten behandelt werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Alle bedeutenden 
„Turbulenzen“ in 
der Weltwirtschaft 
sind direkt mit der 
Doppelrolle des 
Dollar verknüpft, 
von den „Ölpreis-
schocks“ der 
1970er Jahre (als 
Reaktion auf die 
Dollarentwertung), 
über die Schul-
denkrisen der 
Entwicklungslän-
der 1982 und 
1997… bis zum 
dramatischen An-
stieg von Leis-
tungsbilanzdefizit 
und Auslandsver-
schuldung der 
USA.“ 
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6. Stabilisierungseffekte einer Finanztransaktionssteuer 
 
Eine generelle und geringfügige Steuer auf alle Transaktionen 
mit Finanztiteln (zwischen 0,1 Prozent und 0,01 Prozent) würde 
spezifisch den kurzfristig-spekulativen Handel mit Finanzderiva-
ten verteuern, der Erwerb eines Wertpapiers mit dem Ziel, die-
ses zu halten, würde kaum belastet, ebenso wenig Kurssiche-
rungsgeschäfte (Hedging). Dazu einige Beispiele, wie eine Fi-
nanztransaktionssteuer (FTS) von 0,05 Prozent bei Börsenge-
schäften funktionieren würde (80 Prozent aller Finanztransakti-
onen in Deutschland werden auf Börsen getätigt, 97 Prozent 
davon auf der Derivatbörse Eurex). 
 
Kauft jemand Aktien im Wert von 10.000 Euro, so würde er da-
für 2,50 Euro FTS zahlen (die FTS wird je zur Hälfte von Käufer 
und Verkäufer getragen). Möchte ein Unternehmen eine in 
Staatsanleihen angelegte Rückstellung mit Hilfe eines Zinsderi-
vats (etwa dem Bund Future) gegen Kursverluste absichern, so 
machen die Zusatzkosten ebenfalls nur 0,025 Prozent der Rück-
stellung aus. Einmalige Transaktionen mit dem Ziel, einen Fi-
nanztitel zu halten, werden durch die FTS somit nicht belastet.  
 
Ganz anders im Fall des „schnellen Trading“ mit Derivaten. Bei-
spiel: Eine Bank, ein Hedge Fond oder ein Amateur spekuliert 
auf Kurschübe des DAX innerhalb des Handelstages („day tra-
ding“). Der DAX Future hat einen (Basis-)Wert von 25 Euro je 
Indexpunkt, bei 6.000 Punkten sind dies 150.000 Euro. Erwartet 
der Trader einen Kursanstieg, so kauft er einen Kontrakt, muss 
dafür aber nur 5 Prozent als Sicherstellung (Margin) hinterlegen, 
also 7.500 Euro (tatsächlich etwas mehr, doch soll das Beispiel 
einfach bleiben). Steigt der Dax um 0,2 Prozent (meist dauern 
Kursschübe nur wenige Minuten) und der Trader verkauft, so 
hat er 300 Euro gewonnen (0,2 Prozent von 150.000 Euro), be-
zogen auf seinen Einsatz von 7.500 Euro sind das 4 Prozent 
(der Hebel beträgt 20). An FTS müsste er 2 x 0,025 x 150.000 
Euro berappen, also 75 Euro oder 25 Prozent des Spekulati-
onsgewinns.  
 
Da die FTS auf den Basiswert bezogen ist, wirkt der Hebel auch 
für die Steuer: Bei einem Hebel von 20 beträgt der effektive 
Steuersatz bezogen auf den „Wetteinsatz“ (Margin) 1 Prozent 
(20 x 0,05 Prozent, in unserem Beispiel 75 Euro von 7.500 Eu-
ro). 
 
Die FTS belastet somit Transaktionen umso mehr, je höher ihr 
Hebel ist, je häufiger der Trader die Position wechselt und je 
mehr Kontrakte er handelt. Gleichzeitig gilt: Das enorme Han-
delsvolumen auf Derivatbörsen ist ausschließlich auf spekulati-
ve Transaktionen mit großen Hebeln und kurzen Zeithorizonten 
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zurückzuführen, verstärkt durch die computergestützte Verwen-
dung „technischer“ Spekulationssysteme.  
 
Genau diese Transaktionen verstärken und verlängern jene 
Kursschübe, welche sich über mehrere Jahre zu „bull markets“ 
bzw. „bear markets“ akkumulieren. Eine generelle FTS würde 
daher spezifisch jene „exzessive“ Liquidität dämpfen, welche die 
wichtigsten Preise in der Weltwirtschaft kurz- und langfristig de-
stabilisieren. Die Profitabilität kurzfristiger Spekulation resultiert 
ja aus der Summe der Differenzen zwischen Verkaufs- und An-
kaufspreis. Diese Differenzen werden durch eine FTS reduziert, 
und zwar umso mehr, je geringer sie sind (je kurzfristiger und 
damit „schneller“ das Trading ist). Dies dämpft die kurzfristige 
Spekulation und damit auch das Ausmaß der Kursschübe. Indi-
rekt würde eine FTS auch das Ausmaß der langfristigen Kurs-
schwankungen reduzieren, da diese aus der Akkumulation kurz-
fristiger Preisschübe resultieren. 
 
7. Das Ertragspotential einer Transaktionssteuer 
 
Die WIFO-Studie schätzt das Aufkommen einer generellen FTS 
für drei mögliche Steuersätze, nämlich 0,1 Prozent, 0,05 Pro-
zent und 0,01 Prozent. Bei Finanzderivaten wird der „national 
value“ der Transaktion zugrunde gelegt, also etwa bei einem 
Future sein Kontraktwert. Dies bedeutet, dass die FTS solche 
Transaktionen stärker belastet, für die relativ wenig Bargeld ein-
gesetzt werden muss, wie für Derivate mit hoher Hebelwirkung. 
Daraus folgt, dass die FTS in erster Linie (spekulative) Transak-
tionen mit einem hohen Risiko großer Verluste (und entspre-
chenden Chancen großer Gewinne) spürbar verteuert. 
 
Das potentielle Steueraufkommen wird unter der Annahme ge-
schätzt, dass das Handelsvolumen als Reaktion auf die Einfüh-
rung einer FTS zurückgeht. Die Größe dieses Effekts hängt vom 
Steuersatz, den Transaktionskosten und dem Hebel ab (je mehr 
sich Transaktionskosten und Margins durch eine FTS erhöhen, 
desto stärker wird das Handelsvolumen sinken). Für jeden 
Steuersatz und jeden Typ von Finanzinstrument wird dement-
sprechend ein niedriges, mittleres und hohes “transactions-
reduction-scenario” (TRS) spezifiziert. 
 
Spot-Transaktionen auf Börsen (wie etwa der Kauf einer Aktie) 
dürften bei Einführung einer FTS nicht nennenswert sinken, weil 
die entsprechenden Transaktionskosten relativ hoch sind und 
durch die FTS daher nicht spürbar steigen würden. Auf den De-
rivatmärkten sind hingegen die Transaktionskosten extrem nied-
rig, eine FTS würde sie daher merklich erhöhen.  
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Für die Abschätzung des Steuerertrags wird unterstellt, dass 
Derivattransaktionen bei einem Steuersatz von 0,1 Prozent um 
60 Prozent bis 90 Prozent zurückgingen, bei einem Steuersatz 
von 0,01 Prozent um 10 Prozent bis 40 Prozent. 
 
Übersicht 1: Hypothetische Einnahmen einzelner Länder 
                      aus seiner Finanztransaktionssteuer 2010 
 

In % 
of GDP

In 
Bill. $

In % 
of GDP

In 
Bill. $

In % 
of GDP

In 
Bill. $

In % 
of GDP

In 
Bill. $

In % 
of GDP

In 
Bill. $

In % 
of GDP

In 
Bill. $

Spot-Transaktionen 
      auf Börsen 0.09 15.6 0.04 1.2 0.02 0.6 0.05 0.4 1.10 3.4 0.18 4.1

Derivat-Transaktionen
     auf Börsen 0.71 122.3 0.63 20.9 0.00 0.0 0.00 0.0 0.00 0.0 3.28 74.0

OTC-Transaktionen 1.00 173.1 0.18 5.9 0.50 12.9 0.38 3.0 1.65 5.1 5.13 115.8

Alle Transaktionen 1.80 310.9 0.84 27.9 0.52 13.5 0.43 3.4 2.76 8.6 8.59 193.9

Europa Deutschland Frankreich Niederlande Dänemark Großbritannien

Steuersatz: 0.05 Prozent, mittleres TRS 
Quelle: WIFO 
 
Die Übersichten 1 und 2 zeigen die wichtigsten Ergebnisse der 
Ertragsschätzungen auf Basis der Transaktionsdaten für 2010, 
und zwar für einen Steuersatz von 0,05 Prozent und unter der 
Annahme des mittleren “transactions-reduction-scenario” (TRS). 
Für Deutschland beliefen sich die Erträge auf 0,84 Prozent des 
BIP oder 27,9 Mrd. Dollar (21,0 Mrd. Euro). Der größte Teil der 
Erträge käme von der Derivatbörse Eurex, der Handel mit „ech-
ten“ Aktien bzw. Anleihen würde nicht nur in Deutschland, son-
dern generell kaum belastet (Übersicht 1). Auf Grund der hohen 
Konzentration von Transaktionen auf den Finanzplatz London 
stellt Großbritannien einen „Sonderfall“ dar. Dementsprechend 
hoch wären die Einnahmen aus einer generellen Transaktions-
steuer.  
 
Übersicht 2: Hypothetische Einnahmen aus einer  
                      Finanztransaktionssteuer 2010 
 

In % 
des BIP

In 
Mrd. $

In % 
des BIP

In 
Mrd. $

In % 
des BIP

In 
Mrd. $

In % 
des BIP

In 
Mrd. $

Spot-Transaktionen 
      auf Börsen 0.08 48.8 0.09 15.6 0.14 22.0 0.12 9.6

Derivat-Transaktionen
     auf Börsen 0.53 315.4 0.71 122.3 0.96 154.7 0.42 32.5

OTC-Transaktionen 0.49 289.1 1.00 173.1 0.38 61.9 0.65 50.8

Alle Transaktionen 1.10 653.3 1.80 310.9 1.48 238.6 1.19 92.9

Welt Europa USA Asien

Steuersatz: 0.05 Prozent, mittleres TRS 
Quelle: WIFO. 
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Für die Weltwirtschaft insgesamt ergäbe sich im mittleren TRS 
ein Steuerertrag von 1,10 Prozent des Welt-BIP (Übersicht 2). In 
Europa und Nord-Amerika erbrächte eine FTS annähernd den 
gleichen Ertrag von 1,80 Prozent bzw. 1,48 Prozent des BIP. Im 
asiatisch-pazifischen Raum wäre der analoge Steuerertrag et-
was niedriger. 
 
Alle diese Schätzungen beruhen auf der Annahme, dass die 
FTS in den jeweiligen Ländern bzw. Regionen eingeführt wird. 
Was Europa betrifft, so hat zwar die EU-Kommission im Herbst 
2011 völlig überraschend ein Konzept für eine EU-weite FTS 
vorgestellt, es ist aber mittlerweile klar geworden, dass wichtige 
Länder, insbesondere Großbritannien, nicht mitmachen werden. 
Die Konflikte zwischen Befürwortern und Gegnern einer solchen 
Steuer können als eines von vielen Indizien dafür gelten, dass 
wir uns mitten in der Talsohle des langen Zyklus befinden, also 
im Übergang von einer finanzkapitalistischen „Spielanordnung“, 
die nicht mehr aufrecht erhalten werden kann und die Krise wei-
ter vertieft, zu einer neuen Form einer realkapitalistischen 
„Spielanordnung“, die erst noch entwickelt werden muss. 
 
 
 
 

„Die Konflikte zwi-
schen Befürwor-
tern und Gegnern 
einer solchen 
Steuer können als 
eines von vielen 
Indizien dafür gel-
ten, dass wir uns 
mitten in der Tal-
sohle des langen 
Zyklus befinden, 
also im Übergang 
von einer finanz-
kapitalistischen 
„Spielanordnung“, 
die nicht mehr 
aufrecht erhalten 
werden kann und 
die Krise weiter 
vertieft, zu einer 
neuen Form einer 
realkapitalistischen 
„Spielanord-
nung“… .“ 
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Wertschöpfungsfinanzierte Alterssicherung: 
Antwort auf den Rentenabbau in Europa   

Thomas Zander, M.Sc. 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Sozialrecht  
Landesgeschäftsführer Sozialverband VdK NRW e.V. 
Düsseldorf   

1. Rentenkürzungen in Deutschland als Negativleitbild für 
    Europa   

Die von der deutschen und der französischen Regierung voran-
getriebene europäische „Fiskalunion“ ist der Vorsatz einer öko-
nomisch letztlich unmöglichen1 Bestandssicherung der europäi-
schen Finanzwirtschaft und der von dieser vertretenen Kapitalin-
teressen durch Verringerung der sozialen und investiven 
Staatsausgaben. Hauptansatzpunkt hierbei ist in den meisten 
europäischen Ländern bei der Befolgung dieser Politiklinie eine 
direkte oder indirekte Senkung der gegenwärtigen und zukünfti-
gen Renten.2 Dabei sind die in den zurückliegenden beiden 
Jahrzehnten durchgesetzten Reformen der Alterssicherung in 
Deutschland das Leitbild.  

Zu den Negativwirkungen dieser Reformen, auch für das Wirt-
schaftswachstum und den Regionalausgleich in Deutschland, 
liegen zahlreiche Untersuchungen vor.3 Eine direkte oder indi-
rekte Absenkung der Renteneinkommen und damit zumindest in 
den beitragsfinanzierten Rentensystemen eine nachträgliche 
Absenkung der (Alters-) Lohneinkommen4, würde in den wachs-
tumsschwächeren europäischen Staaten ähnlich wie in den ost-
deutschen Bundesländern und im Ruhrgebiet zu einer empfind-
lichen Verringerung der Kaufkraft in diesen Regionen mit all ih-
ren riskanten Folgen führen.5 Für die notwendige Diskussion 
über die Zukunft Europas müssen daher, als Gegenposition 
zum bisherigen Leitbild der deutschen Rentenkürzungen, die in 
und für Deutschland entwickelten Konzeptionen für eine nach-
haltige und wachstumsfördernde Rentenfinanzierung herange-
zogen werden.  

 
 

Thomas Zander   

„Die 
…europäische 
Fiskalunion ist der 
Vorsatz einer öko-
nomisch letztlich 
unmöglichen Be-
standssicherung 
der europäischen 
Finanzwirtschaft 
durch Verringe-
rung der sozialen 
und investiven 
Staatsausgaben… 
Dabei sind die in 
den zurückliegen-
den beiden Jahr-
zehnten durchge-
setzten Reformen 
der Alterssiche-
rung in Deutsch-
land das Leitbild.“  
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VdK Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 2010. 
4
 Zander, Thomas: Die Zukunft der gesetzlichen Rente als Lohnbestandteil. In: Ebda 2010, S. 113 – 
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2. Rentenbezüge sind Lohnnachzahlungen 
 
In früheren Phasen der Rentendiskussion war es noch klar, 
dass Renten nachgezahlte Löhne sind. So hebt Wegmann in 
seiner Untersuchung über die verfassungsrechtlichen Aspekte 
der Rententransfers hervor, dass die spätere Auszahlung der 
Rente deren Charakter als „eigennützige“ Arbeitslohnverwen-
dung nicht berühre. Im Gegenteil: Zuteilung und Höhe der Rente 
setzen ja geradezu die Zahlung von Beiträgen in der Zeit davor 
voraus. Die Beitragszahlungen dienen demnach der eigenen 
Alterssicherung.6  
 
Dementsprechend hat auch das Bundesverfassungsgericht be-
stätigt, dass der Eigentumsschutz für Renten und Rentenan-
wartschaften auf der eigenen Leistung, dem „persönlichen Be-
zug“ der Inhaber dieser Rechte, d.h. seiner Erwerbstätigkeit, 
dem dafür erhaltenen Lohn und den daraus erfolgten bzw. vom 
Arbeitgeber geleisteten Beitragszahlungen, beruht.7 Eine aus-
drückliche Bestätigung dafür, dass Rentenbezüge nachträglich 
ausgezahlte Löhne sind, bieten die Regelungen zur Entgeltum-
wandlung. Dadurch haben alle Arbeitnehmer seit  2002 einen 
gesetzlichen Anspruch darauf, dass ein Teil ihres Arbeitsentgel-
tes für den Aufbau (betrieblicher) Altersversorgungsansprüche 
verwendet wird.8 Nicht nur in der rentenrechtlichen, sondern 
auch in der rentenökonomischen Diskussion der frühen achtzi-
ger Jahre wurde betont, dass es die „Lohnersatzfunktion der 
Rente“ sei, die eine Betrachtung und Beachtung vorrangig der 
langfristigen Relation von Renten und Löhnen und als Ziel eine 
langfristige Kontinuität in der Relation von Renten und Löhnen 
gebiete.9 
 
Zuletzt war auch in der rentenpolitischen Diskussion zumindest 
der achtziger Jahre unstreitig, dass Renten Lohnbestandteile, 
d.h. nachgezahlte Löhne sind. So wurde als wesentliches Krite-
rium für die Beurteilung von Alterssicherungssystemen die „Ste-
tigkeit der Nettoeinkommen“ bezeichnet. Durch die Rentenge-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„… war auch in der 
rentenpolitischen 
Diskussion zumin-
dest der achtziger 
Jahre unstreitig, 
dass Renten 
Lohnbestandteile, 
d.h. nachgezahlte 
Löhne sind.“ 

 

                                                 
6
 Wegmann, Bernd: Transferverfassungsrechtliche Probleme der Sozialsicherung. Verlag Peter Lang, 

Frankfurt am Main, 1987, S. 313 ff. 
7
 Baron v. Maydell, Bernd: Rechtliche Probleme einer Harmonisierung der Alterssicherungssysteme. 

In: Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.): Sozialbericht-Langfristige Probleme der Al-
terssicherung in der Bundesrepublik Deutschland. Band 3, S. 59 ff. und Papier, Hans-Jürgen: Das 
Anrechnungsmodell aus verfassungsrechtlicher Sicht. In: Deutsche Rentenversicherung, Frankfurt a. 
Main 5-1985, S. 271 ff. 
8
 Oelschläger, Angelika: Abgabenrechtliche Behandlung der arbeitnehmerfinanzierten betrieblichen 

Alterssicherung und daraus folgende verteilungspolitische Effekte. ZeS-Arbeitspapier (Hrsg.): Zentrum 
für Sozialpolitik, Bremen, 11-2007, S. 1. 
9
 Grohmann, Heinz: Die gesetzliche Rentenversicherung im demographischen Wandel. In: Bundesmi-

nister für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.): Sozialbeirat-Langfristige Probleme der Alterssicherung in 
der Bundesrepublik Deutschland, Band 2, Bonn o.J., S. 44 ff., bes. S.46 und Schmähl, Winfried: So-
ziale Sicherung im Lebenslauf-Finanzielle Aspekte in langfristiger Perspektive am Beispiel der Alters-
sicherung in Deutschland. ZeS-Arbeitspapier (Hrsg.): Zentrum für Sozialpolitik, Bremen, 9-2007, S. 22 ff. 
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staltung müsse diese nach Beendigung der Erwerbstätigkeit 
auch für die Ruhestandszeit sichergestellt sein. Gleichzeitig 
müssten die Alterseinkommen leistungsgerecht sein. Maßge-
bend hierfür sei das Kriterium der Beitragsäquivalenz, d.h. das 
gewichtete Einkommen des Erwerbstätigkeitszyklus im Verhält-
nis zum Renteneinkommen.10 
 
Die in den letzten Rentenreformen verfolgte Politik des nunmehr 
alleinigen Ziels der Beitragssatzstabilität hat demnach zweierlei 
bewirkt: Erstens hat sie im Zusammenspiel mit den ein Jahr-
zehnt lang stagnativen Löhnen zu ungenügenden Einnahmen 
der Rentenversicherung geführt und Druck in Richtung sinken-
der Renten ausgeübt. Faktisch wurden die Löhne der früheren 
Erwerbstätigen und jetzigen Rentner nachträglich gesenkt. 
Zweitens werden durch die krisenbedingten Rücknahmen der 
tariflich erreichten Lohnsteigerungen der letzten Zeit und vor 
allem durch die Senkung des Lohneinkommens durch Kurzar-
beit und Arbeitslosigkeit durch die „stabilen“, d.h. fixierten Bei-
tragssätze, die Niedriglöhne von heute in Form von Niedrigren-
ten in der Zukunft fortgeschrieben.11 Ob vor dem Hintergrund 
des Eigentumsschutzes der Renten und Rentenanwartschaften 
vor allem die rückwirkende Lohnsenkung durch beitragssatzpoli-
tisch bedingte Rentenkürzungen mit der Verfassung vereinbar 
ist, erscheint zumindest fraglich. 
In einem seiner neueren Gutachten stellt der Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in 
dankenswerter Eindeutigkeit dar, dass es das Ziel der Renten-
politik und der Rentenreform der letzten Jahre war, die Renten 
von den Bruttolöhnen und –gehältern „abzukoppeln“, um auf 
diesem Wege die Beitragssätze stabil zu halten. Bei beiden, 
sowohl bei den ausbezahlten Löhnen wie auch bei den nachbe-
zahlten Löhnen (Renten), sei es infolge der vergleichsweise 
niedrigen Entgeltsteigerungen im Jahre 2003 sowohl für die 
Rentner wie für die Erwerbstätigen zu „Realeinkommensverlus-
ten“ gekommen.12 D.h. die ausbezahlten Löhne wurden durch 
die Reformen der Arbeitsmarktflexibilisierung abgesenkt und die 
nachbezahlten Löhne (Renten) wurden durch das Paradigma 
der Beitragssatzstabilisierung (nachträglich) gekürzt. Damit wird 
auch das vor allem für die Gesetzliche Rentenversicherung 
stets betonte „Äquivalenzprinzip“ zwischen Lohnhöhe, Beitrags-
abführung und Rentenbezug faktisch außer Kraft gesetzt.13  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Ob vor dem Hin-
tergrund des Ei-
gentumsschutzes 
der Renten und 
Rentenanwart-
schaften vor allem 
die rückwirkende 
Lohnsenkung 
durch beitrags-
satzpolitisch be-
dingte Rentenkür-
zungen mit der 
Verfassung ver-
einbar ist, er-
scheint zumindest 
fraglich.“ 

 

                                                 
10

 Sozialbeirat: Gutachten des Sozialbeirats über langfristige Probleme der Alterssicherung in der 
Bundesrepublik Deutschland. In: Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.): Sozialbeirat-
Langfristige Probleme der Alterssicherung in der Bundesrepublik Deutschland, Band 1, o.J., S. 29 und 
31. 
11

 Ein Arbeitsleben mit Niedriglohn reicht nicht für die Rente. In: Boeckler-Impuls, Düsseldorf 8-2009 
sowie ziellose Rentenpolitik. In: Boeckler-Impuls, Düsseldorf 20-2008. 
12

 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Hrsg.): Die Finanz-
krise meistern – Wachstumskräfte stärken: Jahresgutachten 2008/2009, Wiesbaden, November 2008, 
S. 360. 
13

 Wagner, Gerd: Leistungsgerechtigkeit. In: Bauer, Rudolph (Hrsg.): Lexikon des Sozial- und Ge-
sundheitswesens, Oldenburg, München 1992, S. 1219 ff. 
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3. Produktivitätsparadigma der Alterssicherung 
 
Im Unterschied zu dem schon auf den ersten Blick fragwürdigen 
„Demografieparadigma“ der Alterssicherung, speziell der Ge-
setzlichen Rentenversicherung, nach dem es für deren Bei-
tragssätze, Leistungsniveau oder Lebensarbeitszeit auf die An-
zahl und den Anteil der Älteren an einer Bevölkerung ankäme, 
bezieht sich das „Produktivitätsparadigma“ der Alterssicherung 
auf den Umfang, die Zusammensetzung und die Entwicklung 
der Wertschöpfung einer Volkswirtschaft und deren Verhältnis 
zu den Erwerbstätigen, speziell den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten. Nach dem „Produktivitätsparadigma“ hängen die 
Existenz und die Standards der Alterssicherung, insbesondere 
die Beitragssätze, das Leistungsniveau und die Lebensarbeits-
zeit der Gesetzlichen Rentenversicherung davon ab, dass die 
Arbeitsproduktivität stärker steigt als die Älterenquote.14Kritische 
Ökonomen heben hervor, dass die Sicherung auch künftigen 
Wirtschaftswachstums durch Bildungsinvestitionen15 und insbe-
sondere die Steigerung der Produktivität der Arbeit durch Inves-
titionen in den Kapitalstock16 die entscheidenden Voraussetzun-
gen der Alterssicherung seien.17 Dabei wird der Hinweis nicht 
vergessen, dass Wirtschaftswachstum und speziell die Zunah-
me der Produktivität durch Investitionen in den Kapitalstock aus-
reichende Nachfrage voraussetzen. Eine Politik der Lohnzu-
rückhaltung, der Niedriglohnausweitung, des Staatssparens etc. 
sei das eigentliche Risiko der Alterssicherung. Es müsse vor 
allem die funktionale Verteilung der Wertschöpfung bzw. des 
Volkseinkommens auf Arbeits- und Kapitaleinkünfte wieder aus-
gewogener werden.18 Bei weiter rückläufigem Anteil der Brutto-
lohnquote am Bruttoinlandsprodukt19 sinke trotz steigender Pro-
duktivität wegen der Eigenschaft der Renten als nachgezahlter 
Löhne und verschärft durch die „demografisch“ begründete Ren-
tenformelverschlechterung das Rentenniveau weiter.20  
 
Generell gilt für mehrwertorientierte Marktwirtschaften das Pro-
duktivitätsparadox: Die ökonomische Produktivität, d.h. das 
preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt je Beschäftigten, steigt  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Nach dem „Pro-
duktivitätspara-
digma“ hängen die 
Existenz und die 
Standards der 
Alterssicherung, 
insbesondere die 
Beitragssätze, das 
Leistungsniveau 
und die Lebensar-
beitszeit der Ge-
setzlichen Renten-
versicherung da-
von ab, dass die 
Arbeitsproduktivität 
stärker steigt als 
die Älterenquote.“ 

                                                 
14

 Fritsche, Bernd: Zur Bedeutung von Wirtschaftswachstum und Zinsen für die Stabilität der staatli-
chen Alterssicherung. In: Mitteilungen des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung, 
Essen, Jhg. 36, (1985), S. 23 – 45. 
15

 Bofinger, Peter: Wir sind besser als wir glauben – Wohlstand für alle, München, S. 163 ff. 
16

 Flassbeck, Heiner; Spieker, Friederike: Das Ende der Massenarbeitslosigkeit, Westend-Verlag, 
Frankfurt am Main 2007, S. 283 ff. 
17

 Mackenroth, Gerhard: Die Reform der Sozialpolitik durch einen deutschen Sozialplan. In: Schriften 
des Vereins für Socialpolitik NF, Band 4, Berlin 1952, S. 39 ff. 
18

 Flassbeck, Heiner; Spieker, Friederike: S. 283 ff. und Kistler, Ernst: Die Methusalem-Lüge: Wie mit 
demographischen Mythen Politik gemacht wird: Hauser, München 2009, S. 220 ff. 
19

 Riedel, Donata, Die Renaissance eines Klassikers, Handelsblatt, 29.01.2013, S. 12, zum Begriff.  
20

 Kistler, Ernst: S. 222 ff. Zusätzlich ist zu bedenken, dass die personale Einkommensverteilung 
durch eine zunehmende Spreizung bei den abhängig Beschäftigten einerseits im wachsenden Bereich 
der Niedriglöhne zu Beitragsausfällen zur Rentenversicherung führt, andererseits im ebenfalls wach-
senden Bereich der Höchstlöhne zu Wegfall der Beitragspflicht führt. 
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durch Lohnkostensenkung mittels Kapitalinvestitionen und 
Lohnstrategien. Damit sinkt c.p. bei steigender Produktivität das 
Rentenniveau – weil dieses von der Lohnentwicklung abhängig 
ist.21 (Grafik 1) Potenziert wird diese Entwicklung durch die Stra-
tegie staatlicher (Neben-)Lohnpolitik. Durch die beschriebene 
definitorische Ausgliederung des Arbeitskostenbestandteils 
Rentenbeiträge als angebliche Lohn-Nebenkosten und deren 
sozialpolitische Absenkung durch Fixierung des Beitragssatzes 
zur Rentenversicherung (bzw. durch Reduzierung der Renten-
leistung) werden die Arbeitskosten bzw. die Löhne gesenkt.  
 
Keinesfalls ist also mit steigender Produktivität und expansivem 
Wachstum eine sozusagen „automatische“ Garantie der Alters-
sicherung verbunden – hierzu ist vielmehr eine offensive Lohn-, 
Neben-Lohn-, Einkommens- und Verteilungspolitik erforderlich. 
Insbesondere eine offensive Rentenpolitik ist wegen des 
Lohnnachzahlungscharakters der Renten von zentraler Bedeu-
tung für die aktuelle Verteilungsstruktur und für das prospektive 
Rentenniveau.22 
 
4. Rentenreformen als „Wachstums“-Programm 
 
Die hier vorgetragene These, dass wirtschaftliches Wachstum 
durch Investitionen in Personalvermögen23 und Kapitalstock zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität nur dann ausreichende Ren-
ten garantieren, wenn zugleich die funktionale und personale 
Verteilung des Sozialproduktes nicht einseitig zugunsten der 
Kapitaleinkommen und zulasten der Arbeitnehmerhaushalte 
verläuft, muss noch erweitert werden: Nicht steigende Produkti-
vität ist per se die Voraussetzung für eine ausreichende Renten-
finanzierung, sondern die Gesetzliche Rentenversicherung, ins-
besondere die Instrumentalisierung ihrer Vermögen zur Finan-
zierung von Wachstumspolitik und der endgültige Übergang zur 
Umlagefinanzierung im Zuge der Rentenreform 1967 als Teil  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Keinesfalls ist… 
mit steigender 
Produktivität und 
expansivem 
Wachstum eine 
sozusagen „auto-
matische“ Garantie 
der Alterssiche-
rung verbunden – 
hierzu ist vielmehr 
eine offensive 
Lohn-, Neben-
Lohn-, Einkom-
mens- und Vertei-
lungspolitik erfor-
derlich.“ 

                                                 
21

 Hierzu Mandel, Ernest: Wirtschaftstheorie I, Edition Suhrkamp, Frankfurt am Main 1968, 1. Ausg. 
1972, S. 166 ff. 
22

 So setzt die Deutsche Bundesbank bei ihrer demografischen Strategie auch nur sehr verhalten auf 
eine Steigerung der Produktivität durch Kapitaleinsatz. Sie empfiehlt vielmehr eine Strategie der ma-
ximalen Erhöhung des Arbeitsangebotes durch Lebensarbeitszeitverlängerung, Ausbildungszeitenver-
kürzung, Arbeitszeitverlängerung, Rentner- und Frauenbeschäftigung und Immigration. Gleichzeitig 
wird für eine Lockerung des Kündigungsschutzes und der Tarifbindung plädiert. Auch wenn durch das 
erhöhte Arbeitsangebot die Produktivität sinke, sei der Abbau vor allem der Nebenlohnbelastung der 
entscheidende Beitrag zur Bewältigung des Alterungsproblems, d.h. der damit verbundenen mögli-
chen Steigerung der Lohnquote. Demografische Belastungen für Wachstum und Wohlstand in 
Deutschland. In: Monatsbericht. (Hrsg.) Deutsche Bundesbank, Frankfurt am Main, 12-2004, S. 19 ff. 
23

 Ortner, G. E.: Personalvermögensrechnung: zur Übertragung des Humankapital-Konzeptes auf die 
betriebliche Infrastruktur, in: Humanvermögensrechnung, Instrumentarium zur Ergänzung der unter-
nehmerischen Rechnungslegung – Konzepte und Erfahrungen, (Hrsg.) von Schmidt, H.: Berlin, New 
York 1982, S. 357 – 395 und ders.: Die Zukunft der Unternehmen: Humankapital und Personalvermö-
gen, Hagener Universitätsreden Nr. 27, Hagen i.W., 2000. 
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der Stabilitätsgesetzgebung und Globalsteuerungspolitik24 wa-
ren Voraussetzung für erneutes Wachstum. 
 
Grafik 1: Arbeitsproduktivität und Rentenniveau  
               Deutschland 1965 - 2008 

 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2002 – Arbeits- und Sozialstatistik, Bonn 
            2002 und dass. (Hrsg.): Statistisches Taschenbuch 2010  
            Arbeits- und Sozialstatistik, Bonn 2010 

 
Noch sinnfälliger wird die regelrechte Umkehrung der These von 
der Produktivitätssteigerung als Voraussetzung der Rentenfi-
nanzierung am Beispiel der mit der Rentenreform 1972 einge-
führten Flexiblen Altersgrenze. Diese erlaubte eine Steigerung 
der Leistungsfähigkeit des Arbeitspotentials durch Frühverren-
tungen, die mit Rentenminderungen verbunden waren.25 In den 
folgenden Jahrzehnten wurde die Gesetzliche Rentenversiche-
rung in noch weiterem Maße zur direkten und indirekten Finan-
zierung der Arbeitsmarktoptimierung herangezogen, d.h. die 
Produktivität erhöht, das Rentenniveau gesenkt.26 Durch die 
Etablierung des Renteneintrittsalters von 67 Jahren wird mit den 
Mitteln des Rentenrechts einerseits das Arbeitsangebot und 
damit der Lohndruck erhöht – andererseits werden diejenigen 
Rentenanwartschaften, deren Inhaberin oder Inhaber sie vorzei-
tig einlösen müssen, reduziert, d.h. das gesamte Rentenniveau 
gesenkt. Auch hier wird Wirtschaftswachstum durch Rentenab-
bau gefördert und nicht umgekehrt.27 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„…wurde die Ge-
setzliche Renten-
versicherung in 
noch weiterem 
Maße zur direkten 
und indirekten 
Finanzierung der 
Arbeitsmarktopti-
mierung herange-
zogen, d.h. die 
Produktivität er-
höht, das Renten-
niveau gesenkt.“ 

                                                 
24

 Landenberger, Margarete: Drei Reformen der Gesetzlichen Rentenversicherung 1957, 1967 und 
1972. Analyse ihrer ökonomischen, sozialen und politischen Bedingungen, Funktionen und Auswir-
kungen als staatliche Regulierungsmaßnahmen. Universität Bielefeld, Soziologische Fakultät, Manu-
skriptdruck, August 1997, S. 65 ff., S. 71 ff und S. 82 ff. 
25

 Ebda., S. 89 ff., S. 98 ff., S. 106 ff., S. 114 ff. 
26

 Landenberger, Margarete: Die Beschäftigungsverantwortung der Rentenversicherung, Edition Sig-
ma, Berlin 1991. 
27

 Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband et al. (Hrsg.): Rente mit 67 – Erhöhtes Risiko von Ein-
kommenseinbußen und Altersarmut, Zweiter Monitory-Bericht des Netzwerkes für eine gerechte Ren-
te, Berlin, o.J. 
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Von besonderer Bedeutung ist dabei die Rückwirkung der Ge-
setzlichen Rentenversicherung auf sich selbst. Die beschriebe-
ne Fixierung des Beitragssatzes, die eine verdeckte Form der 
Lohnzurückdrängung darstellt und die Niveauabsenkung durch 
Veränderungen der Rentenformel etc. schwächt, auch über die 
demografische Entwicklung, die zunehmend wichtige konsumti-
ve Nachfrage von Rentnerhaushalten und damit die Wachs-
tumsvoraussetzungen. Über den speziellen Kanal der Beitrags-
zahlungen der Rentenbezieher einerseits und die Steuerab-
schöpfung der Rentenbezüge andererseits kommt es außerdem 
zu einem kumulativen Abbau in der Finanzierung der Renten-
versicherung. 
 
Zuletzt bewirken Rentenniveausenkungen auch eine Ver-
schlechterung der personalen Verteilung des Sozialproduktes 
zumindest im Bereich der Transfereinkommen. Die gewollten 
zusätzlichen Arbeitsangebote der Rentenbezieher erhöhen den 
Anteil dürftiger bis prekärer Beschäftigungsverhältnisse und 
verdrängen damit vollwertige und normale Beschäftigungsver-
hältnisse und die daran angeknüpften Beitrags- und Steuerauf-
kommen. Die bislang hohe Bedeutung der Anwartschaften ge-
rade an der Gesetzlichen Rentenversicherung für eine Modera-
tion der ausgeprägten Ungleichheit in der personalen Vermö-
gensverteilung wurde durch eine neuere Untersuchung aufge-
zeigt.28 Die politisch gewollte Absenkung des Versorgungsni-
veaus in der Gesetzlichen Rentenversicherung zum Zwecke der 
Lohnzurückdrängung und die politisch in kauf genommene Dürf-
tigkeit und Lückenhaftigkeit der Erwerbsverläufe wird diese 
Ausgleichswirkung der Anwartschaften der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung abschwächen. 
 
Der Paritätische Wohlfahrtsverband hat vor geraumer Zeit be-
reits berechnet, dass bei Fortsetzung der Politik der Beitrags-
satzstabilität und der Rentenniveausenkung der Realwert der 
Durchschnittsrente in Deutschland in zehn Jahren auf das 
Grundsicherungsniveau abgesunken sein wird.29 (Grafik 2) 
 
5. Steuerfinanzierung der Alterssicherung als Weg in die 
    Kombirente 
 
Die Rente als Bestandteil der Arbeitskosten bzw. als Lohnnach-
zahlung, die mit einem reformlegitimierenden „Demografiepara-
digma“ verhüllt werden soll, ist in dieser eindeutigen Weise  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„… bei Fortsetzung 
der Politik der Bei-
tragssatzstabilität 
und der Rentenni-
veausenkung der 
Realwert der 
Durchschnittsrente 
in Deutschland in 
zehn Jahren auf 
das Grundsiche-
rungsniveau abge-
sunken sein wird.“ 

                                                 
28

 Frick, Joachim; Grabka, Markus: Alterssicherungsvermögen dämpft Ungleichheit – aber große Ver-
mögenskonzentration bleibt bestehen. In: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Hrsg.): Wo-
chenbericht des DIW, Berlin 3–2010, S. 2 – 12. 
Die Autoren betonen allerdings, dass eine Einbeziehung der zukünftigen Beitragsverpflichtungen auf 
Rentenbezüge zu negativen Vermögenssalden führen könnte, S. 11. 
29

 Paritätischer Wohlfahrtsverband (Hrsg.): Stellungnahme zum RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz, 
Berlin, 02.11.2006. 
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durch die individuelle und kollektive enge Bindung von Lohn-
Beitrag-Rentenanspruch bzw. von Gesamtlohnsumme-Gesamt-
beitragseinnahmen-Gesamtrentenleistungen selbst ein Refor-
mergebnis: 
 
Grafik 2: Realwertentwicklung der durchschnittlichen  
               Rente Deutschland 2003 - 2023 
 

 
Rot = Netto-Standartrente/Blau = Grundsicherungsniveau 
Quelle: Dr. Rudolf Martens, Paritätische Forschungsstelle Berlin, 02.11.2006. 

 
Erst mit der Rentenreform von 1957 wurde die Gesetzliche Ren-
tenversicherung über die Beitragsfinanzierung und Lohnbindung 
auch an ein vorausgesetztes Wirtschaftswachstum, zunehmen-
de Beschäftigung und eine beständig hohe Lohnquote gebun-
den.30 Es war ein vorrangiges Ziel dieser Rentenreform, die 
nach dem Versorgungsprinzip gewährte und aus Steuermitteln 
finanzierte einheitliche Existenzminimumssicherung im Alter 
durch den Grundbetrag und die Mindestrente durch eine nach 
dem Versicherungsprinzip „berechnete“ und aus dem Beitrags-
aufkommen finanzierte unterschiedliche Lebensstandardsiche-
rung im Alter zu ersetzen und damit die Alterssicherung der 
Lohnarbeitnehmer tatsächlich an die Produktivitätsentwicklung 
zu koppeln.31 

 
 

                                                 
30

 Landenberger, Margarete: Drei Reformen der Gesetzlichen Rentenversicherung 1957, 1967 und 
1972. Analyse ihrer ökonomischen, sozialen und politischen Bedingungen, Funktionen und Auswir-
kungen als staatliche Regelungsmaßnahmen. Fakultät für Soziologie der Universität Bielefeld, Manu-
skriptdruck, Bielefeld, August 1979, S. 41 ff., 43 und 48. Dieses damalige Anliegen einer Lohnanbin-
dung der Rente taucht nun in der Diskussion um die Vereinheitlichung der Rentenberechnung in Ost- 
und Westdeutschland als Prämisse wieder auf. Jansen, Andreas: Ein einheitliches Rentenrecht in Ost- 
und Westdeutschland – die Quadratur des Kreises? In: Sozialer Fortschritt, 6-2011, S. 123 – 128, S. 
137 – 143. 
31

 Ebda., S. 19 ff., S. 33 ff., S. 40 ff. und S. 45 ff. 
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Die Koppelung von Alterslöhnen und Wertschöpfung, von Ren-
tenniveau und Produktivität beinhaltet wegen des zugrunde ge-
legten Lohncharakters der Renten neben einer Abhängigkeit der 
Rentenentwicklung vom Wirtschaftswachstum auch eine Beein-
flussung des Wirtschaftswachstums durch die Rentenentwick-
lung. Hohe Alterslöhne sind ebenso wie hohe Arbeitslöhne spä-
testens dann ein Hindernis für Wirtschaftswachstum, wenn sie 
trotz Nachfrageausweitung, aber wegen Arbeitskostensteige-
rung die Gewinne schmälern und Investitionen unrentabel ma-
chen. Genau auf diese Konstellation reagierte die Wirtschafts- 
und Sozialpolitik in der ersten Nachkriegskrise Mitte der 1960er 
Jahre. Die damals etablierte Globalsteuerung und Stabilitätsge-
setzgebung instrumentalisierte die im Rahmen der Abschnitts-
deckungsfinanzierung der Renten noch vorhandenen Renten-
versicherungsvermögen für die Konjunkturförderung und verrin-
gerte die bis dahin geleisteten Zuschusszahlungen an die Ren-
tenversicherung. Die restlose Umstellung der Rentenversiche-
rung auf die Umlagefinanzierung mit dem Finanzänderungsge-
setz von 1967 und dem Rentenreformgesetz von 1969 machte 
die Senkung der Renten, d.h. der Alterslöhne zu einer Voraus-
setzung für erhöhte Produktivität und erneutes Wirtschafts-
wachstum.32 Spätere Systemanalysen und Simulationsrechnun-
gen bestätigen exakt diese Funktion der Alterslöhne für Wirt-
schaftswachstum und Produktivität. Wenn, so zeigen diese Be-
rechnungen, die Alterslöhne nicht an den mit Abschwüngen 
selbst rückläufigen Arbeitslöhnen alleine bemessen werden, 
sondern Teile der Rentenbeiträge, nämlich die so genannten 
Arbeitgeberanteile dieser Rentenbeiträge, an der weniger kon-
junkturreagiblen Wertschöpfung bemessen werden, dann geht 
diese wegen der bestehenden Rückwirkung zurück.33  
 
Das bereits referierte „Produktivitätsparadigma“ der Rentenver-
sicherung34 wird also erst richtig, wenn die Alterslöhne als Ge-
genstand der Lohnauseinandersetzung, des Verteilungskonflik-
tes begriffen werden. Die Beitragssatzstabilitätspolitik, die in den 
zurückliegenden Jahren an die Stelle der Lebensstandardsiche-
rungspolitik in der Alterssicherung getreten ist, stellt nichts an-
ders als eine spezifische Form der staatlichen Lohn(senkungs)-
politik dar.35  

„Die Koppelung 
von Alterslöhnen 
und Wertschöp-
fung, von Renten-
niveau und Pro-
duktivität beinhal-
tet wegen des 
zugrunde gelegten 
Lohncharakters 
der Renten neben 
einer Abhängigkeit 
der Rentenent-
wicklung vom 
Wirtschaftswachs-
tum auch eine 
Beeinflussung des 
Wirtschaftswachs-
tums durch die 
Rentenentwick-
lung.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
32

 Landenberger, Margarete: A.a.O., S. 71 ff. 
33

 Institut für Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften der Universität Bonn.: Gesamtwirtschaftli-
che Auswirkungen alternativer Bemessungsgrundlagen für die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche-
rung, Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Bonn, Januar 
1985, S. 334 ff. 
34

 Leiber, Simone; Zwiener, Rudolf: Wirtschaftliche Rahmenbedingungen und Finanzierungsgrundla-
gen des Sozialstaates, Manuskript, Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin 08.01.2007, S. 3. 
35

 Zander, Thomas: Die Zukunft der gesetzlichen Rente als Lohnbestandteil. In: Sozialverband VdK 
Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): „Realwirtschaft“ – Die Altersrenten kommen nicht aus dem Finanzkasino. 
Düsseldorf 2010, S. 113 – 125. 
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In der verteilungs- und einkommenspolitischen Literatur wird 
dementsprechend der Alterslohn, d.h. die Rentenzahlung, als 
integraler Bestandteil aktiver Lohnpolitik verstanden36. Überle-
gungen zu einer „Verbesserung“ insbesondere des Altersloh-
nes37 durch eine erneute Ausweitung der Steuerfinanzierung der 
Sozialsicherung, sind vor diesem Hintergrund abwegig: Sie len-
ken von der Notwendigkeit einer aktiven Lohn- und damit Alters-
lohnpolitik ab und verstärken die keinesfalls wünschenswerte 
Tendenz, Lohnsenkungen mit Steuermitteln zu subventionieren. 
Eine Verstärkung der Steuerfinanzierung der Rentenzahlungen, 
d.h. eine Steuersubventionierung des Alterslohnes, bedeutet 
nichts anderes als eine Übertragung der als negativ längst er-
kannten Steuersubventionierung von Niedriglöhnen durch den 
Kombi-Lohn: Forderungen nach einer stärkeren Steuerfinanzie-
rung des Alterslohnes sind nichts anderes als Forderungen 
nach einer Kombi-Rente.38 In der Tat muss gefragt werden: Wa-
rum sollen Löhne und warum sollen Alterslöhne aus Steuermit-
teln subventioniert werden? Sollen Steuerforderungen als Er-
satz für Lohnforderungen fungieren? 

 
6. Rückläufige Lohnquote erfordert Wertschöpfungsbezug 

 
In den 1980er Jahren wurde diskutiert, ob und inwieweit eine 
Bemessung der Sozialbeiträge, insbesondere deren formaler 
„Arbeitgeber“-Anteile, besser nicht mehr an dem konjunkturan-
fälligen beitragspflichtigen Arbeitsentgelt, sondern an der weni-
ger konjunkturanfälligen Wertschöpfung angeknüpft werden soll-
te. Hier haben arbeitnehmernahe Wissenschaftler darauf hin-
gewiesen, dass eine solche Umbasierung nur dann erforderlich 
sei, wenn die Lohnquote nicht nur schwach, sondern rückläufig 
sei.39 Dieses, von Teilen der Wissenschaft in diesem  

 
 

„Überlegungen zu 
einer… Auswei-
tung der Steuerfi-
nanzierung der 
Sozialsicherung… 
lenken von der 
Notwendigkeit 
einer aktiven Lohn- 
und damit Alters-
lohnpolitik ab und 
verstärken die 
keinesfalls wün-
schenswerte Ten-
denz, Lohnsen-
kungen mit Steu-
ermitteln zu sub-
ventionieren.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
36

 Bäcker, Gerhard: Mindestsicherung und Maschinensteuer: Wege zur Lösung der sozialen und fi-
nanziellen Defizite der Lohnbezogenen Sozialversicherung? In: Soziale Sicherheit, Köln 2/1985. 
37

 Leiber, Susanne; Zwiener, Rudolf: Wirtschaftliche Rahmenbedingungen und Finanzierungsgrundla-
gen des Sozialstaates, Manuskript, Friedrich-Ebert-Stiftung, Berlin, 08.01.2007. 
38

 Unabhängig davon haben Forderungen nach einem vollwertigen Ausgleich der aus dem Staats-
haushalt in das Rentenbudget abgewälzten Versicherungsfremden Leistungen, insbesondere der 
Wiedervereinigungskosten, aus Steuermitteln weiterhin eine vorrangige Berechtigung. Die Erfüllung 
dieser Forderungen bedeuten einen Ausgleich der durch staatlich-politische Eingriffe geschwächten 
Finanzierung der Alterssicherung und nicht eine Teilumstellung der Alterssicherung auf Steuern. Eine 
besonders verdrehte Argumentation zugunsten einer verstärkten Steuerfinanzierung des Alterslohnes 
und gegen eine Wertschöpfungsfinanzierung trägt Schmähl vor: Da eine Wertschöpfungsabgabe kein 
Beitrag sondern eine Steuer wäre, solle die Rentenfinanzierung teilweise aus dem allgemeinen Steu-
eraufkommen erfolgen. Schmähl, Winfried: Alternativen der Rentenfinanzierung: Lohnbezogene Bei-
träge, Wertschöpfungsabgaben, Steuern – Grundsätzliches und Aktuelles. In: Die Angestellten-
Versicherung, Siegburg 2-1987, S. 75 – 86, bes. S. 84 ff. Ganz deutlich hingegen wird Arndt. Er führt 
eine Vielzahl von verfassungs-, steuer- und beitragsrechtlichen Argumenten an, um die von ihm für 
nötig gehaltene Tragung der Alterseinkommensfolgen der weltmarktförderlichen Personalkostenein-
sparungen durch die „Allgemeinheit“, d.h. das Steueraufkommen zu begründen. Arndt, Hans-
Wolfgang: Maschinenabgabe und Verfassungsrecht – zu den Grenzen der Gestaltungsfreiheit des 
Steuer- und Sozialversicherungsgebers. In: Deutsche Rentenversicherung, Frankfurt am Main, 4/5-
1987, S. 282 – 298, bes. S. 295 ff. 
39

 Bäcker, Gerhard: A.a.O., Fn. 34. 
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Zusammenhang stets als hochgradig unwahrscheinlich be-
zeichnete Abschmelzen der Lohnquote40, ist mittlerweile seit 
Jahren, insbesondere seit dem Jahre 2000, der Fall. Umgekehrt 
haben die Einkommen aus Unternehmen und Vermögen seit-
dem stetig an Anteil gewonnen. (Grafik 3) 
 
Grafik 3: Lohnquote und Unternehmensquote Deutschland  
               1970 – 2008  

 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn 2010 und  
            Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Datenreport 2008 
            Ein Sozialreport für die Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2008 

 
Es ist also angezeigt, nunmehr die Sozialbeiträge, vor allem 
auch die Alterslöhne, nicht an der rückläufigen Lohnentwicklung, 
d.h. an einer schrumpfenden Bemessungsgröße, anzuheften. 
Notwendig ist vielmehr eine expansive Alterslohnpolitik, die an 
den Einkommen aus Unternehmen und Vermögen anknüpft. 
 
7. Finanzwirtschaft, Produktionswirtschaft und  
    Abgabenstruktur 
 
Bei diesem Rückgang der Lohnquote handelt es sich keines-
wegs nur um die Folgeerscheinung einer Konjunkturzykluskrise. 
Es ist vielmehr so, dass sich eine dramatische Änderung der 
Beschäftigungsstrukturen41 und der Wertschöpfungsstrukturen 
in Deutschland vollzogen hat. Von im Jahre 1970 etwa 44 Pro-
zent Wertschöpfungsanteil hat das produzierende Gewerbe 
heute nur noch rund 24 Prozent behalten. Demgegenüber hat 
die Finanz- und Immobilienwirtschaft von 12,6 Prozent Anteil im 
Jahre 1970 auf 27,8 Prozent im Jahre 2009 Anteil zugelegt. 
(Grafik 4) Die Industrielöhne als Kern der Arbeitslöhne in 
Deutschland haben bei dieser Entwicklung ihre Leitfunktion ver-
loren.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Notwendig ist 
vielmehr eine ex-
pansive Alters-
lohnpolitik, die an 
den Einkommen 
aus Unternehmen 
und Vermögen 
anknüpft.“ 

 

 

                                                 
40

 Zu gesamten Wertschöpfungsabgabendiskussion: Frerich, Johannes: Sozialpolitik, Oldenbourg, 
München 1987, S. 408 ff. 
41

 Krämer, Hagen: Strukturwandel und Einkommensverteilung. In: Hagemann et al.: Aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht – Festschrift für Jürgen Kromphardt, Metropolis-Verlag, Marburg 2008, S. 409 – 434. 

1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005 2008

0

10

20

30

40

50

60

70

80

Lohnquote am Volkseinkommen

Unternehmer- und Vermögenseinkommensquote am Volkseinkommen

In
 P

ro
ze

n
t



90

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 6 6

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

 

 12 

 

Grafik 4: Produktionswirtschaft und Finanzwirtschaft in der 
Bruttowertschöpfung Deutschland 1970 - 2009 

 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.): Statistisches Ta-
schenbuch 2010, Bonn 2010 

 
Die in den 1970er und 1980er Jahren sozusagen „verfrüht“ an-
gestellten Überlegungen zu einer Umbasierung zunächst der 
Arbeitergeber-„Beiträge“ zur Sozialversicherung haben nunmehr 
volle Berechtigung, weil der angesprochene Strukturwandel der 
Wertschöpfung im Bereich der steuerlichen Transferfinanzie-
rung nicht berücksichtigt wird. Der Anteil der Lohnsteuer als Fi-
nanzierungsbasis für die Monetär- und Realtransfers hat seit 
1970 deutlich zugenommen, der Anteil der Einkommens- und 
Körperschaftssteuer hat deutlich abgenommen. (Grafik 5) 
 
Zusätzlich zu dieser stärkeren Beanspruchung der Lohnsteuer, 
bei gleichzeitiger Schwächung ihres wirtschaftlichen Kerns, sind 
die Sozialbeiträge deutlich stärker gestiegen – auf sie hat sich 
die Finanzierung der Sozialtransfers konzentriert. (Grafik 6) 
 
8. Rentenfinanzierung aus Lohn– und Mehrwertsteuer als 
    Lohnquotensenkung 
 
Der rentenpolitisch festgelegte Lohncharakter der Rentenzah-
lungen bzw. der Rentenbeiträge bedingt, dass auch die Arbeit-
nehmerseite ebenso wie die Arbeitgeberseite und die Politik 
Lohnpolitik auf dem Gebiet der Nebenlöhne praktizieren kann. 
 
Dementsprechend wurde bereits in den frühen 1980er Jahren in 
der Literatur die Möglichkeit diskutiert, einen Teil der Sozialver-
sicherungsbeiträge, also der Lohnbestandteile, nicht an den 
Hauptlohn, d.h. an die Grundlohnentwicklung anzubinden, son-
dern auch an die Unternehmens- und Vermögenseinkommen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Der Anteil der 
Lohnsteuer als 
Finanzierungsba-
sis für die Mone-
tär- und Realtrans-
fers hat seit 1970 
deutlich zuge-
nommen, der An-
teil der Einkom-
mens- und Körper-
schaftssteuer hat 
deutlich abge-
nommen.“ 
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und an die Abschreibungen direkt, d.h. an die Wertschöpfung, 
anzubinden.42  
 
Grafik 5: Lohnsteuer und Einkommens- und Körperschafts-
steuer Deutschland 1970 – 2009 
 

 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn 2010 
 

Grafik 6: Lohnsteuer und Sozialbeiträge Deutschland  
               1970 – 2009  
 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn 2010 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
42

 Bußmann et al.: Alternative Bemessungsgrundlagen für Sozialversicherungsbeiträge. Hrsg. Arbeits-
kammer Bremen und Industriegewerkschaft Metall, Bremen 1981, S. 115 ff. und Rürup, Bernd: Alter-
native Bemessungsgrundlagen und Bemessungsgrenzen in der Gesetzlichen Krankenversicherung, 
Rentenversicherung und der Arbeitslosenversicherung unter Berücksichtigung  von Bevölkerungs-, 
Arbeitsmarkt- und Konjunkturentwicklung. In: Zentralinstitut für die Kassenärztliche Versorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland, Tagungsberichte Band 5, Deutscher Ärzte-Verlag, Köln-Lövenich 1982, 
S. 25 – 35. 
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Hierüber entbrannte eine mehrjährige Debatte, in der Ökono-
men und Juristen die Gegenposition bezogen.43 Zentrale Fragen 
waren damals die mögliche Entwicklung der Ergiebigkeit und 
Nachhaltigkeit von Nebenlöhnen, die direkt an die Wertschöp-
fung angebunden sind, die also dem „Produktivitätsparadigma“ 
der neuen Rentendiskussion im positiven Sinn folgen.44 Es ging 
außerdem um die Fragen der Wettbewerbswirkungen geänder-
ter Beitragsberechnungen für die Produktionen, Branchen und 
Sektoren, der Folgen für die weltmarktliche Wettbewerbsfähig-
keit, den technischen Fortschritten und das Wirtschaftswachs-
tum und die Preisentwicklung allgemein.45 Der Tenor lag dabei 
auf einer in verschiedenen Variationen vorgetragenen Sorge, 
die gefühlte individuelle Äquivalenz von Lohn und Leistung gin-
ge durch eine Bemessungsänderung des Alterslohnes verloren 
und insgesamt käme es zu einer zu starken Lohnkostenbelas-
tung der Wirtschaft und einer Beeinträchtigung der Weltmarkt-
wettbewerbsfähigkeit.46 
 
Angesichts der grundsätzlichen Verfassung der Alterssicherung 
als Alterslöhne durch die Rentenreform von 1957 und 196747 
und der Instrumentalisierung der Rentenfinanzen für die Zwecke 
der Wachstumsförderung48 bei gleichzeitigem stetigen Abbau 
der Steuerzuschüsse zur Alterssicherung laufen die Vorschläge 
von Schmähl49 und neuerlich Leiber und Zwiener50 zu einer 
Senkung der Sozialbeiträge und Anhebung der Steuerfinanzie-
rung der Alterssicherung mit den Quellen Einkommens- bzw. 
Lohn- und Mehrwertsteuer auf eine einseitige Senkung der Bei-
träge und damit der (Neben-)Löhne hinaus. 
 
9. Konzepte für eine wertschöpfungsfinanzierte  
    Alterssicherung in Europa 
 
Die für Deutschland gut nachweisbare gesamtwirtschaftliche 
und sozialpolitische Schädlichkeit einer zunehmend steuerfi-
nanzierten Alterssicherung und die für Europa vorrangig krisen-
legitimierte Senkung der Alterslöhne durch Rentenkürzungen 
bietet die Chance und bedeutet die Notwendigkeit, einen euro-
paweiten Diskurs über die zukünftige Finanzierung der Alterssi-
cherung mit Wertschöpfungsbezug einzuleiten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„… laufen die Vor-
schläge… zu einer 
Senkung der Sozi-
albeiträge und 
Anhebung der 
Steuerfinanzierung 
der Alterssiche-
rung mit den Quel-
len Einkommens- 
bzw. Lohn- und 
Mehrwertsteuer 
auf eine einseitige 
Senkung der Bei-
träge und damit 
der (Neben-)Löhne 
hinaus.“ 

 

                                                 
43

 Schmähl et al.: Änderung der Beitragsfinanzierung in der Rentenversicherung? Nomos, Baden-
Baden 1984. 
44

 Siehe Teil 3 dieses Textes. 
45

 Bäcker, Gerhard: A.a.O. und Institut für Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften der Universi-
tät Bonn: A.a.O., S. 26 ff. 
46

 Institut für Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften der Universität Bonn: A.a.O., S. 334 ff. 
47

 Landenberger, Margarete: A.a.O., S. 45 ff., S. 71 ff., S. 80 ff. 
48

 Landenberger, Margarete: A.a.O., S. 65 ff. und S. 88 ff. 
49

 Schmähl, Winfried: Perspektiven der Finanzierung der Rentenversicherung. Beitrag zum Symposi-
um Finanzierung der Sozialversicherung, 06.12. – 08.12.1984, Manuskript. 
50

 Leiber, Simone; Zwiener, Rudolf: A.a.O. 
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Die deutschen Sozialverbände sind hier in der Pflicht. In einem 
Grundsatzpapier des Sozialverbandes VdK Deutschland heißt 
es hierzu: 
 
„Es gibt weder in Deutschland noch im internationalen Vergleich 
einen Zusammenhang zwischen der Belastung der Arbeitgeber 
durch Gesundheitsausgaben und der Entwicklung der Beschäf-
tigung. Dies zeigt ein Gutachten, das das Berliner Institut für 
Gesundheits- und Sozialforschung (IGES) gemeinsam mit dem 
Augsburger BASYS-Institut im Auftrag der Techniker Kranken-
kasse erstellt hat. Überlegenswert sind daher auch Modifizie-
rungen beim Arbeitgerberbeitrag. Hierzu gehört die Einführung 
einer Sozialversicherungsabgabe für alle Unternehmen. Eine 
Sozialversicherungsabgabe ist in vergleichbaren Ländern wie 
z.B. Frankreich üblich. Sie könnte zweckmäßiger als eine Wert-
schöpfungsabgabe ungleiche Belastungen mit dem Sozialversi-
cherungsbeitrag bei personalintensiven Unternehmen, etwa im 
Dienstleistungsbereich, im Vergleich zu kapitalintensiven Unter-
nehmen sowie anderen Unternehmen, die sich durch Rationali-
sierungsmaßnahmen vom Sozialversicherungsbeitrag entlasten, 
ausgleichen.“51 
 
10. Mehr Europa wagen 
 
Im fünften Jahr der europäischen Staatsschuldenkrise werden 
aufgrund Rezession und immer weiter steigender Arbeitslosig-
keit in vielen Ländern der EU immer nachdrücklicher Alternati-
ven zur (reinen) Austeritätspolitik diskutiert und eingefordert, 
darunter so unterschiedliche und umstrittene Mechanismen wie 
Euro-Bonds, Fiskalpakte, eine „Bankenunion“ oder ein Schul-
dentilgungsfonds.  
 
Angesichts der hervorgehobenen Bedeutung der Finanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme für die Volkswirtschaften der 
betroffenen Länder und die grundsätzlich große verteilungspoli-
tische Bedeutung52 von Entscheidungen insbesondere in den 
Alterssicherungssystemen der allermeisten Euroländer53 über-
rascht, dass eine grundlegende gesellschaftspolitische Ausei-
nandersetzung mit den Notwendigkeiten einer europäischen 
Sozialpolitik, eines Sozialpaktes und einer Sozialunion in der 
Öffentlichkeit bislang faktisch nicht stattgefunden hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
51

 Sozialverband VdK Deutschland (Hrsg.): Positionspapier Kranken- und Pflegeversicherung, Verab-
schiedung auf dem 15. Ordentlichen Bundesverbandstag vom 16.-18. Mai 2006 in Berlin, S. 8.   
52

 So jüngst die Europäische Zentralbank (EZB) in: The Eurosystem Household Finance and Con-
sumption Survey, Statistics Paper Series No. 2/April 2013, S. 72ff. 
53

 Di Meglio, Emilio: Population ad social conditions, Eurostat, Statistics in focus 8/2013, S. 2 ff.; 
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&plugin=0&language=de&pcode=tps00
103 (Eurostat, 31.03.2013). 
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Schon deutlich vor den Krisen führte Bernd Schulte dazu tref-
fend aus: 
 
„Weder eine durch Rechtsvereinheitlichung oder Rechtsanglei-
chung herbeizuführende soziale Harmonisierung noch gar 
Schaffung eines Europäischen Sozialstaats standen in der Ver-
gangenheit oder stehen heute oder in absehbarer Zukunft auf 
der Europäischen Sozialagenda, da sich solche Schritte weder 
mit (…) den gewachsenen wohlfahrtsstaatlichen Strukturen in 
den Mitgliedsstaaten vereinbaren ließen noch dem – bisher sehr 
begrenzten – transnationalen Solidaritätsgefühl zwischen den 
Völkern der Mitgliedsstaaten entsprächen. Umso notwendiger 
ist es, das historisch gewachsene Europäische Sozialmodell – 
welches trotz aller Unbestimmtheiten existiert (…) – nicht nur zu 
bewahren, sondern auch fortzuentwickeln.“ 54 
 
Diese Fortentwicklung ist heute notwendiger denn je, damit in 
Zeiten der „Schuldenbremse“ (Art. 109 GG) weitere Sparpoten-
ziale und fiskalische Gestaltungsspielräume nicht primär im Be-
reich der sozialen Leistungsrechte der Bürger gesucht werden. 
Dem Abbau bestehender Leistungsrechte in Zeiten der Krise ist 
entgegenzutreten, gerade auch mit Mitteln sozialstaatlicher Ko-
ordinierung auf europäischer Ebene.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

                                                 
54 Schulte, Bernd: Die „offene Methode der Koordinierung“ im Bereich der Alterssicherung als Instru-

ment Europäischer Sozialpolitik, in: Becker, Ulrich/Franz-Xaver Kaufmann/Bernd Baron von May-
dell/Winfried Schmähl/Hans F. Zacher (Hrsg.): Altersicherung in Deutschland, Festschrift für Franz 
Ruland zum 65. Geburtstag, Baden-Baden, 2007, S. 371. 
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Anhang 1: Arbeitsproduktivität und Rentenniveau  
                  Deutschland* 1965 - 2008 
 

 
Arbeit/Rente 

 
 

Jahre 

 
Produktivität 

je 
geleistete  

Arbeiterstunde
1) 

 
Bruttorentenniveau 

bei 
40 anrechnungsfähi-

gen 
Versicherungsjahren 

 

 
1965 

 

 
40,6 

 
43,7 

 
1970 

 

 
55,6 

 
44,0 

 
1975 

 

 
73,6 

 
43,2 

 
1980 

 

 
87,2 

 
44,6 

 
1985 

 

 
101,6 

 
45,4 

 
1990 

 

 
122,6 

 
44,6 

 
1995 

 

 
106,2

(2 
 

43,7 

 
1999 

 

 
131,2 

 
43,0 

 
2005 

 

 
100,0

(3 
 

43,0 

 
2008 

 

 
109,3 

 
41,4 

 
* Nur früheres Bundesgebiet 
1) 1985 = 100 
2)1995 = 100, Ab Basisjahr 1995 wird nicht mehr nach Arbeiterstunde, son-
dern nach Arbeitsstunde gemessen 
3)2000 = 100 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2002 – Arbeits- und Sozialstatistik,  
            Bonn 2002 und dass. (Hrsg.): Statistisches Taschenbuch 2010 
            Arbeits- und Sozialstatistik, Bonn 2010. 
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Anhang 2: Lohnquote und Unternehmensquote  
                  Deutschland 1970 – 2008 

 
 

Volksein- 
kommen 

 
 
 
 

Jahre 

 
Verteilung des Volkseinkommens* 

 
 

 
 
 

Lohnquote
1) 

Prozent 

 
Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommensquo-

te
2) 

Prozent 
 

 
1970 

 
65,6 

 
34,4 

 

 
1975 

 
71,1 

 
28,9 

 

 
1980 

 
73,2 

 
26,9 

 

 
1985 

 
70,0 

 
30,1 

 

 
1990 

 

 
67,8 

 
32,3 

 
1995 

 

 
71,4 

 
28,6 

 
2000 

 

 
72,2 

 
27,9 

 
2005 

 
66,7 

 
33,4 

 

 
2008 

 

 
65,0 

 
35,0 

 
*) Bruttoinlandsprodukt abzüglich Produktions- und Inportabgaben und  
    Abschreibungen und zuzüglich Saldo der Primäreinkommen aus der  
    übrigen Welt. Rundungsabweichungen. 
1) Bruttoeinkommen aus unselbstständiger Arbeit in Prozent des  
    Volkseinkommens 
2) Betriebsüberschuss/Selbstständigeneinkommen und sonstige  
    Unternehmens- und Vermögenseinkommen in Prozent des 
    Volkseinkommens. 
 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn  2010 und  
            Statistisches Bundesamt et al.: (Hrsg.): Datenreport 2008 
            Ein Sozialbericht für die  Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2008. 
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Anhang 3: Produktionswirtschaft und Finanzwirtschaft  
in der Bruttowertschöpfung Deutschland 1970 – 2009 
 

 
Wirtschafts- 

Bereiche   
 
 
 
 

Jahre 

 
Wertschöpfung ausgewählter Wirtschaftsbereiche  

am Bruttoinlandsprodukt* 
 
 

 
Produzierendes Ge-

werbe
1) 

Prozent 

 
Finanzierung, Vermie-

tung  
Unternehmensdienstleis-

ter 
Prozent 

 

 
1970 

 
43,7 

 
12,6 

 

 
1975 

 
38,6 

 
14,9 

 

 
1980 

 
37,5 

 
16,7 

 

 
1985 

 
35,9 

 
19,8 

 

 
1990 

 

 
34,2 

 
21,8 

 
1995 

 

 
29,1 

 
23,9 

 
2000 

 

 
27,2 

 
24,8 

 
2005 

 
26,3 

 
26,5 

 

 
2009 

 

 
23,8 

 
27,8 

 
*) Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche zuzüglich Bankgebühren und 
    Gütersteuer abzüglich Gütersubventionen = Bruttoinlandsprodukt  
1) Einschließlich Baugewerbe 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn 2010. 
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Anhang 4: Lohnsteuer und Einkommens- und Körper-
schaftssteuer Deutschland 1970 - 2009 
 

 
Steuern   

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahre 

 
Steuereinnahmenanteil am  

Bruttoinlandsprodukt 
 
 

 
Lohnsteuer

 

 
Prozent 

 
Einkommens- und  

Körperschaftssteuer
(1 

Prozent 
 

 
1970 

 
5,5 

 
4,0 

 

 
1975 

 
6,9 

 
3,8 

 

 
1980 

 
7,5 

 
3,9 

 

 
1985 

 
7,8 

 
3,3 

 

 
1990 

 

 
7,0 

 
2,7 

 
1995 

 

 
8,4 

 
1,2 

 
2000 

 

 
8,5 

 
2,3 

 
2005 

 
7,2 

 
1,8 

 

 
2009 

 

 
7,6 

 
1,9 

 

1) Veranlagte Einkommens- und Körperschaftssteuer. 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn 2010. 
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Anhang 5: Lohnsteuer und Sozialbeiträge 
                  Deutschland 1970 - 2009 
 

 
Abzüge 

 
   
 
 
 
 
 
 
 
 

Jahre 

 
Lohnsteuer und Sozialbeiträge*  
je beschäftigten Arbeitnehmer 

Euro 
 
 

 
 
 

Lohnsteuer 
 

Indexiert (1970 = 100) 
 

 
 
 

Sozialbeiträge 
 

Indexiert (1970 = 100) 

 
1970 

 
100 

 
100 

 

 
1975 

 
187,5 

 
175,1 

 

 
1980 

 
274,0 

 
253,3 

 

 
1985 

 
350,5 

 
322,4 

 

 
1990 

 

 
379,0 

 
378,3 

 
1995 

 

 
515,8 

 
493,6 

 
2000 

 

 
565,8 

 
537,2 

 
2005 

 
530,7 

 
586,8 

 

 
2009 

 

 
587,6 

 
653,9 

 

*) Tatsächliche Sozialbeiträge der Arbeitnehmer. 
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.):  
            Statistisches Taschenbuch 2010, Bonn 2010. 
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Working Poor in Europa:  
Erwerbsarmut als Herausforderung  
für das europäische Sozialmodell  

Dorothee Spannagel, M.A.  
COPE-Projekt - Carl von Ossietzky Universität 
Oldenburg    

1. Das COPE-Projekt  

Die in diesem Beitrag vorgestellte Studie über Erwerbsarmut in 
Europa entstand im Rahmen des COPE-Projektes an der Uni-
versität Oldenburg. Dieses Forschungsprojekt unter der Leitung 
von Prof. Dr. Martin Heidenreich widmet sich der Frage, wie sich 
Armut und soziale Exklusion in Europa in den letzten Jahren 
entwickelt haben und wie diese nachhaltig vermieden bzw. be-
kämpft werden können. Vor diesem Hintergrund geht es darum 
zu untersuchen, wie die verschiedenen politischen Ebenen – 
lokal, national und europäisch – auf diese Entwicklungen rea-
giert haben. Dabei kommt den institutionellen, organisatorischen 
und individuellen Dimensionen von Grundsicherungssystemen 
eine besondere Bedeutung zu. Im Zentrum der Analysen von 
COPE stehen Fragen zu Armut und sozialer Ausgrenzung in 
Europa sowie zur politischen Steuerung von Mindestsiche-
rungssystemen und die Untersuchung der Auswirkungen dieser 
Systeme auf die Leistungsempfänger. Unterstützt und finanziert 
wird das Projekt vom 7. EU-Forschungsrahmenprogramm der 
Europäischen Kommission. Das Projektteam setzt sich aus For-
scherInnen und InteressenvertreterInnen aus sechs europäi-
schen Ländern - Deutschland, Großbritannien, Italien, Polen, 
Schweden und Norwegen - zusammen.   

2. Erwerbsarmut in Europa  

Die Prävention und Verringerung von Armut ist bereits seit vie-
len Jahren ein Thema der europäischen Sozialpolitik. Seit in den 
1970er Jahren das erste Armutsprogramm der EU verabschie-
det wurde, hat sich der Fokus europäischer Armutspolitik immer 
wieder verschoben. Aktuell hat sich die EU im Rahmen ihrer 
Europa2020-Strategie die Verringerung der von Armut betroffe-
nen Personen um 20 Millionen bis zum Jahr 2020 auf die Fah-
nen geschrieben (Frazer et al. 2011). Gleichzeitig hat ein Wech-
sel von Armutskonzepten hin zu mehrdimensionalen Ansätzen 
der sozialen Ausgrenzung stattgefunden. Soziale Ausgrenzung 
wird auf der Haushaltsebene über drei Indikatoren erfasst: Ein-
kommensarmut, soziale Deprivation1, d.h. das Ausgeschlossen- 

Dorothee Spannagel  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„…hat ein Wechsel 
von Armutskon-
zepten hin zu 
mehrdimensiona-
len Ansätzen der 
sozialen Ausgren-
zung stattgefun-
den.“ 

                                                 
1 Starke Deprivation liegt laut EU-Definition dann vor, wenn sich ein Haushalt aus der folgenden Liste 
mindestens vier Güter aus finanziellen Gründen nicht leisten kann: Heizung, unerwartete Ausgaben 
tätigen, jeden zweiten Tag Fleisch oder Fisch, eine Woche Urlaub im Jahr, Auto, Waschmaschine, 
Farbfernsehen und Telefon. 
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sein aus zentralen Bereichen des allgemeinen Lebensstan-
dards, sowie eine geringe Erwerbsbeteiligung2 von Haushalts-
mitgliedern im erwerbsfähigen Alter.  
 
Nicht nur das Verständnis von Armut hat sich im Laufe der Jah-
re gewandelt. Auch die Maßnahmen, die zur Bekämpfung der 
Armut ergriffen wurden, haben sich verändert. Lange Zeit galt 
Erwerbstätigkeit als der Königsweg, um Armut zu vermeiden 
und soziale Ausgrenzung zu verhindern. Vor diesem Hinter-
grund waren insbesondere die letzten zwei Jahrzehnte in den 
meisten europäischen Ländern von einer sogenannten aktiven 
Arbeitsmarktpolitik geprägt. Ziel einer solchen Politik ist es, 
möglichst viele Bevölkerungsgruppen in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren, d.h. in Erwerbstätigkeit zu bringen. Dabei wurde die 
Tatsache, dass es auch in Europa zahlreiche Menschen gibt die 
arm sind, obwohl sie Vollzeit arbeiten, lange Zeit von der euro-
päischen wie auch der nationalen Politik nicht wahrgenommen. 
Bis weit in die 1990er Jahre hinein wurde das Phänomen, dass 
Arbeit nicht unbedingt vor Armut schützt, fast ausschließlich mit 
den USA in Verbindung gebracht. Das europäische Sozialmo-
dell, d.h. die europäischen Wohlfahrtsstaaten, schienen dage-
gen gefeit. Heutzutage ist die Existenz von Erwerbsarmut in Eu-
ropa allgemein anerkannt. Auch, dass ihr Ausmaß in den letzten 
Jahren in den meisten europäischen Ländern deutlich gestiegen 
ist, ist unbestritten (Eurostat 2010). 
 
2.1 Das Konzept der Erwerbsarmut 
 
Unter Erwerbsarmut versteht man ganz allgemein „arm trotz 
Arbeit“, d.h. die Situation, dass eine Person von Armut betroffen 
ist, obwohl sie erwerbstätig ist. Für ein besseres Verständnis 
dieses Phänomens ist mithin ein Blick auf seine beiden kenn-
zeichnenden Elemente, Erwerbstätigkeit und Armut, notwendig. 
Wann genau ist eine Person arm, und was bedeutet es konkret, 
wenn eine Person erwerbstätig ist? Der Begriff der Armut wird 
heute in der europäischen Politik wie auch in der Wissenschaft 
meist auf relative Einkommensarmut bezogen und auf der 
Haushaltsebene gemessen. Ein Haushalt und mit ihm alle Per-
sonen, die in diesem Haushalt leben, wird dann als arm defi-
niert, wenn das monatliche bedarfsgewichtete Nettoeinkommen 
weniger als 60 Prozent der mittleren Einkommen beträgt.3  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Dabei wurde die 
Tatsache, dass es 
auch in Europa 
zahlreiche Men-
schen gibt die arm 
sind, obwohl sie 
Vollzeit arbeiten 
lange Zeit von der 
europäischen wie 
auch der nationa-
len Politik nicht 
wahrgenommen.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
2 Darunter wird verstanden, dass die erwerbsfähigen Haushaltsmitglieder zusammen weniger als 20 
Prozent dessen arbeiten, was sie arbeiten würden, wenn alle Haushaltsmitglieder das ganze Jahr 
über Vollzeit beschäftigt wären. Dieser Indikator ist nicht unproblematisch, da er nicht berücksichtigt, 
ob die Unterbeschäftigung freiwillig ist oder nicht. 
3 Referenzpunkt für die Armutsgrenze ist das mittlere Einkommen eines Landes, d.h. der Wert, der die 
unteren 50 Prozent der Einkommensbezieher von der oberen Hälfte trennt. Mit der Bedarfsgewichtung 
wird eine Standardisierung der Einkommenswerte für Einpersonenhaushalte bezeichnet. Durch Be-
rücksichtigung der Einsparungen, die durch gemeinsames Wirtschaften in einem Mehrpersonenhaus-
halt möglich sind, z.B. nur ein Kühlschrank oder nur ein Telefonanschluss, wird eine Vergleichbarkeit 
der Einkommensdaten für unterschiedliche Haushaltstypen möglich.    

 2
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Die Frage, was unter den Begriff der Erwerbstätigkeit fällt, ist 
immer noch umstritten. In Forschungen zu Erwerbsarmut sind 
eine Vielzahl verschiedener Konzepte zu finden (Ponthieux 
2010). Sie reichen von einem sehr offenen Ansatz, der alle Per-
sonen umfasst, die im vergangen Jahr mindestens sechs Mona-
te auf dem Arbeitsmarkt aktiv waren - sei es als Erwerbstätige, 
sei es als Arbeitssuchende - bis hin zu dem recht engen Beg-
riffsverständnis, wie es von der EU verwendet wird. Aus EU-
Sicht sind nur die Personen erwerbstätig, die in diesen sechs 
Monaten auch tatsächlich einer Erwerbstätigkeit nachgegangen 
sind. In Anlehnung an das EU-Konzept wird Erwerbsarmut da-
mit wie folgt verstanden: Erwerbstätige Arme sind Personen, die 
mindestens sechs Monate im vergangenen Jahr Vollzeit er-
werbstätig waren und die in einem Haushalt leben, der über we-
niger als 60 Prozent des mittleren Netto-Einkommens verfügt.4 
 
2.2 Ausmaß und Struktur von Erwerbsarmut 
 
Blickt man auf den Anteil an Erwerbsarmen in Europa, so zei-
gen sich zwischen den einzelnen Ländern große Unterschiede 
(vgl. Tab.1). Die niedrigsten Werte finden sich generell in den 
nordeuropäischen Staaten, wo zum Teil weniger als 3 Prozent 
der Vollzeit-Erwerbstätigen von Armut betroffen sind. In einigen 
süd- und osteuropäischen Ländern sind es hingegen über 10 
Prozent. In Deutschland betrug der Anteil an Erwerbsarmen un-
ter den Vollzeit-Beschäftigten im Jahr 2010 etwa 4,5 Prozent.  
 
Tabelle 1: Anteil der erwerbstätigen Armen an der  
                  Gesamtbevölkerung 2010* 
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* in Prozent 
Quelle: EU-SILC 2012, eigene Berechnungen  
 
Ein relativ einheitliches Bild zeigt sich, wenn man untersucht, 
wer von Erwerbsarmut betroffen ist (Nollmann 2009; Pena-
Casas and Latta 2004). Dies sind zu einem überwiegenden Teil 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Erwerbstätige 
Arme sind Perso-
nen, die mindes-
tens sechs Monate 
im vergangenen 
Jahr Vollzeit er-
werbstätig waren 
und die in einem 
Haushalt leben, 
der über weniger 
als 60 Prozent des 
mittleren Netto-
Einkommens ver-
fügt.“ 

 

 

                                                 
4 Hier ist wichtig zu betonen, dass Erwerbsarmut natürlich auch bei Teilzeit-Beschäftigten auftritt. Da 
allerdings lediglich an Vollzeit-Erwerbstätigkeit der Anspruch gestellt werden kann, dass diese vor 
Armut schützt, bezieht sich die hier verwendete Definition ausschließlich auf Vollzeit-Beschäftigte. 
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Personen mit niedrigem Bildungsniveau, die als an- bzw. unge-
lernte Arbeiter im Dienstleistungssektor arbeiten. Sehr deutlich 
zeigt sich, dass die überwiegende Mehrheit der Erwerbsarmen 
in Haushalten mit einem geringen Anteil an Vollzeit-
Erwerbstätigen auf der einen und einem hohen Anteil von Ar-
beitslosen auf der anderen Seite lebt.    
 
Wenn man sich der Frage zuwendet, wie dieses Bild der Er-
werbsarmut erklärt werden kann, so spielen zwei Mechanismen 
eine zentrale Rolle (Goerne 2011; Lohmann and Marx 2008) : 
Die individuelle Arbeitsmarktsituation und die Zusammenset-
zung des Haushalts. Auf der individuellen Ebene lässt sich Er-
werbsarmut natürlich vor allem durch niedrige Löhne bzw. Ge-
hälter erklären. Diese führen insbesondere dann zu Armut, 
wenn in einem Haushalt kein zusätzliches Einkommen erzielt 
wird. So sind beispielsweise Frauen unter den Erwerbsarmen 
deutlich überrepräsentiert – wenn man die Haushaltsebene au-
ßer Acht lässt –, da sie im Schnitt weniger verdienen als Männer 
und eher in Niedriglohnbereichen arbeiten. Wenn man Erwerbs-
armut allerdings, wie dies üblich ist, von der Haushaltsebene 
aus betrachtet, ist der Anteil von Frauen und Männern unter den 
Erwerbsarmen im Wesentlichen ausgeglichen. Dies liegt daran, 
dass das vergleichsweise niedrige Einkommen von Frauen oft-
mals durch das höhere Einkommen des Mannes ausgeglichen 
wird: Das eigene Einkommen der Frauen reicht nicht aus, um 
diese über die Armutsgrenze zu heben, erst das zusätzlich Ein-
kommen des Mannes bringt den Haushalt über die Armutsgren-
ze. Neben dem individuellen Einkommen ist das Haushaltsein-
kommen der zweite Erklärungsfaktor für Erwerbsarmut. Wenn 
das monatliche Nettoeinkommen eines Haushalts unterhalb der 
Armutsgrenze liegt, ist dies vor allem auf zwei Faktoren zurück-
zuführen: Zum einen auf die Zusammensetzung des Haushalts. 
Hier ist insbesondere das Verhältnis von erwerbstätigen und 
nicht erwerbstätigen Personen, z.B. Kindern oder Rentnern, re-
levant. Zum anderen sind die Transferzahlungen, die ein Haus-
halt von staatlicher Seite erhält, entscheidend. Sie können eine 
ungünstige Haushaltszusammensetzung ausgleichen und so 
einen Haushalt über die Armutsgrenze heben.  
 
2.3 Nationale Erklärungsfaktoren für Erwerbsarmut 
 
Der Einfluss dieser eben beschriebenen Faktoren, individueller 
Erwerbsstatus und Haushaltszusammensetzung bzw. Transfer-
zahlungen, auf das Zustandekommen von Erwerbsarmut ist 
sehr eindeutig. Welche Rolle nationale Faktoren spielen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Wenn das monat-
liche Nettoein-
kommen eines 
Haushalts unter-
halb der Armuts-
grenze liegt, ist 
dies vor allem auf 
zwei Faktoren 
zurückzuführen: 
Zum einen auf die 
Zusammensetzung 
des Haushalts. 
Hier ist insbeson-
dere das Verhält-
nis von erwerbstä-
tigen und nicht 
erwerbstätigen 
Personen, z.B. 
Kindern oder 
Rentnern, relevant. 
Zum anderen sind 
die Transferzah-
lungen, die ein 
Haushalt von 
staatlicher Seite 
erhält, entschei-
dend.“ 

 

 4



105

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
ist dagegen nicht ganz so offensichtlich. Nichtsdestotrotz sind 
nationale Rahmenbedingungen von zentraler Bedeutung für die 
Erklärung von Erwerbsarmut. Die wichtigsten nationalen Erklä-
rungsdimensionen für Erwerbsarmut lassen sich zu vier Grup-
pen bündeln: 
 
1. Wandel der Wirtschaftsstruktur: Im Zuge des technologi-

schen Wandels, wie z.B. der wachsenden Ausbreitung von 
Informationstechnologien, verschlechtern sich die Chancen 
von Geringqualifizierten auf dem Arbeitsmarkt. Ihre Chan-
cen auf einen Beruf mit einem auskömmlichen Einkommen 
werden zunehmend schlechter. Gleichzeitig wächst der An-
teil der Beschäftigten im Dienstleistungssektor, einem Sek-
tor, der durch eine hohe Lohnspreizung gekennzeichnet ist 
– sehr hohen Einkommen für z.B. Manager stehen extrem 
niedrige Löhne gegenüber z.B. im Einzelhandel oder in so-
zialen Berufen (Lohmann 2009). 

 
2. Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt: Die aktuellen Ent-

wicklungstendenzen auf dem Arbeitsmarkt sind durch die 
zunehmende Ausbreitung eines Niedriglohnsektors und ei-
ne wachsende Lohnspreizung gekennzeichnet – beide 
Entwicklungen haben einen entscheidenden Anteil an der 
wachsenden Zahl von Erwerbsarmen (OECD 2011). Ver-
stärkt wird dieser Trend durch den zunehmenden Bedeu-
tungsverlust der Gewerkschaften, insbesondere bei den 
Lohnverhandlungen und die bereits oben beschriebene ak-
tive Arbeitsmarktpolitik. Wenn der Bezug von Leistungen, 
wie z.B. bei Hartz IV, mehr und mehr an die Bedingung ge-
knüpft wird, jede Arbeitsgelegenheit anzunehmen, bedeutet 
dies, dass auch Tätigkeiten ausgeübt werden müssen, de-
ren Einkommen nicht dazu ausreicht, um Armut zu über-
winden. Es gibt berechtigte Gründe anzunehmen, dass eine 
solche Arbeitsmarktpolitik damit in einigen Fällen aus vor-
mals arbeitslosen Armen erwerbstätige Arme macht. In 
Deutschland ist die wachsende Zahl von sogenannten Auf-
stockern, d.h. von Personen, die Harz IV beziehen, weil ihr 
Arbeitseinkommen für einen soziokulturell angemessenen 
Lebensstandard nicht ausreicht, ein Beleg dafür.  

 
3. Wandel der Haushaltsstrukturen: Hier steht vor allem eine 

Entwicklung im Vordergrund: Die zunehmende Anzahl von 
Single-Haushalten, einem Haushaltstyp, der wie oben ge-
schildert, überdurchschnittlich oft von Erwerbsarmut betrof-
fen ist.  
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4. Wandel der sozialstaatlichen Rahmenbedingungen: Die 

Entwicklungen der Sozialpolitik in letzten Jahren sind deut-
lich durch einen allmählichen Rückzug des Sozialstaats aus 
vielen Lebensbereichen gekennzeichnet. Der Zugang zu 
staatlichen Leistungen wird zunehmend erschwert bzw. im-
mer mehr an bestimmte Bedingungen geknüpft. Gleichzeitig 
wird das Niveau der Leistungen mehr und mehr gesenkt. 
Daraus resultiert, dass Individuen ihren Lebensstandard zu-
nehmend allein über ihre Position auf dem Arbeitsmarkt si-
chern müssen. In Kombination mit einer wachsenden Sprei-
zung der Löhne und einer Ausbreitung des Niedriglohnsek-
tors führt dies zu einem Anstieg der Erwerbsarmut 
(Lohmann 2010; Strengmann-Kuhn 2003). 

 
2.4 Erwerbsarmut als Herausforderung für europäische  
      Sozialpolitik 
 
Nimmt man all die oben dargestellten Faktoren zusammen, so 
ergibt sich ein vielschichtiges Bild an Mechanismen, die die zu-
nehmende Ausbreitung von Erwerbsarmut erklären. Entspre-
chend vielseitig sind damit auch die Ansatzpunkte zur Vermei-
dung bzw. Verringerung der Zahl an erwerbsarmen Haushalten. 
Klar ist, dass heutzutage nicht die reine Quantität der Arbeit, 
sondern auch ihre Qualität von entscheidender Bedeutung für 
die Verringerung von Armut ist. Auf Seiten der EU-Politik hat 
sich diese Erkenntnis inzwischen durchgesetzt. Sie mündet im 
Rahmen der Europa2020-Strategie in der Forderung nach 
„mehr und besseren“ Arbeitsmöglichkeiten. Doch allein mit einer 
solchen Forderung ist es nicht getan. Um Erwerbsarmut nach-
haltig zu bekämpfen und damit nicht zuletzt auch den finanziel-
len Druck für die europäischen Sozialstaaten zu verringern, ist 
eine umfassende und zielgerichtete Förderung der benachteilig-
ten Bevölkerungsgruppen notwendig. Bessere Bildung und be-
rufliche Qualifikation sind zwei der Schlüssel für den Zugang zu 
gut bezahlten Berufen und damit zu einer Verringerung von Er-
werbsarmut. Gleichzeitig spricht vieles dafür, dass auch Politik 
und Wirtschaft gefordert sind, angemessene Löhne und Gehäl-
ter zu zahlen, die es dem Einzelnen ermöglichen, „von seiner 
Hände Arbeit“ zu leben. Nicht zuletzt ist zur Verringerung von 
Erwerbsarmut auch eine Politik nötig, die Doppelverdiener-
Haushalte durch eine gezielte Förderung von Frauenerwerbstä-
tigkeit, z.B. durch Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, unterstützt. Nur durch eine Bündelung all 
dieser Maßnahmen lässt sich Erwerbsarmut dauerhaft verrin-
gern. Hier sind die einzelnen Staaten wie auch die europäische 
Sozialpolitik gleichermaßen gefordert. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Klar ist, dass 
heutzutage nicht 
die reine Quantität 
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Armutsatlas Europa:  
Überlegungen zu einem europäischen  
Sozialdialog  
 
Dr. Rudolf Martens 
Paritätische Forschungsstelle 
Berlin 
 
1. Populismus und Chauvinismus im Europa ohne Europäer 
 
In den Jahren der Abstimmungen über die neue europäische 
Verfassungsurkunde wurde in der politischen Diskussion und in 
den europäischen Medien anhaltend über die Bürgerferne des 
Europakonzeptes und das Eigenleben der EU-Bürokratie Klage 
geführt. In der seit drei Jahren anhaltenden Krise des EUR und 
der EU rächt sich diese Tatsache eines Europa ohne Europäer: 
Die Krisenerklärungen durch Politik und Medien mit ihren Ver-
fälschungen und Schuldzuweisungen konnten lange weder ver-
standen noch durchschaut werden und förderten Populismus 
und Chauvinismus.1 
 
Die Rettungskosten der Südeuropäischen Banken wurden nicht, 
wie es wegweisend gewesen wäre, als Bankschulden bezeich-
net, sondern irreführend als Staatsschulden deklariert. Dabei 
darf die Rolle der deutschen, französischen und österreichi-
schen Banken nicht vergessen werden, die die südeuropäi-
schen aber auch osteuropäischen Volkswirtschaften mit Kredi-
ten geflutet haben. Oftmals waren die Kreditgeschäfte ungenü-
gend mit Eigenkapital gesichert. 2 Die Destabilisierung vor allem 
der südeuropäischen Volkswirtschaften durch die Exportüber-
schüsse der deutschen Großwirtschaft gegenüber den europäi-
schen Nachbarländern wird statt als Krisenursache als Vorbild 
und Beispiel behauptet.3 
 
Die Drohungen deutscher Politiker mit Sparkommissaren, 
Staatsinsolvenz und EU-Ausschluss Griechenlands4 und die 
hemmungslosen Beschuldigungen und Verunglimpfungen Grie-
chenlands in Talk-Shows und Boulevardmedien5 haben in 
Deutschland eine sachgerechte Diskussion verhindert. Die Ur-
sachen der Krise, die wechselseitige Abhängigkeit von „Sparen“ 
und „Wachstum“ und die Unerlässlichkeit einer zwischen den 
Euro-Staaten abgestimmten Wirtschaftspolitik – diese Themen 
fanden keinen Eingang in die öffentliche Diskussion.6 Dies galt 
bis zu den Wahlen in Frankreich, Griechenland, Italien und 
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„Die Krisenerklä-
rungen durch Poli-
tik und Medien mit 
ihren Verfälschun-
gen und Schuld-
zuweisungen 
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noch durchschaut 
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und Chauvinis-
mus." 
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3
 Hoffmann, Catherine: Operation Selbstbetrug. In: Süddeutsche Zeitung, 16./17.05.2012. 
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Nordrhein-Westfalen. Danach trat die Anatomie der Krise der 
Europäischen Währung und der Europäischen Union offen zu-
tage. 
 
Im Laufe des Frühjahrs 2012 hatte der von der deutschen Politik 
durchgesetzte Fiskalpakt in den europäischen Ländern zu wir-
ken begonnen: Mehrwertsteueranhebungen, Rentenkürzungen, 
Lohn- und Mindestlohnsenkungen, Abbau öffentlicher Daseins-
vorsorgeleistungen, Privatisierung öffentlicher Unternehmen 
etc.7 Anfang Mai 2012 waren bereits neun von 17 Euro-Staaten 
in die Rezession gefallen und für weitere vier Länder, darunter 
Deutschland selbst, drohte die gleiche Entwicklung.8 
 
Nun reagierten nicht mehr nur die Arbeitnehmerorganisationen 
und Protestbewegungen, sondern auch die parlamentarisch-
demokratischen Systeme in Europa und Deutschland: Abgestuft 
nach dem Grad der Zerstörung der jeweiligen Volkswirtschaften 
und der Verarmungsopfer der jeweiligen Bevölkerungen wählten 
die Bürger in Griechenland, Italien, Frankreich und Nordrhein-
Westfalen Parteien, die sie nicht länger durch simple und rigo-
rose Einsparungen zur Re-Finanzierung der Schulden der Ban-
ken bzw. zur Bedienung der Forderungen der Großvermögen 
via Staatshaushalte zwingen würden. 
 
Die sich bis in die Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen fort-
setzende Schockwelle dieser Wahlen – vor allem im Süden und 
einige Monate zuvor im Osten der EU – beleuchteten grell die 
Tatsache, dass es offenbar die deutschen Exportkonzerne, die 
deutschen Großbanken und der deutsche Staatshaushalt sind, 
die an der Krise der anderen EU-Länder verdienen. Während in 
Griechenland die Mindestlöhne um 22 Prozent gesenkt wurden 
und die Mehrwertsteuer von 19 auf 23 Prozent angehoben wur-
de, boomt bei der deutschen Exportwirtschaft der Umsatz mit 
den Schwellenländern. Zugleich werden die deutschen Banken 
mit Fluchtkapital aus den europäischen Krisenländern über-
schwemmt und werden Milliarden deutscher Staatsanleihen von 
internationalen Anlegern zu Nullzinsen finanziert.9 Zusammen 
mit den Niedrigzinsen der Europäischen Zentralbank heizt diese 
Entwicklung das Investitionswachstum im deutschen Exportsek-
tor weiter an und erlaubt dem Bundeshaushalt enorme Einspa-
rungen bei den Anleihezinsen.10 
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 Balser, Markus: Einsam Wunderland. In: Süddeutsche Zeitung, 16./17.05.2012; Böll et al.: Weiter 
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In der Öffentlichkeit wurde Deutschland – insbesondere nach 
den Schockwahlen in Frankreich und Griechenland – in einer 
wachsenden Frontstellung gegenüber den übrigen Euro- und 
EU-Staaten gesehen. Die Themen lauteten: „Allein unter Frem-
den“,11 „Deutschland gegen den Rest der Welt“12 und „Deutsch-
land als Feind“.13 In dieser Diskussion blitzte auf, was die ei-
gentliche Krisenstrategie des deutschen Machtkartells sein 
könnte: Die durchaus existierenden Konkurrenzindustrien in 
Frankreich, Italien und Spanien, selbst in Portugal werden unter 
Ausnutzung der Bankenkrise und der damit verbundenen Kre-
ditrestriktion und Kreditverteuerung ausgeschaltet.14 Zwar sind 
damit zwangsläufig Exporteinbußen im innereuropäischen Markt 
für die deutsche Exportwirtschaft verbunden, durch eine offensi-
ve Ausrichtung auf China, Indien, Brasilien und Osteuropa kön-
nen diese Verluste aber kompensiert werden. Neben der Kapi-
talflucht haben Wirtschaftsrezession und die ungewissen Aus-
sichten der Südländer zu einer merklichen Zuwanderung von 
Fachkräften nach Deutschland geführt: Fachkräfte, für die 
Deutschland keine Bildungs- und Ausbildungskosten aufbringen 
musste und die den Südländern künftig fehlen werden.15 
 
Ende Mai 2012 wurden Überlegungen zur Einführung einer Pa-
rallelwährung in Europa in die Öffentlichkeit gebracht: Bei wei-
terbestehendem Euro sollten die wirtschaftsstärksten und zah-
lungskräftigsten Euro-Länder eine privilegierte „Guldenmark“ 
einführen, die höher bewertet wäre als der ordinäre Euro und 
die in Europa eine Rolle spielen soll wie der US-Dollar „in der 
Karibik“.16 Dies ist zuzusagen die wirtschaftsimperiale Variante. 
Die wirtschaftsnationale Variante wurde im Mai 2012 darin ge-
sehen, dass wirtschaftsschwache und überschuldete Länder 
aus dem für sie zum Zwangssystem gewordenen Euro ausstei-
gen sollten.17 
 
Dabei ist die in den deutschen Medien und von deutschen Spit-
zenpolitikern betriebene Verunglimpfung der Wahlsieger der 
Parlamentswahlen in Italien vom Februar 2013 als Populisten18 
oder gar „Clowns“ das getreue Abbild eines macht-bornierten 
gar nicht verstehen Wollens. Dieses Wahlergebnis ist nichts we- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„…ist die in den 
deutschen Medien 
und von deutschen 
Spitzenpolitikern 
betriebene Verun-
glimpfung der 
Wahlsieger der 
Parlamentswahlen 
in Italien vom Feb-
ruar 2013 als Po-
pulisten oder gar 
„Clowns“ das ge-
treue Abbild eines 
macht-bornierten 
gar nicht verstehen 
Wollens.“ 

                                                 
11

 Gammelin, Cerstin: Allein unter Fremden. In: Süddeutsche Zeitung, 22.05.2012. 
12

 Piper, Nikolaus: Deutschland gegen den Rest der Welt. In: Süddeutsche Zeitung, 21.05.2012. 
13
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14
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niger als die spezifische italienische Antwort19 auf den finanzka-
pitalistischen Administrator der deutsch inspirierten Austeritäts-
strategie Mario Monti: Beppo Grillo, gewählt vor allem von den 
ausgegrenzten Jungen, und Silvio Berlusconi, gewählt von den 
kleinen Selbständigen, Medienschaffenden und auch von mafi-
osen Strukturen und Netzwerken. 
 
2. Europäische Armutsgeographie: Sparpolitik und Fiskal-  
    pakt zerrütten die Europäische Union 
 
Schon in der deutschen Armutsdiskussion hat sich gezeigt, dass 
eine regionale und kartographische Darstellung der unterschied-
lichen Verarmungsgrade in Deutschland20 nach zwei Seiten er-
kenntnisfördernd ist: Die Armutsdiskussion wurde gezwungen, 
über die individuell-personalen Aspekte hinaus, die gesamt- und 
regionalwirtschaftlichen Entwicklungen in den Blick zu neh-
men.21 Fast alle staatlichen Maßnahmen - wie beispielsweise 
das 2010 beschlossene Kürzungspaket („Haushaltsbegleitge-
setz“) - haben regionale Wirkungen. Eine Kartographie dieses 
Kürzungspakets in Verbindung mit regionalen Armutsquoten 
legen die regional zugespitzten Brennpunkte dieser Austeritäts-
politik offen.22 Es wäre wünschenswert, dass eine europaregio-
nale und kartographische Darstellung der Armutsquoten eine 
vergleichbare politische Wirkung für einen europäischen Sozial-
dialog entfaltet. 
 
Das ursprüngliche Ziel der Europäischen Einigung und der Eu-
ropäischen Union war die Förderung des wirtschaftlichen 
Wachstums und des sozialen Ausgleichs in den leistungs-
schwächeren Mitgliedsstaaten. Dieses Ziel scheint derzeit ferner 
denn je zu sein. Seit Ende der 2000er Jahre hat sich die Finanz- 
und Wirtschaftskrise auf die Staatshaushalte und vor allem auf 
die Wirtschaft der Euro-Länder ausgeweitet. Sowohl aus den 
Wirtschaftswissenschaften heraus wie auch aus internationalen 
Wirtschaftsorganisationen – wie IWF, OECD, ILO, G20 – meh-
ren sich warnende Stimmen vor der von der Bundesregierung 
verordneten „überzogen harten Sparpolitik“ (Gustav Horn). Die-
se wirke sich gegenüber den Krisenländern sehr nachteilig aus. 
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be. In: Süddeutsche Zeitung, 1.3.2013. 
20
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Eine ganze Reihe von EU-Mitgliedsstaaten und insbesondere 
der Euro-Raum würden geradezu in die Rezession hineinge-
spart. Dies zeigt inzwischen auch Rückwirkungen auf Deutsch-
land, dessen exportabhängige Wirtschaft dies spürt. 
 
Nicht nur die wirtschaftliche Krise, sondern auch die politischen 
Ereignisse zeigen, dass die durch den Fiskalpakt noch ver-
schärfte sogenannte Sparpolitik den politischen Zusammenhalt 
zwischen den EU- und Euro-Mitgliedern und den sozialen Zu-
sammenhalt in den jeweiligen Gesellschaften zerrüttet. Neben 
zahlreichen Regierungswechseln wie Dauerprotesten ist das 
Anwachsen separatistischer Bewegungen in Belgien, Großbri-
tannien, Norditalien und Spanien ein deutliches Symptom der 
sozialen und politischen Krise. 
 
Ein anschauliches Maß für das ökonomische und soziale De-
stabilisierungsrisiko ist die Armutsquote – besonders auch die 
Kinder-Armutsquote – in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten. 
Die Armutsquoten zeigen letztlich an, ob und inwieweit in den 
vorausgegangenen Jahren die Wertschöpfungen in den unter-
schiedlichen Ökonomien gleichmäßig oder ungleichmäßig ver-
teilt wurden. Dabei ist eine tendenziell gleichmäßige Verteilung 
der Wertschöpfung eine wesentliche Voraussetzung für das 
Wachstum bzw. Binnenwachstum einer Volkswirtschaft. 
 
In der Betrachtung der Armutsquoten in der EU für 2010/2011 
(Karte 1) zeigen sich neben den bekanntlich strukturschwachen 
Ländern Rumänien und Bulgarien für die Euro-Länder Griechen-
land und Spanien dramatisch hohe Armutswerte. In diesen Län-
dern ist das schon massiv beeinträchtigte Wirtschaftswachstum 
zusätzlich extrem ungleich verteilt. Damit ist ein wirtschaftlicher 
Abstieg vorprogrammiert. Dieses Destabilisierungsrisiko ist auch 
in weiteren Euro-Ländern zu beobachten. Italien lag schon bei 
der Erhebung der Kinderarmutsquoten 2009 auf gleich hohem 
Niveau wie Griechenland und Spanien. Verschärfte Sparpro-
gramme und Fiskalpakt destabilisieren in kürzester Zeit den ge-
samten südlichen EU-Raum. Der teilweise Zusammenbruch des 
Automarktes dort zeigt dies überdeutlich. 
 
Sparprogramme als Kürzungen der Einkommen und Sozialein-
kommen treiben die Armutsquoten hoch und verringern die In-
landskaufkraft der jeweiligen EU-Länder. Auch die als angebli-
ches Mittel zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit gepriesenen 
Strukturreformen erhöhen die Ungleichverteilung der Wert-
schöpfung und damit der Einkommen. Dies ist ablesbar an stei-
genden bzw. permanent hohen Armutsquoten. 
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und Euro-
Mitgliedern und 
den sozialen Zu-
sammenhalt in den 
jeweiligen Gesell-
schaften zerrüttet.“ 
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Karte 1: Personen mit einem verfügbaren Äquivalenzeinkommen unterhalb  
              der Armutsschwelle, die bei 60 % des nationalen verfügbaren  
              Medianäquivalenzeinkommens (nach Sozialtransfers) liegt. 

 
Quelle: EUROSTAT, 15. Oktober 2012. 
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Karte 2: Entwicklung der Reallöhne in der Europäischen Union  
              zwischen 2010 und 2012.  
 

 
Quelle: Schulten, Thorsten (2012): Europäischer Tarifbericht des WSI – 2011/2012.  
In: WSI-Mitteilungen, H. 6/2012, S. 455. 
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Erklärtes Ziel des von der Bundesbank schon vor einigen Jah-
ren ausgegeben Konzeptes zum Abbau der Unterschiede in der 
Leistungsfähigkeit der EU-Volkswirtschaften ist die Dämpfung 
oder sogar die Senkung der Reallöhne. Wenn dann in einer Kri-
sensituation Reallohnsenkungen auf bereits hohe Armutsquoten 
treffen, ist die Gefahr einer weiter sinkenden Wirtschaftsleistung 
übergroß. Noch schärfere Ungleichverteilung der Einkommen 
und weiter erhöhte Armutsquoten wären die Folgen.  
 
Die Karte der Entwicklung der Reallöhne in der EU von 2010 bis 
2012 (Karte 2) zeigt die beschriebene Konstellation für Grie-
chenland und Spanien, aber auch Italien erscheint als gefähr-
det. Anstelle einer solidarischen, d.h. sozialstaatlichen Weiter-
entwicklung des Sozialmodells Europa, hat sich damit die Stra-
tegie der neoliberalen Zerstörungstheoretiker unter Führung der 
deutschen Bundesregierung in Europa durchgesetzt.23 Aus dem 
Institut der deutschen Wirtschaft kommt dazu ein entsprechen-
der Neuordnungsvorschlag für den Wirtschafts- und Sozialraum 
Europa als unausgesprochenes Ergebnis von Sparpolitik und 
„Fiskalpakt“: Die Bildung eines Kern-Europas um Frankreich 
und Deutschland.24 
 
3. Polyzentrisches Sozial-Europa oder monozentrisches  
    Kapital-Europa 
 
Das stets als Besonderheit gemeinsamer Wachstumsförderung 
und Wirtschaftsentwicklung Europas beschworene „Sozialmo-
dell Europa“25 besteht auch in einer spezifischen „räumlich aus-
gewogenen und nachhaltigen Entwicklung der Europäischen 
Union“.26 Drei Ziele werden damit verfolgt: Wirtschaftlicher und 
sozialer Zusammenhalt, Erhaltung und Management der natürli-
chen Lebensgrundlagen und des kulturellen Erbes sowie aus-
geglichenere Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Rau-
mes.27 Diese Ziele sollen durch ein Polyzentrisches Europa er-
reicht werden.28 Derzeit gibt es nur eine „herausragende größe-
re geographische Zone weltwirtschaftlicher Integration: Den 
Kernraum der EU, der das von den Metropolen London, Paris, 
Mailand, München und Hamburg begrenzte Gebiet umfasst.“29 
Darüber hinaus gibt es einige isolierte Wachstumsinseln wie 
z.B. Barcelona oder die Öresundregion. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Anstelle einer 
solidarischen, d.h. 
sozialstaatlichen 
Weiterentwicklung 
des Sozialmodells 
Europa, hat sich 
damit die Strategie 
der neoliberalen 
Zerstörungstheore-
tiker unter Führung 
der deutschen 
Bundesregierung 
in Europa durch-
gesetzt.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                 
23

 Schulmeister, Stephan: Ausgetrickst von den Chicago-Boys. In: Süddeutsche Zeitung, 
23/24.06.2012. 
24

 Hüther, Michael: Europa neu denken: Kern und Peripherie. In: Süddeutsche Zeitung, 29.07.2012. 
25

 Pontusson, Jonas (2006): Wohin steuert das soziale Europa? In: WSI-Mitteilungen. Hrsg.: Hans-
Böckler-Stiftung, Düsseldorf 10/2006, S. 532-539. 
26

 Europäische Kommission (Hrsg.)(1999): EUREK – Europäisches Raumentwicklungskonzept, Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, Luxemburg. 
27

 A.a.O., Vorwort. 
28

 A.a.O., S. 21. 
29

 A.a.O., S. 21. 
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Es bedarf daher einer Raumordnungspolitik, die auf die Schaf-
fung mehrerer dynamischer Zonen weltwirtschaftlicher Integrati-
on abzielt.30 
 
In zahlreichen Untersuchungen zur wirtschafts- und sozialräum-
lichen Gestaltung und Entwicklung Europas, insbesondere zur 
unterschiedlichen „Wettbewerbsfähigkeit“ seiner Teilräume, wird 
die ausgeprägte Monozentralität beschrieben: Eine Konzentrati-
on hoher Werte für die Wachstumsfaktoren Verkehrsraumlage, 
Arbeitskosten, Produktivität, wirtschaftliche Infrastruktur, For-
schung und Entwicklung etc. auf den Korridor London-Mailand, 
die „Blaue Banane“.31  
 
Dieser ausgeprägten Zentrum-Peripherie-Situation bei den 
Wachstumsfaktoren stehen bei den Wachstumsresultaten wie 
bspw. der Beschäftigung vor allem im Europa-Süden bislang 
bessere Ergebnisse gegenüber.32 Untersuchungen haben schon 
zu Beginn der 1990er Jahre darauf hingewiesen, dass sich im 
südeuropäischen „Sunbelt“ mit Valencia, Barcelona, Lyon und 
Nizza eine junge und leistungsfähige durch Forschung und Ent-
wicklung geprägte High-Tech-Zone herausbildet, die als „Her-
ausforderer“ für die alte Kernzone der „Blauen Banane“ bzw. 
des „Pentagon“ mit London, Paris, Mailand, München und Ham-
burg zu sehen ist.33 
 
Die Staatsschuldenkrise als eine umgewandelte Bankenkrise 
gefährdet diese hoffnungsvollen Entwicklungen außerhalb Ker-
neuropas. Anstelle eines polyzentrischen Sozialeuropas kann 
die Krise zu einem monozentrischen Kapitaleuropa als Dauer-
zustand führen. In einem Beitrag des Instituts der deutschen 
Wirtschaft zur Euro-Debatte heißt das: „Europa neu denken: 
Kern und Peripherie“.34 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Staatsschul-
denkrise als eine 
umgewandelte 
Bankenkrise ge-
fährdet diese hoff-
nungsvollen Ent-
wicklungen außer-
halb Kerneuropas. 
Anstelle eines 
polyzentrischen 
Sozialeuropas 
kann die Krise zu 
einem monozentri-
schen Kapitaleu-
ropa als Dauerzu-
stand führen.“ 

                                                 
30

 Ebda. 
31

 Nerb et al. (1992): Großräumige Entwicklungstrends in Europa und wirtschaftspolitischer Hand-
lungsbedarf. In: Ifo-Schnelldienst, Hrsg.: Ifo Institut für Wirtschaftsforschung, München 17/18-1992, S. 
13-21 und Schmidt, Volker; Sinz, Manfred (1993): Gibt es den Norden des Südens? Aspekte regiona-
ler Wettbewerbsfähigkeit in der Europäischen Gemeinschaft. In: Informationen zur Raumentwicklung. 
Hrsg.: Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 9/10-1993, S. 593-618, 
bes. S. 606 ff. 
32

 Ebda. 
33

 Nerb et al.(2000): A.a.O., S. 19. Schön, Karl-Peter: Das Europäische Raumentwicklungskonzept 
und die Raumordnung in Deutschland. In: Informationen zur Raumentwicklung. Hrsg.: Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung, Bonn 3/4-2000, S. IV. Der Kernraum Europas innerhalb der Metropolen 
London, Paris, Mailand, München, Hamburg verfügte im Jahre 2000 über 20 Prozent der Fläche, 40 
Prozent der Bevölkerung und 50 Prozent des BIP der EU. 
34

 Hüther, Michael: A.a.O und Hirschel, Dirk: Tief gespaltenes Euroland. In: Süddeutsche Zeitung, 
29.04.2010. Wie die eigenartigen  Vertragskonstruktionen der Rettungs- und Sparverträge, d.h. der 
ESM- und Fiskalverträge per se den EU- und den Euroraum fragmentieren. Zielcke, Andreas: Eine 
neue Kontur Europas. In: Süddeutsche Zeitung, 21./22.07.2012 
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4. Europäischer Sozialdialog als Antwort auf die Krise 
 
Bislang war Europa nicht viel mehr als ein sich stetig ausdeh-
nender Binnenmarkt sowohl durch Einbeziehung immer neuer 
Mitgliedsstaaten wie auch durch zunehmende Privatisierung der 
öffentlichen Daseinsvorsorge. Abseits der politischen Sonntags-
rhetorik war das europäische Hauptmotiv Profitsteigerung, Kon-
kurrenzförderung und Sozialsstandardabbau - kurz: Kapitaleu-
ropa.  
 
Nunmehr wird Europa, nachdem es von seinem stärksten Ak-
teur zum bloßen Hinterland degradiert wird, als Sozialeuropa 
vorangetrieben werden müssen. Die Protestaktionen und Platz-
okkupationen in Großbritannien, Spanien und auch in Frankfurt 
am Main sind eine Art Vorbote dafür, dass – neben den Risiken 
für Arbeitnehmer, Rentner, Arbeitslose etc. – die EU auch etli-
che Chancen bietet, die nun verteidigt und verwirklicht werden 
müssen. 
 
In der Öffentlichkeit wird durchaus erkannt und bedacht, dass 
die von der deutschen Politik empfohlene Nachahmung des Ge-
schäftsmodells Deutschland durch die anderen Länder Europas 
weder ernst gemeint ist, denn dann würde ja mehr Konkurrenz 
entstehen, noch ernsthaft machbar ist, denn die Gesellschaften 
und Volkswirtschaften sind eben höchst unterschiedlich.35 
 
In der Öffentlichkeit wird auch durchaus bemerkt, dass gerade 
in Griechenland in Folge der dortigen breiten Verarmung auf 
vorkapitalistische Formen der gesellschaftlichen Reproduktion 
bzw. Existenzsicherung zurückgegriffen wird: Ausschluss des 
Zwischenhandels durch Direktvermarktung von Agrarprodukten, 
Tauschhandel und Parallelwährungen.36 Dies erinnert an die 
Zeit der Alternativprojekte in den 1970er und 1980er Jahren in 
Deutschland, aus denen nicht zuletzt die regenerative Energie-
wirtschaft unserer Tage hervorgegangen ist. 
 
Es wird eine herausragende Aufgabe der Gewerkschaften, der 
Sozialverbände und der Wohlfahrtsverbände sein, den sponta-
nen Protestbewegungen und Alternativwirtschaften in Europa 
mit ökonomischen und politischen Konzepten die erforderlichen 
Grundlagen und die ergänzenden Rahmenbedingungen dafür 
zu bieten, das angestrebte Sozialeuropa auch tatsächlich 
durchsetzen zu können.37 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Es wird eine her-
ausragende Auf-
gabe der Gewerk-
schaften, der So-
zialverbände und 
der Wohlfahrtsver-
bände sein, den 
spontanen Pro-
testbewegungen 
und Alternativwirt-
schaften in Europa 
mit ökonomischen 
und politischen 
Konzepten die 
erforderlichen 
Grundlagen und 
die ergänzenden 
Rahmenbedingun-
gen dafür zu bie-
ten, das ange-
strebte Sozialeu-
ropa auch tatsäch-
lich durchsetzen 
zu können.“ 

                                                 
35

 Hoffmann, Catherine: Operation Selbstbetrug. In: Süddeutsche Zeitung 16./17.05.2012. 
36

 Hatsakis, Sortiris: Was wir sehen ist eine neue Revolution. In: Süddeutsche Zeitung, 
04.05.2012 und Strittmatter, Kai: Blühende Phantasie. In: Süddeutsche Zeitung, 02.05.2012. 
37

 Deutscher Gewerkschaftsbund (Hg.)(2012): Ein Marshallplan für Europa. Vorschlag des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes für ein Konjunktur-, Investitions- und Aufbauprogramm für Europa. DGB Bun-
desvorstand, Berlin. 
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In einem neuen europäischen Sozialdialog müssen einige zent-
rale Themenstellungen in Europäischen Sozialforen nunmehr 
von den Bürgern, nicht mehr von den Bürokraten und Spekulan-
ten, diskutiert werden. Beispielhaft werden folgende acht The-
men für Europäische Sozialforen aufgezählt: 
 

1. Obligatorische Grundsicherung, 

2. koordinierte Mindestlöhne, 

3. Lebensarbeitszeitbudgetierung, 

4. Erwerbstätigen- statt Arbeitslosenversicherung, 

5. gemeinwirtschaftliche Gesundheits- und Pflegeversorgung, 

6. Leitbilder für rückläufige und entlegene Regionen in der EU, 

7. Sozialfinanzierung aus der Wertschöpfung, 

8. Besteuerung von Wertschöpfung, Exportüberschüssen, Fi-
nanzgeschäften und Vermögen in der EU. 

 
Wichtige Voraussetzungen zur Stabilisierung der Europäischen 
Union sind ein möglichst rascher Wiederaufbau der Sozialein-
kommen und eine Sicherung der Sozialsysteme. Entsprechend 
umgesetzte sozialpolitische Forderungen entfalten neben der 
Bekämpfung der Armut auch bedeutende ökonomische Impulse. 
 
 
 
 

„In einem neuen 
europäischen So-
zialdialog müssen 
einige zentrale 
Themenstellungen 
in Europäischen 
Sozialforen nun-
mehr von den Bür-
gern, nicht mehr 
von den Bürokra-
ten und Spekulan-
ten, diskutiert wer-
den.“ 
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Wir brauchen europaaktive Sozialverbände: 
Für ein starkes Sozialbündnis in Europa  

Josef Neumann MdL 
Stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses  
für Europa und eine Welt im Landtag NRW 
Mitglied des Kongresses der Gemeinden und Regionen  
Europas (KGRE)  
Düsseldorf  

1. Wie kann und muss das Soziale Europa aussehen?   

In diesen Tagen wird wieder viel über Europa geredet! Aller-
dings nicht in dem Sinne, wie es eigentlich wünschenswert wä-
re. Die Europäische Union durchlebt derzeit eine ihrer schwie-
rigsten Phasen. Die Schlagzeilen werden durch die Schulden-
krise beherrscht, mit immer neuen Krisenszenarien. Die ver-
meintliche Lösung der Probleme, eine stringente Haushaltspoli-
tik, wird selbst zum Problemverursacher. Viele Länder sehen 
sich mit einer hohen, insbesondere Jugendarbeitslosigkeit kon-
frontiert und einige Kommentatoren gar diagnostizieren, dass 
man mit dem gegenwärtigen Krisenmanagement hinter die be-
reits erreichten sozialen Standards und sozialpolitischen An-
sprüche zurückfällt.   

Europa bewegt also stärker denn je die Gemüter der Bürgerin-
nen und Bürger, allerdings vornehmlich verbunden mit manifes-
ten Ängsten vor Sozialdumping und dem Abbau öffentlicher So-
zialleistungen. Dies sind alles andere als gute Vorzeichen für 
das europäische Projekt, mit dem unsere Väter und Großväter 
nach den schrecklichen Erfahrungen des Krieges so viel Hoff-
nung verbunden haben. Gleichwohl gilt es, gerade in Zeiten wie 
diesen, an die unbestreitbar positiven Errungenschaften des 
europäischen Einigungs- und Integrationsprozesses zu erin-
nern. Denn das gemeinsame Europa ist mehr als Schulden-
schnitte, Fiskalpakt oder Bankenkrise.   

Der entscheidende Mehrwert des Zusammenwachsens der eu-
ropäischen Völker und Staaten liegt in einer bislang nie gekann-
ten Friedensperiode auf unserem Kontinent, in einer einzigarti-
gen kulturellen Vielfalt, in grenzenloser Reise- und Niederlas-
sungsfreiheit und in der Schaffung institutioneller Rahmenbe-
dingungen, die ein Höchstmaß an demokratischer Freiheit und 
wirtschaftlicher Effizienz gewährleisten. Somit kann, bei allen 
Problemen, ein insgesamt positives Fazit der bisherigen EU-
Bilanz gezogen werden. Allerdings: Wie kann und muss das 
Soziale Europa aussehen? Und wie können daran die Sozial- 
und Wohlfahrtsverbände nachhaltig mitwirken? Denn eine ein-
seitig ökonomisch intendierte und angetriebene Integration kann 
nicht das politische Ziel des europäischen Einigungsprozesses 
sein. Darin sind wir uns alle einig. 

 

Josef Neumann   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„…das gemeinsa-
me Europa ist 
mehr als Schul-
denschnitte, Fis-
kalpakt oder Ban-
kenkrise.“  
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Die Legitimation des europäischen Modells erschöpft sich eben 
nicht in ökonomischen Kennzahlen, sondern auch und gerade in 
seiner demokratischen und sozialen Strahlkraft. Dies ist ebenso 
ein Erbe der humanistischen Aufklärung, der wir uns verpflichtet 
fühlen. Das aktuell mit brachialen Argumenten vorgetragene 
Spardiktat erhöht allerdings die Gefahr des Sozialabbaus, ver-
stärkt zudem die Rezession und untergräbt das Vertrauen der 
Menschen in die objektive Notwendigkeit des eingeschlagenen 
Weges. 
 
2. Stärkere Vernetzung der Sozial- und Wohlfahrtsverbände 
    mit anderen Nichtregierungsorganisationen in Europa 
 
Die Sozial- und Wohlfahrtsverbände und ihre Dachorganisatio-
nen haben denn auch immer betont, dass ein Europa für die 
Menschen nur durch ein Gleichgewicht zwischen Wirtschafts-
kraft und sozialer Verantwortung gewährleistet werden kann. 
Dies ist richtig und zugleich in der Geschichte der EU immer ein 
schwieriges Unterfangen gewesen. Wir wissen alle, dass der 
ökonomische Primat soziale Fragen und Ziele in der EU oftmals 
an den Rand gedrängt hat. Dies mag seit den Vertragswerken 
von Maastricht und Lissabon ein Stück weit relativiert worden 
sein. Aber dennoch gilt: Viele soziale Regelungen auf nationaler 
Ebene wurden zugunsten des europäischen Binnenmarktes 
schlichtweg abgeschafft. Gerade die Wohlfahrtsverbände wis-
sen, wie schwierig es war und ist, ihre letztlich gemeinnützige 
Arbeit, die sicherlich in der Qualität und Bandbreite in Deutsch-
land einzigartig ist und somit einen Sonderfall darstellt, gegen-
über einer weitreichenden Unterordnung unter die Marktlogik zu 
behaupten. Diese von den deutschen Verbänden grundsätzlich 
geführte Debatte ist notwendig und bedarf politischer Flankie-
rung, die letztlich nur durch eine stärkere europäische Vernet-
zung auch mit anderen Nichtregierungsorganisationen geleistet 
werden kann.   
 
Das Aufgabenspektrum speziell der Sozialverbände für die Da-
seinsvorsorge ist breit angelegt: 
 
- Erhalt und Fortentwicklung von finanzierbaren Sozialsystemen;
- Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung und Armut; 
- Gestaltung des demographischen Wandels; 
- Bildungsgerechtigkeit. 
 
Unter diesen Kategorien lässt sich eine Vielzahl von politisch 
sinnvollen Forderungen fassen, die zu einem sozial gerechteren 
Europa beitragen können. Und kein Ziel lässt sich ausschließ-
lich national noch erreichen, dazu sind die europäischen Vorga-
ben zu engmaschig und die Notwendigkeiten eines auch sozial 
integrierten Europas zu offenbar. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Viele soziale Re-
gelungen auf nati-
onaler Ebene wur-
den zugunsten des 
europäischen Bin-
nenmarktes 
schlichtweg abge-
schafft.“  
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3. Unterschiedliche Sozialstaatsmodelle aber soziale  
    Mindeststandards  
 
Wir wissen, dass sich historisch gewachsen höchst unterschied-
liche Sozialstaatsmodelle und -traditionen in den einzelnen Län-
dern entwickelt haben. Besonders die deutschen Wohlfahrts-
verbände spüren dies, da ihr Modell eines systemisch hohen 
Organisationsgrades und ihrer Wirkmächtigkeit auf nationaler 
Ebene nicht selten mit den Erfahrungen auf europäischer Bühne 
kontrastieren. Das Verhältnis der zentralen Akteure Staat, Zivil-
gesellschaft und Wirtschaft erfährt in Europa im nationalen Rah-
men höchst unterschiedliche Gewichtungen. Das mögen uns die 
deutlichen Differenzen zwischen angelsächsischer, skandinavi-
scher und kontinentaleuropäischer Sozialstaatsinterpretation 
plastisch vor Augen führen. Dennoch gilt, dass, bei aller Kennt-
nis der Unterschiedlichkeiten, wir im konstruktiven Diskurs die 
Verbindungslinien eines sozialen Europas herausarbeiten und 
unterstreichen müssen - mit einer klaren Positionierung in Fra-
gen sozialer Mindeststandards und zu erreichender sozialpoliti-
scher Zielgrößen.    
 
Umso notwendiger erscheint es, dass die deutschen Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände ihre Europafähigkeit und damit ihren Ein-
flussradius verstärken. Ein Nachlassen in diesem Bemühen 
führt in Konsequenz zur Existenzfrage bspw. der deutschen 
Wohlfahrtpflege in ihrer jetzigen Form. Das mögen uns die Dis-
kussionen um EU-Wettbewerbs- und Beihilfebestimmungen mit 
Nachdruck verdeutlichen. Dabei geht es nicht um den Erhalt 
zum Selbstzweck, wiewohl man dies Organisationen gerne 
nachsagt, sondern um eine starke Lobby für ein sozial gerech-
tes und ausgewogenes Europa, welches auch danach fragt, wie 
wir zukünftig leben wollen und wie wir ebenso die Schwächeren 
in unserer Gesellschaft mitnehmen. Denn der Wert Europas 
bemisst sich nicht zuletzt an der Überbrückung sozialer Dispari-
täten und Ungleichgewichte. Nur wenn uns dies gelingt, erfährt 
das europäische Projekt im Sinne einer tatsächlichen Wirt-
schafts- und Sozialunion wieder jene Schubkraft, die es benö-
tigt, um für die Zukunft gerüstet zu sein.  
 
4. Sozialbündnis für Europa  
 
Welche Konsequenzen ergeben sich daraus nun für die deut-
schen Verbände und deren Dachorganisationen? Ich weiß sehr 
wohl, dass etwa die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege bereits seit einiger Zeit in Brüssel ein Verbin-
dungsbüro unterhält. Dies ist notwendig und ohne jeden Zweifel 
wird dort im Sinne der gemeinsamen sozialverbandlichen Ziele 
und Interessen hervorragende Arbeit geleistet. Insbesondere 
auch der fortdauernde Dialog mit dem Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss des EU-Parlamentes bedarf hier besonderer und 
positiver Erwähnung.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Umso notwendi-
ger erscheint es, 
dass die deut-
schen Sozial- und 
Wohlfahrtsverbän-
de ihre Europafä-
higkeit und damit 
ihren Einflussradi-
us verstärken.“ 
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Doch ist mein Eindruck, dass die europäische Dimension vor 
Ort, in den Regionen und Bezirken, bei den einzelnen Gliede-
rungen der Sozial- und Wohlfahrtsverbände, so auch beim VdK, 
noch nicht wirklich ausreichend verankert ist. Immer noch wer-
den zu wenige Fördergelder über die europäischen Struktur-
fonds beantragt und abgerufen. Immer noch erscheint das 
Thema Europa auch bei den Sozialverbänden vornehmlich dazu 
geeignet, in exklusiven Zirkeln diskutiert oder besser abgehan-
delt zu werden. Obwohl die Realität eine ganz andere Sprache 
spricht. Beinah zwei Drittel der deutschen Gesetzgebung wer-
den heute durch die EU bestimmt, mit Auswirkungen, die ein 
jeder von uns im Alltag spürt. Meine Empfehlung wäre so auch, 
dass die Sozialverbände ihre Fort- und Weiterbildungsanstren-
gungen im Bereich europaspezifischer Qualifizierungsmaßnah-
men intensivieren, um ihre Mitarbeiter/innen für europarelevante 
Themen im Bereich der Sozialpolitik und Möglichkeiten der EU-
Fördermittelakquise zu sensibilisieren. Der stetig noch wach-
sende Einfluss europäischer Regelungen und die Möglichkeiten 
der Durchführung zukunftsweisender Projekte mithilfe europäi-
scher Fördermittel erfordert die fachkundige Begleitung durch 
entsprechend geschultes Personal auf allen Ebenen der Sozial-
verbände. 
 
Aber nicht nur an der Basis der Sozialverbände sollte das Be-
wusstsein für europäische Belange und Chancen weiter ge-
schärft werden. Die Erarbeitung einer gemeinsam mit anderen 
nationalen Sozialverbänden, Nichtregierungsorganisationen und 
den Kirchen zu entwickelnden kohärenten europäischen Strate-
gie sollte so auch ganz oben auf der Agenda der dringenden 
und drängenden Handlungsnotwendigkeiten der Sozial- und 
Wohlfahrtsverbände stehen. Eine starke Soziallobby für Europa 
kann allerdings nur erreicht werden, wenn die Anstrengungen 
im Hinblick auf eine weitere Europäisierung der Netzwerke ziel-
strebig und systematisch vorangetrieben wird. Obgleich die Un-
terschiede in der Verfasstheit der Sozialverbände in den EU-
Mitgliedsländern recht groß ist, muss dafür umso mehr der Dia-
log und der fortlaufende Austausch institutionalisiert werden. 
Nur wenn es den Verbänden gelingt, zusehends mehr auf euro-
päischer Ebene im Gleichklang zu sprechen, werden ihre sozi-
alpolitischen Forderungen auf Resonanz stoßen. Und nur dann 
wird es perspektivisch gelingen, ein starkes Sozialbündnis für 
Europa zu schmieden 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Die Erarbeitung 
einer gemeinsam 
mit anderen natio-
nalen Sozialver-
bänden, Nichtre-
gierungsorganisa-
tionen und den 
Kirchen zu entwi-
ckelnden kohären-
ten europäischen 
Strategie sollte so 
auch ganz oben 
auf der Agenda 
der dringenden 
und drängenden 
Handlungsnot-
wendigkeiten der 
Sozial- und Wohl-
fahrtsverbände 
stehen.“ 
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Das deutsche Sozialstaatsmodell wird schlechterdings kaum 
bruchlos auf Europa übertragbar sein. Vielmehr bedarf es der 
tiefergehenden Auseinandersetzung mit konkurrierenden Optio-
nen und Wegen, die allerdings im Kern bei allen europäischen 
Sozialverbänden und auch bei anderen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen ein gemeinsames Ziel vereint: Europa sozialer 
und gerechter zu gestalten, die Kluft zwischen Arm und Reich 
ein Stück weit zu schließen und die gemeinschaftlichen europä-
ischen Werte von Demokratie, Toleranz und Solidarität auf sozi-
al belastbare Fundamente zu stellen. Denn wie sagte einst 
sinngemäß Jean Monnet, einer der Gründerväter Europas:  „Wir 
koalieren nicht Staaten, sondern verbinden Menschen.“ Um die-
sen Auftrag zu erfüllen, bedarf es nicht zuletzt europaaktiver 
und europaweit gut vernetzter Sozialverbände, die in ihrem Be-
mühen, das Soziale nach Europa zu bringen, nicht nachlassen.  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„…europaaktiver 
und europaweit gut 
vernetzter Sozial-
verbände, die in 
ihrem Bemühen, 
das Soziale nach 
Europa zu bringen, 
nicht nachlassen.“ 
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